Surtshlatt 


der k. k. 


NN 
NON 
Ne 

— 
. 


IS 


SER 
— 


h 


Reihshanpf- und efidemfkade Mien 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


2. 
15 
n U 
I. * 
il 
Z 5 ) 
A 4% Ei 
ih NIT: 
717 5 
17 — 0 
Tus 
eh. 3 
> N 
» re, NN 
7 N 
147 7 | * Ü N 
1 f 
74 ATI , 8 
0 
J = . 5 
7 | | 
Se ’ F 
. 4 


93. Jahrgang II. 


Nr. 23. Dienstag, den A. März 18 


” 2 b „ Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. . BE Be 
Prännmerationspreift „ „ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl, halbjährig 3 fl. 50 fr. | Für die Provinz: ganzjährig 8 f., halbjthrig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Nathhauſe. 


Gemeinderath dem Zwecke bewilligt hat, um den Wiener Männergeſangverein 
8 wre anläſslich feines Jubiläums entſprechend zu empfangen. (Beifall.) 
3. Schriftführer Gem.-Rath Schrenckh: Eine Zuſchrift 

8 Der; des Regierungsrathes Dr. Leopold Florian Meißner des In— 
Slenographiſcher Bericht haltes (liest): — 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der Euer Hochwohlgeboren! 
| 


f f R Sehr geehrter Herr Bürgermeiſter! 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 17. März „ 8 


Mit dem vorliegenden Schreiben überlaſſe ich meiner geliebten Vater— 
1893 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Joh. ſtadt Wien geſchenkweiſe die von der Meiſterhand Johannes Benk in Gips 
Nep. Prix. 


angefertigte Büſte meiner Perſon, welche, abgeſehen von dem localen Werte für 
Währing, als Kunſtwerk an und für ſich zu ſchätzen kommt. 
Ich verbinde damit die Widmung, dass dieſelbe im neuen Wiener Rath⸗ 
5 a 7 D: . e hauſe der ehemaligen ſelbſtändigen Gemeinde Währing, nunmehr XVIII. Bezirk 
Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. Wien, unter den Bildniffen des geweſenen Bürgermeiſters von Währing Herrn 
1. Die Herren Gem.⸗Räthe Zagöôrski und Saſſe ent— 
ſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 
Ich erſuche, die Einläufe bekanntzugeben. 
2. Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh: Eine Zuſchrift 


Anton Klettenhofer und Jakob Gerlach angebracht werde. Ich erlaube 
mir nun die höfliche Bitte, Euer Hochwohlgeboren mögen beim Wiener Ge— 
des Wiener Männergeſangvereines lautet (liest): 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 


meinderathe die Annahme dieſes Geſchenkes befürworten. 
Mit bekannter Verehrung verbleibe ich Euer Hoch wohlgeboren ergebener 
Der Wiener Männergeſangverein begeht in den Tagen des 6, 7. und 
8. October l. J. die Feier feines 50jährigen Beſtandes. 


Dr. L. F. Meißner. 
Bürgermeiſter: Ich glaube, die Herren werden einverſtanden 

Als der älteſte Geſangverein der muſikliebenden Kaiſerſtadt, in derſelben 
und ſeiner Bevölkerung durch ein halbes Jahrhundert mit allen ſeinen Faſern 


ſein, dafs die Spende dankend angenommen werde. 
Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 
4. Interpellation des Gem. ⸗Rathes Winter: 
Mit Bezug auf die am 13. Jänner d. J. gefassten Beſchlüſſe über die 
f Urch „ n Vaſſerverſorgung Wiens erlaube ich mir, an den Herrn Bürgermeiſter zu 
wurzelnd, iſt es nun natürlich, wenn derſelbe bei den aus erwähntem Anlaſſe Punkt IV derſelben die höfliche Anfrage zu ſtellen, ob die beſchloſſenen 
zu veranftaltenden Feſtlichkeiten Sie, hochgeehrter Herr Bürgermeister, und die [Meſſungen bezüglich der Waſſerergiebigkeit der neu einzubeziehenden Mürzquellen 
Herren Vertreter der Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien mit in erſter Reihe | ftattgefunden, und welches Reſultat dieſelben ergeben haben. 
unter den Feſtgäſten zu zählen wünſcht. Weiters erlaube ich mir den Herrn Bürgermeiſter zu fragen, welches 
In Ausſicht genommen find bis jetzt eine Stiftungsmeſſe in der Auguſtiner Ergebnis die Erhebungen wegen Einbeziehung neuer Quellen aus dem Gebiete 
kirche am 6. October, am Abende desſelben Tages die Begrüßung der Deputa⸗ des Sonnwendſtein, des Semmering und Ottergebirges, ſowie welches Reſultat 
tionen der fremden Geſangvereine, ferner am 8. October mittags in der kaiſer⸗ die Vorverhandlungen mit den Beſitzern der geeignet befundenen Quellen 
lichen Winterreitſchule ein Feſteoncert und abends ein Feſtcommers. Die geliefert haben. 
ergebenſt gefertigte Vereinsleitung beehrt ſich daher ſchon jetzt, an Sie, hoch⸗ nt ier & f ae TER 
geehrter Herr Bürgermeiſter, und die Vertreter der Stadt Wien die geziemende Rürgermeiſt er: Ich habe die Ehre, hierauf su erwidern, 
Einladung zur Theilnahme an den erwähnten Feſtlichkeiten ergehen zu laſſen dafs die Beſchlüſſe des Gemeinderathes in der Ausführung be— 
und erlaubt ſich zu bemerken, dafs fie ſich die Freiheit nehmen wird, das 0 f . 2 5 f Falich 3 
genaue Programm ſowie die Feſtkarten ſeinerzeit zu übermitteln. e ſind, Au es aber un n der Kürze der Zeit unmöglich iſt, 
Genehmigen Herr Bürgermeiſter den Ausdruck ganz beſonderer Hoch— über dieſe Fragen detaillierte Mittheilungen au machen. 
achtung, mit der zeichnet e e eee Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 
ür den Wiener Männergeſangverein: , 2 64 ; 
Olſchbaur, Vorſtand. ai 5. Antrag des Gem.-Nathes Matzenauer und 64 Ge 
noſſen: 
911 : Mir . G f N 5 | 
2 ürgermeiſter: Wird zur Kenntnis at Ich bemerke In der Sitzung vom 13. Jänner d. J. hat der Gemeinderath unter 
hiezu, dass der Stadtrath einen Credit bis höchſtens 5000 fl. zu | anderem befchloffen: 


622 


„Es ift der Bau einer zweiten ſelbſtändigen Hochquellenleitung aus einem 
anderen Quellengebiete anzuſtreben.“ 

Um die Durchführung dieſes Gemeinderaths⸗ Beſchluſſes in Fluss zu 
bringen, beantragen die Seeger, 


1. Der Magiſtrat wird beauftragt, unverweilt nach Anhörung 
von Sachverſtändigen (Geologen und Hydrotechnikern) das zu 
wählende Quellengebiet in Vorſchlag zu bringen; 

2. Hat der Magiſtrat Anträge wegen der Tracierung und 
Verfaſſung des Vorprojectes vorzulegen. 


Nürgermeiſter: Geht zur geſchäfts ordnungsmäßigen Be⸗ 
handlung. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 
. Antrag des Gem.⸗Nathes Dr. Klotzberg und Ge⸗ 
noſſen 


Der Stadtrath hat in ſeiner Sitzung vom 24. Jänner 1893 über Autrag 
des Stadtraths⸗Referenten Dr. Stenzl beſchloſſen, einen Verbrennungsofen 
für inficierte Gegenſtände im ehemaligen Kübeldepot IX., Roſsauerlände zu 
errichten und ſogleich nach Ferightellung desſelben mit dem Verbrennen von 
inficierten Gegenſtänden zu beginnen. 

Nachdem durch dieſen Verbrennungsofen die Umgebung arg beläſtigt 
werden würde und die Hausherren der angrenzenden Häuſer dadurch ſchon 
jetzt zu Schaden kommen, da die Parteien die Wohnungen kündigen, ſo ſtellen 
die Gefertigten den An trag: 


Dieſen Ofen nicht nur nicht in Betrieb zu ſetzen, ſondern 
denſelben von dort — einer ſehr frequentierten Straße — auch 
zu verlegen an die Peripherie von Wien. 

Nürgermeiſter: Geht an den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 

7. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Friedjung: 

Im ſtädtiſchen Verſorgungshauſe machten ſich auf der Abtheilung für 
chirurgiſche Kranke mehrfache Übelſtände bemerklich, indem dieſe Abtheilung ein 
ungenügendes Wärterperſonal aufweist. Dies gilt beſonders für die Abtl m: 
des Altgebäudes, wo im Zimmer 30 die dort eingelegten Kranken einer ſelbſt 
in e ſtehenden Perſon anvertraut find. Dieſer Pfründuerin obliegt 
die Pflicht, die auf Zimmer 31 beſtellte Wärterin zu vertreten, wenn dieſe ihrer 
au ni nachzukommen vermag. 

e Folge dieſes Umſtandes iſt, dass die Arzte von eintretenden, oft 
für die Kranken entſcheidenden Zwiſchenfällen nur ungenügend unterrich tet ſein 
können; die mangelhafte Beobachtung kann fehlerhafte, ſelbſt verderbliche Maß⸗ 
regeln zur Folge haben. 

Aus dieſen Gründen ſtellen die Gefertigten folgenden Antrag: 

Es werde die Beſtellung noch einer Wärterin für die chirur— 
giſche Abtheilung des Altgebäudes im ſtädtiſchen Verſorgungshauſe 
in der Spitalgaſſe beſchloſſen. 

Nürgermeiſter: Geht an den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

8. Antrag des Gem.⸗Nathes Tagleicht, betreffend die 
Einführung der Hochquellen-Wafferleitung vor der Kreuzung der 
Schüttauſtraße in die Kagraner Reichsſtraße und in die k. und k. 
Militär⸗Schießſtätte nächſt Kaiſermühlen und die Aufſtellung der 
entſprechenden Auslaufbrunnen. 

Über Gemeinderaths⸗Beſchluſs wird gegenwärtig das Hochquellenwaſſer 
nach Kaiſermühlen geleitet und das Leitungsrohr in die Kronprinz Rudolfbrücke 
und Schüttauſtraße eingebettet. 

Es würden ſonach die Bewohner der Kagraner Reichsſtraße und der k. und k. 
Militär⸗Schießſtätte, wo täglich 500 bis 600 Soldaten zu Schießübungen eintreffen, 
ohne ůB bleiben, und es müsste dorthin fo wie bisher das Hoch— 
quellenwaſſer in Fäſſern zugeführt werden. 

Die Koſten der Waſſerzufuhr ſtünden aber in keinem Verhältniſe zu den⸗ 
jenigen Koſten, die durch eine entſprechende Verlängerung des Waſſerleitungs⸗ 
rohres eintreten. 

Ich ſtelle daher den Antrag: 

Es werde an der Kreuzung der Schüttauſtraße und Kagraner 
Reichsſtraße, längs der letzten Straße bis zum geraden Eingang in 
die k. und k. Militär⸗Schießſtätte ein 80 mm breites Waſſerleitungs⸗ 
rohr gleichzeitig mit der Kaiſermühlleitung eingebettet und die 
entſprechenden Auslaufbrunnen aufgeſtellt. 

Hürgermeifler: Geht an den Stadtrath. 
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Beutnitz, Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, 


A 


un — — — 


9. Wir ſchreiten nun zur Tagesordnung. Wir ſetzen das Referat 
über die Petition wegen Errichtung einer Brandſchaden⸗Verſicherungs⸗ 


anſtalt durch die Gemeinde Wien fort. Ich bitte den Herrn Viee— 


Bürgermeiſter Dr. Richter, ſich an den Referententiſch zu be— 
geben. Der Schluſs der Debatte iſt bereits angenommen. 


Als Redner find gemeldet, und zwar für die Vorlage die 
Herren Gem. Näthe: Winkler, Hawranek, Schneeweiß, 
„ Dr. Lueger, Frauenberger, Grünbeck, Dr. 

Klotzberg, Gräf, Dr. Hackenberg, Ziegelwanger, Purſcht, 
Steiner, Hipp, Stehlik, Rauſcher, Brauneiß, Schlögl, 
Eigner, Edlhofer, Scheidl, Schuh, „Tiſchler, Ferdinand 
Mayer, Gregorig, Schlechter, Vaugoin, Matzenauer, 
Latſchka, Geyer; 
gegen die Vorlage iſt gemeldet Herr Gem.-Rath Noske. 

Zum Worte gelangt der Herr Gem-Rath Winkler (nicht 
anweſend), Gem.-Rath Hawranek (nicht anweſend), Gem.⸗Rath 
Schneeweiß (nicht anweſend), Gem.⸗Rath Matthies (ver 
zichtet), Gem.-Rath Dr. Lueger (nicht anweſend), Gem. Rath 
Frauenberger (nicht anweſend), Gem.-Rath Grünbeck (nicht 
anweſend), Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Ich bitte, ich muss verzichten 
mit dem Hinweis, dafs ich nicht darauf vorbereitet war, dass 
dieſes Referat heute Gegenſtand der Verhandlung ſein wird; ich 
würde bitten, dass dieſes Referat heute vertagt und auf die Tages⸗ 
ordnung der nächſten Sitzung geſtellt werde. 

Nürgermeiſter: Ich glaube doch, meine Herren, daßs das 
nicht nöthig iſt; ich erinnere Sie, daßs wiederholt die Urgierung 
dieſes Referates erfolgte, und dass ich gejagt habe, ſowie die Zeit 
es erlaubt, wird es auf die Tagesordnung geſetzt werden. Sie 
können, glaube ich, hinlänglich unterrichtet ſein. Das Referat ſteht 
immer auf der Tagesordnung, und wenn Sie die Anträge des 
Referenten leſen oder wenn wir den Herrn Referenten erſuchen, 
dieſelben nochmals kurz zu begründen, ſo würden Sie über eine 
ſo alte Frage ſofort inſoweit informiert ſein, um darüber beſchließen 
zu können. Die Herren find vielleicht damit einverſtanden, dass 
der Herr Referent die Sache kurz reaſſumiere. 

Referent Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Im Nach⸗ 
hange zum Entwurfe einer Feuerpolizei-Ordnung wurde namens 
des Stadtrathes dem geehrten Gemeinderathe der Antrag unter— 
breitet, welcher im weſentlichen dahin geht, es möge eine Petition 
an die Regierung gerichtet werden, in welcher gebeten wird, die 
Zustimmung zur Errichtung einer Brandſchaden⸗Verſicherungsanſtalt 
durch die Gemeinde Wien mit dem Rechte der Zwangsverſicherung 
zu ertheilen. | 

An dieſe allgemeine Bitte anknüpfend, werden nun die Grund: 


ſätze angegeben, nach welchen die Einrichtung dieſer Verſicher ungs⸗ 


anftalt erfolgen ſoll. Es iſt angegeben, das ſämmtliche Gebäude 
innerhalb des Gemeindegebietes mit Ausnahme der Hof- und 
Staatsgebäude entſprechend ihrem Werte und der Art ihrer Ver: 
wendung gegen Brandſchäden zu verſichern ſeien, weiters, dafs die 
Gemeinde für die Durchführung dieſer Verſicherungen eine Brand- 
ſchadencaſſa zu errichten und zu verwalten habe, und endlich, dass 
die von den Eigenthümern mit anderen Geſellſchaften oder Der: 
ſicherungsanſtalten abgeſchloſſenen Gebäudeverſicherungen ſo lange 
ihre Giltigkeit behalten, bis dieſe ſtädtiſche Verſicherungsanſtalt in 
Wirkſamkeit getreten fein wird, und dafs Verlängerungen oder Er⸗ 
neuerungen bezüglich dieſer Verträge unſtatthaft ſeien. 
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Das waren die Anträge, die ich mir ſeinerzeit namens des 
Stadtrathes zu unterbreiten erlaubt hatte. 

In der Debatte, welche ſich daran knüpfte, wurde vom Herrn 
Gem. Rath Dr. Stern gegen die Anträge im allgemeinen Stellung 
genommen und zum Schluſſe folgender Antrag geſtellt: 

Es ſei eine ſiebengliedrige Commiſſion zu wählen, welcher 
dieſe Vorlage zuzuweiſen ſei, es ſei die Vorlage an den Stadtrath 
zurückzuweiſen, mit dem Auftrage auf Ergänzung der Anträge in 
folgender Richtung: 

1m. Eine Beſtimmung über den Umfang der Haftung der 
Gemeinde für Brandſchäden; 

2. über die in Ausſicht zu nehmenden finanziellen Reſultate; 
ob nur die Koſten der Feuerwehr hereingebracht oder ein darüber 
hinausgehender unbeſtimmter Ertrag erzielt werden ſolle; 

endlich über die Frage, ob und welche Sicherheit einerſeits 
für die Gemeinde, andererſeits für den ſtädtiſchen Realbeſitz gegen 
die alljährlich zu beſtimmenden, zu niederen oder zu hohen Prämien: 
ſätze geſetzlich zu fixieren ſei. 

Dann hat die Debatte ihren Lauf genommen, und hat ſich 
der größte Theil der Redner für die Anträge ausgeſprochen. 

Herr Gem. Rath Bärt! hat für den Fall, als die Zurück— 
weiſung des Referates an den Stadtrath, eventuell die Einſetzung 
einer Commiſſion nicht angenommen werden ſollte, beantragt, es 
ſei der Antrag des Referenten mit Ausnahme des Wortes „Zwang“ 
zum Beſchluſſe zu erheben. 

Herr Gem.⸗Rath Herrdegen hat über einen Theil, nämlich 
über die principielle Seite hinſichtlich der Zwangsverſicherung den 
Antrag auf namentliche Abſtimmung geſtellt. 

Herr Gem.⸗Rath Müller hat die Vertagung inſolange, bis 
von Seite des Stadtrathes ein weiteres Referat erſtattet wird, 
beantragt. 

Bürgermeiſter: Ich glaube, meine Herren, es iſt möglich, 
in die Debatte einzugehen. Das Wort hat Herr Gem. -Rath 
Gräf (abweſend), Gem.⸗Rath Dr. Hackenberg (Gem. Rath 
Dr. Hackenberg: Ich verzichte !), Gem.-Rath Ziegelwanger 
(abweſend), Gem.⸗Rath Purſcht (abweſend), Gem.⸗Rath Steiner 
(abweſend), Gem.⸗Rath Hipp (abweſend), Gem.⸗Rath Stehlik 
(abweſend), Gem.⸗Rath Rauſcher (abweſend), Gem.-Rath 
Beutnitz (abweſend), Gem.⸗Rath Schlögl! (abweſend), Gem. 
Rath Eigner (abweſend), Gem.⸗Rath Edlhofer (abweſend), 
Gem.⸗Rath Scheidl (abweſend), Gem.-Rath Schuh (abweſend), 
Gem.⸗Rath Tiſchler (abweſend), Gem.-Rath Ferd. Mayer 
(abweſend), Gem.⸗Rath Gregorig (abweiend). 

Nürgermeiſter: Gegen die Vorlage hat Herr Gem.-Rath 
Noske das Wort. 

Gem. Rath Nose: Meine Herren! Gelegentlich des 
Referates über die Feuerlöſchordnung iſt, wie ſchon der Herr 
Referent erwähnt hat, als ein Anhängſel dazu der Antrag geſtellt 
worden: „Es ſei ſeitens der Gemeinde“ — wie es wörtlich heißt 
— „an die Regierung eine Petition zu richten, in welcher gebeten 
wird, die Zuſtimmung zur Errichtung einer Brandſchaden-Ver⸗ 
ficherungsanſtalt durch die Gemeinde Wien mit dem Rechte der 
Zwangsverſicherung zu ertheilen.“ 

Es mußs denjenigen, welcher mit den Verhältniſſen vertraut 
iſt, einigermaßen wundernehmen, dass eine Angelegenheit von 
ſolcher Schwierigkeit, wie die Einführung einer Zwangsverſicherung, 
ſo als Beiſtrich oder Strichpunkt bei einem anderen Referate, das 
den Gemeinderath wochenlang beſchäftigt hat, behandelt wird. Die 


e It k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 23, 21. März 1893. 


NN AAKALX K 


é LKK 


Verſicherungs⸗Geſetzgebung aller Länder iſt der Frage der Zwangs⸗ 
verſicherung ſeit einer Reihe von Jahren nähergetreten und iſt 
gerade wegen der außerordentlichen Schwierigkeit dieſer Frage bis 
jetzt zu einem Reſultate nicht gelangt. Die Verſicherungs⸗Literatur 
wird ſeit einer Reihe von Jahren von der Discuſſion über dieſes 
Thema beherrſcht, und zwei Facta liegen vor, welche auf die Art 
und Weiſe, wie ſehr dieſe Frage controvers iſt, ein Streiflicht zu 
werfen geeignet ſind. 

Bekanntlich wurden in jener Zeit, in welcher überhaupt noch 
keine Privat⸗Verſicherungsanſtalten beſtanden, im vorigen Jahrhundert 
in Preußen ſogenannte Feuer-Societäten mit Zwang eingeführt. 

Ich habe hier die Statuten dieſer Feuer⸗Societäten liegen, 
und jedem, der die Statuten anſieht, muſs es auffallen, dass die 
Beſtimmungen für dieſe deutſchen Zwangs⸗Feuer⸗Societäten das 
Datum vom 1. April 1794 tragen, gezeichnet: „Friedrich Wilhelm“, 
und ſo iſt es auch mir aufgefallen, wie ich zu meinen Privat⸗ 
zwecken mir dieſes Reglement verſchafft habe. Ich habe mich in 
Deutſchland erkundigt, wieſo es kommt, nachdem zwiſchen 1794 
und 1893 verſchiedenes ſich geändert hat, was wahrſcheinlich eine 
Reviſion dieſer Statuten erfordert haben würde, daſs man heute 
noch in Deutſchland auf Grund der Statuten von 1794 Zwangs⸗ 
Feuer⸗Societäten betreibt. Darauf iſt mir die Auskunft geworden, 
daſs man das deshalb thut, weil die Zwangs⸗Feuer⸗Societäten 
ſich nicht trauen, an die deutſche Regierung heranzutreten, weil 
fie fürchten müſſen, dafs in dem Augenblicke, wo fie um die 
Reviſion des Statutes anſuchen, die deutſche Regierung verlangen 
werde, daſs der Zwang aus dem Statute entfernt werde. 

Ein zweites Beiſpiel, wie ſehr die Frage controvers iſt, iſt 
ein gewiss höchſt unbefangenes. Es erſcheint jährlich in der 
Schweiz ein Bericht des eidgenöſſiſchen Verſicherungsamtes über 
die Privat⸗Verſicherungs⸗Unternehmungen in der Schweiz; das 
ift ein amtlicher Bericht, veröffentlicht auf Grund Beſchluſſes des 
Schweizer Bundesrathes. Seitdem dieſe Einrichtung beſteht, das 
ift ſeit circa ſechs Jahren, beſitzt die Schweiz ein ganz vorzüg⸗ 
liches, genau und ſorgfältig gearbeitetes Werk der Schweizer Auf: 
ſichtsbehörden über die Verſicherungs-Geſellſchaften, das die Er— 
fahrungen, welche die Aufſichtsbehörden gemacht haben, darſtellt. 
Es kommt eine Stelle vor, in der von dem berühmten Hamburger 
Brand die Rede iſt, wo geſchildert wird, wie der Brand in Glarus 
die ganze Zwangsverſicherung über den Haufen geworfen hat und 
der ganze Bund und die Cantone zuſammenhelfen mussten, um 
die Zwangsverſicherungs-Geſellſchaften aufrecht zu erhalten, be⸗ 
ziehungsweiſe zu ermöglichen, dafs ſie ihre Verpflichtungen erfüllen. 
Da heißt es (liest): „Man rief nach Verſicherung durch den 
Bund; als jedoch auf dieſes Begehren nicht eingetreten wurde und 
der von der Bundesbehörde angeſtrebte Rückverſicherungsverband 
zwiſchen den cantonalen Gebäude Verſicherungsanſtalten an den 
vielen entgegenſtehenden Schwierigkeiten ſcheiterte, da ſcholl von 
Canton zu Canton die Loſung: Freigebung der Gebäudeverſicherung“, 
das heißt Aufhebung des Zwanges. Angeſichts dieſer Facta, 
angeſichts des Umſtandes, wie ja dem Eingeweihten bekannt iſt, 
daſs die Frage des Zwanges in der Verſicherung eine äußerſt 
controverſe und außerordentlich ſchwierig zu löſende iſt, mufs es, 
wie geſagt, wundernehmen, dass bei der Gemeinde Wien durch 
den Antrag, den der Herr Referent vertritt, ganz nebenher bei 
irgend einer anderen Gelegenheit in aller Geſchwindigkeit und Eile 


das Princip des Zwanges ausgeſprochen werden ſoll, und ich halte 


es nicht nur für mein Recht, ſondern in dieſem ſpeciellen Falle 
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als Sachverſtändiger auf dieſem Gebiete geradezu für meine Pflicht, 
meine Erfahrungen, Kenntniſſe und mein Wiſſen auf dieſem Gebiete 
zum Zwecke der Aufklärung dieſer Frage zur Verfügung zu ſtellen. 


Ich möchte zunächſt bemerken, dafs ich der Anſchauung bin, 
daſs das, was in dem erſten Abſatze des Referates verlangt wird, 
von Seite der Regierung weder gegeben werden kann, noch gegeben 
werden wird. Ich begründe das mit Folgendem: Es heißt hier, 
es ſei an die Regierung eine Petition zu richten, in welcher ge— 
beten wird, die Zuſtimmung zu ertheilen zur Errichtung einer 
ſtädtiſchen Zwangsverſicherung. Die Regierung ſoll alſo ihre Zus 
ſtimmung ertheilen zu einer Zwangsverſicherung. Die Regierung 
kann aber dieſe Zuſtimmung nicht ertheilen, weil ſie dazu das ver— 
faſſungsmäßige Recht gar nicht hat, und ſie ſelbſt, die es doch 
wiſſen muss, welche Rechte fie hat, hat das in einem officiellen, 
jedermann zugänglichen Actenſtücke erklärt. Es hat nämlich im 
Jahre 1887 der niederöſterreichiſche Landesausſchuſs ſich mit einem 
ähnlichen Petitum an die Regierung gewendet. Der Landesausſchußs 
hat verlangt, es ſei nach dem Grundſatze der Wechſelſeitigkeit, ſo 
daſs die Verſicherungsprämie nach Maßgabe des eingetretenen 
Feuerſchadens oder nach dem Grundſatze der vom Lande fixierten 
Prämie bemeſſen werde, eine Landes-Brandſchadenanſtalt zu con— 
cedieren. Darauf hat die Regierung geantwortet, das iſt in dem 
Berichte des Landesausſchuſſes gedruckt: „Das hohe Miniſterium hat 
nämlich, laut Note der niederöſterreichiſchen Statthalterei vom ſo 
und ſovielten, eröffnet, dass es nicht in der Lage ſei, in dieſer Ange: 
legenheit ſchon derzeit Stellung zu nehmen, weil die beſtimmten 
Projecte, welche die für die Beurtheilung der Frage maßgebenden 
grundſätzlichen Beſtimmungen enthalten, nicht vorliegen.“ Ganz unſer 
Fall, Das hohe Miniſterium hat jedoch weiters rückſichtlich der hiebei 
in Erwägung kommenden principiellen Frage der Durchführbarkeit 
des Projectes im Wege der Landesgeſetzgebung ſchon derzeit darauf 
hingewieſen, daſs nach den Beſtimmungen des § 11 der Staats— 
grundgeſetze vom 21. December 1867 allerdings Bedenken betreffs 
der Competenz des Landtages zur legislativen Erledigung der in 
Rede ſtehenden Angelegenheit beſtehen, und bemerkt, dajs die Frage 
der Einführung der Zwangsverſicherung im Wege der Reichsgeſetz— 
gebung im Stadium der Berathung ſich befindet. Dieſer § 11 der 
Staatsgrundgeſetze lautet: „Der Wirkungskreis des Reichsrathes 
umfaſst alle jene Angelegenheiten, welche ſich auf Rechte, Pflichten 
und Intereſſen beziehen, die allen im Reichsrathe vertretenen 
Königreichen und Ländern gemeinſchaftlich find, und Punkt 6) nennt 
ausdrücklich Monopole, alſo in dieſem Falle die Zwangsverſicherung, 
als der Reichsgeſetzgebung vorbehalten.“ 


Es widerſtrebt mir nun, dafs die Gemeinde Wien, an deren 
Spitze und in deren Verwaltung ſo viele ausgezeichnete Juriſten ſich 
befinden, an die Regierung ein Petitum ſtelle, das ſie offenbar ſchon 
wegen Incompetenz ablehnen muss. Ich kann die Regierung doch 
nicht um etwas bitten, wovon ſie ſelbſt ſchon erklärte, das ſie nach 
der beſtehenden verfaſſungsmäßigen Geſetzgebung nicht berechtigt jet, 
es zu gewähren, und ich überlaſſe es, da ich keinen Antrag ſtellen 
will, dem Referenten, ob er dieſen offenbaren Irrthum dadurch 
ſanieren will, daſs er beantragt, es ſei an die Regierung eine 
Petition zu richten, in welcher nicht gebeten wird, die Zuſtimmung 
zu ertheilen, ſondern die Zuſtimmung zu erwirken. Das iſt 
das einzige, was die Regierung in dieſer Sache thun kann, dass 
ſie ſich an die legislativen Körperſchaften wendet, die Zwangs⸗ 
verſicherung — wenn möglich — durchzuführen. 
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Nun komme ich aber zu der mich intereſſierenden Frage, weil 
fie rein fachlicher Natur iſt: Kann die Regierung, ſelbſt wenn fie 
die verfaſſungsmäßige Berechtigung hätte, auf Grund deſſen, was 
ihr durch dieſen Antrag geboten wird, ſagen: Gut, ich bin ein⸗ 
verftanden, dafs die Zwangsverſicherung der Gemeinde Wien gemacht 
wird, und da mus ich nach meiner vollen innerſten fachmänniſchen 
überzeugung — und ich hoffe, das den Herren auch nachweiſen 
zu können — ſagen, die Regierung kann das nicht, denn es iſt 
ihr abſolut nichts geboten, ſie weiß nicht, was ſie concedieren ſoll. 
Ich bitte, gütigſt zu berückſichtigen, was alles nothwendig iſt, damit 
die Regierung ſagen kann, ich gebe dieſem oder jenem Projecte 
meine Zuſtimmung oder nicht. (Gem.-Rath Dr. Klotzberg ruft: 
Das iſt Sache der Regierung!) Das iſt nicht Sache der Regierung, 
denn die Regierung hat — ich habe mir erlaubt, es früher vor— 
zuleſen — ſelbſt geſagt, dafs fie auf das Project des Landes, das 
doch viel mehr ausgearbeitet war, nicht eingehen kann, weil zur Be— 
urtheilung der Frage die maßgebenden grundſätzlichen Beſtimmungen 
nicht vorliegen. Wie ſoll die Regierung eine Verſicherung con— 
cedieren, wenn ſie nicht weiß, wie die Prämie bemeſſen iſt? Die 
Prämienbemeſſung iſt ein nebenſächliches Ding, ſo lange es ſich um 
eine freie Verſicherung handelt, ſie iſt ein ſehr wichtiges Ding, denn 
ſie wird zur Steuerangelegenheit, wenn es ſich um eine ſtaatliche 
Zwangsverſicherung handelt, und ſie iſt ein außerordentlich bequemes 
Mittel, ſich auf dem Wege einer ganz unſcheinbaren Steuer: 
erhöhung ein Mehreinkommen zu ſchaffen, wenn man einfach die 
Raten bei der Zwangsverſicherung hinaufſetzen würde. Die Re— 
gierung kann es nicht zugeben und wird es nicht zugeben, weil ſie 
es nicht kann, das einfach ſolche Verwaltungsgrundſätze auf den 
Kopf geſtellt werden, und daſs man in Form einer Zwangsprämie 
eine Steuereinhebung und Erhöhung durchführen kaun, ohne dass 
die geſetzlichen Formalitäten beobachtet werden. 


Es iſt kein Anhaltspunkt dafür gegeben, in welcher Art die 
Schadenerhebung vor ſich geht, und das iſt doch das Wichtigſte, 
was den Verſicherten intereſſiert. Ihn intereſſiert, wenn er einen 
Schadensfall hat, wie der Schaden erhoben wird, nach welchen 
Grundſätzen, welche Rechte er hat. Wenn jemand bei einer Actien— 
geſellſchaft oder wechſelſeitigen Anſtalt verſichert iſt, weiß er, welchen 
Juſtanzenzug er zu machen hat; er weiß, wenn ich nicht zufrieden 
bin mit dem, was mir die Verſicherungs-Geſellſchaft anweist, fo 
gehe ich zu Gericht, ich habe drei Juſtanzen, und endlich wird mir 
Recht oder der Geſellſchaft. Der Inſtanzenzug bei einer ſtaatlichen 
oder ſtädtiſchen Zwangsverſicherung iſt ein ganz anderer, die Ver— 
hältniſſe des Verſicherten zur Geſellſchaft find ganz anders. 


Die Zwangsverſicherung hat gar kein Intereſſe daran, den 
Verſicherten zufriedenzuſtellen; die Privatverſicherung, in welcher 
Form immer — ich ſehe von der Form der wechſelſeitigen und Actien— 
geſellſchaft ab — hat ein Intereſſe, denn die Privatverſicherung 
mufs immer darauf bedacht fein, dajs neben ihr noch eine Reihe 
anderer Geſellſchaften ſteht, und daſs fie dem öffentlichen Urtheile, 
das ihr ſehr ſchädlich ſein kann, ausgeſetzt iſt. Die Zwangsverſiche— 
rung weiß: der Mann mußs bei mir verſichern, ſie weiß, der 
Mann mus nehmen, was ich ihm gebe, weil ihm eine Behörde 
gegenüberſteht. Sie hat dieſes Intereſſe nicht. Dieſes Intereſſe 
iſt aber gerade dasjenige, was für den Verſicherten von ausſchlag⸗ 
gebender Bedeutung iſt. Und ehe die Regierung ein Project irgend 
welcher Art concedieren kann, mußs fie wiſſen, wie in dieſer Be— 
ziehung gedacht wird. Ich will von einer Menge von techniſchen 


Amtsblatt u . ee a Reale * — . 23, 21. an 1893. 


L c XLN 


L FN Are XN INN N. T NN NN N NN N 


Details, die ich anführen könnte, abſehen, um die Herren nicht 
zu ermüden. 

Es iſt noch ein Moment zu erwägen, welches in dieſer Frage 
gleichfalls von großer Bedeutung iſt. Wenn der Staat den Zwang 
für ein Gemeinde- oder Landesinſtitut concedieren würde, jo müsste 
die Frage erwogen werden, ob dem Zwange alle Objecte oder nur 
gewiſſe Objecte unterworfen ſind. Wenn Sie alle Objecte dem 
Zwange unterwerfen, ſo kommen Sie zu folgenden Conſequenzen. 
Dann müssten Sie in Wien z. B. Theater, Mineralölfabriken, 
die ganze Textilbranche, welche ſich auf dem Neubau angeſammelt 
hat, kurz, eine Reihe von mitunter ſehr gefährlichen Risken, welche 
ſchon hunderttauſende Gulden Schaden verurſacht haben, mit— 
verſichern. Nun kann — und das iſt unter Fachleuten ein jo feit- 
ſtehendes Axiom, dafs man darüber nicht weiter zu reden braucht 
— niemand demjenigen, der verſichern will, zumuthen, dajs er 
ſolche Risken auf eigene Rechnung behält, denn er kommt ſonſt in 
die Lage, dajs ihm ein einziger Schaden die ganze Prämie von 
ein, zwei, drei Jahren wegnehmen kann und er dann ohne Deckung 
daſteht. Derjenige, der halbwegs mit der Verſicherung vertraut iſt 
— und die Herren find gewißs, weil doch alle ſelbſt etwas zu ver— 
ſichern haben, inſoweit mit der Verſicherung vertraut — weiß, 
dass bei einem der gefährlichen Risken — und das find jo ziemlich 
die gefährlichſten — eine Verſicherungs-Geſellſchaft von einem 
Betrage von 300- bis 400.000 fl. je nach ihrer Größe und ihrer 
Leiſtungsfähigkeit höchſtens 20- bis 30.000 fl. in eigener Rechnung 
behält, und dajs ſie alſo bei 90, mitunter 95 Percent, gezwungen 
iſt, das Riſico anderen Verſicherungs-Geſellſchaften im directen oder 
im Rückverſicherungswege zu übertragen. Wie wollen Sie das bei 
der Zwangsverſicherung machen? Bei wem ſoll die Gemeinde die 
Rückverſicherung nehmen? Wollen Sie aber Rückverſicherung — 
und heute thatſächlich gibt es genug Verträge, wo ſogenannte 
Landes⸗Verſicherungsanſtalten gerade bei den Privat-Verſicherungs⸗ 
anſtalten Hilfe ſuchen, weil ſie ſonſt über eine gewiſſe Grenze 
hinaus verſicherungsunfähig werden — wollen Sie das, ſo kommen 
Sie zu der Conſequenz, dafs ſich entweder dieſe Landes- oder die 
ſtädtiſche Anſtalt bei einer Privatanſtalt verſichern, oder wenn 
ſie das nicht wollen, was ich begreiflich finde, weil ſich das mit dem 
Principe der Zwangsverſicherung nicht vereinbaren läſst, fo kommen 
fie zu der anderen Nothwendigkeit, daſs fie dieſe gefährlichen Risken 
ausſchließt; denn eine dritte Möglichkeit, dafs fie fie übernehmen 
und behalten ſoll, exiſtiert nicht, weil das techniſch unmöglich iſt, 
und weil das nur einer thun könnte, der ſich mit jemandem, der 
in Monte Carlo va banque ſpielt, vergleicht, nicht aber eine 
Gemeinde, die das Geld der Steuerträger verwaltet. Wenn ſie 
aber die ſchlechten Risken ausſcheiden, ſo kommen ſie zu der Con— 
ſequenz, dafs fie die Prämien ſehr bedeutend hinaufſchrauben; denn 
nur in der Miſchung der Risken beſteht die Möglichkeit, die 
ſchlechten Sachen billiger zu machen. Wenn aber das Beſſere — 
und das iſt zweifellos das ſogenannte Stadtgeſchäft — ausgenommen 
wird und nur die ſchlechten und die 100 bis 150 Schäden gebenden 
Risken zur Privatverſicherung einbezogen werden, ſo iſt es natur— 
gemäß, dass die Prämien für dieſe Risken erheblich ſteigen müſſen. 

Sie entlaſten den einen nicht, der bei der Zwangsverſicherung 
untergebracht wird — warum, werde ich ſpäter nachweiſen — und 
Sie belaſten den anderen auf ganz erhebliche Weiſe, weil Sie die 
Miſchung der Risken wegnehmen. Dazu iſt noch zu erwähnen, 
dafs jetzt, wo das Gemeindegebiet ſich auf eine Reihe von länd- 
lichen Gegenden und Risken ausgedehnt hat, das Wiener Geſchäft 
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bedeutend ſchlechter werden wird. Sie haben heute eine ganze 
Reihe von mit Schindeln gedeckten zuſammengebauten Ortſchaften 
im Gemeindegebiete von Wien, in denen Futter-, Heu- und Stroh⸗ 
vorräthe liegen, und alle dieſe Gegenden werden Sie entweder mit 
der Zwangsverſicherung aufnehmen, oder wenn Sie ſie ausſcheiden 
wollen, eine Erhöhung der Prämie herbeiführen müſſen. Alle dieſe 
Momente zuſammengenommen, können, ohne dass die Regierung 
informiert wird, wie die Gemeinde dieſe Fragen löſen will, die 
Regierung nicht dazu beſtimmen, einem Projecte, das eigentlich 
nichts iſt wie ein Grundſatz, ein Princip, das ohne jeden Zweck 
hingeſtellt wird, zuzuſtimmen. Aus dieſen Gründen bin ich alſo 
der Meinung, dals die Regierung dieſes Project, ſelbſt wenn es 
verfaſſungsmäßig wäre, wegen ſeiner vollſtändigen Unausgegohren— 
heit mit Rückſicht auf den Umſtand, daßs es die fachtechniſchen 
Fragen gar nicht berührt, geſchweige denn löst, einfach einer 
Prüfung nicht unterziehen wird, ſondern ſie wird, wenn die Petition 
der Gemeinde an fie kommt, entweder ſagen: „Du erſuchſt mich 
um etwas, was ich verfaſſungsmäßig zu bewilligen nicht das Recht 
habe“, oder ſie wird ſagen: „Ich werde es den geſetzmäßigen 
Factoren 3 du, Gemeinde, müjsteft dich aber früher 
darüber äußern, ſei fo gut und löſe dieſe Fragen“, deren Haupt— 
ſächlichſtes ich angedeutet habe. 

Aber noch aus einem anderen Grunde iſt der jetzige Moment, 
dieſe Frage zu löſen, kein zweckmäßiger, und das iſt der Grund, 
daſs die Regierung, wie aus verſchiedenen Enunciationen, die ich 
hier habe, mit deren Verleſung ich die Herren jedoch nicht be— 
helligen will, und aus verſchiedenen Außerungen im Reichsrathe 
und im Landtage hervorgeht, damit beſchäftigt ift, ein Verſicherungs— 
geſetz zu ſchaffen. Welcher Art das Geſetz ſein wird, weiß ich 
nicht, das weiß wahrſcheinlich außer der Regierung noch niemand; 
vielleicht weiß es die Regierung ſelbſt noch nicht, weil es eben im 
Stadium der Berathung ſich befindet. Der Verſicherungs-Ausſchußs 
des Abgeordnetenhauſes ſelbſt hat erſt vor wenigen Tagen einen 
Geſetzentwurf über die Verſicherung beſchloſſen, der aber wieder die 
Billigung der Regierung nicht gefunden hat, und iſt es nun wahr— 
ſcheinlich, daſs in dieſem Stadium, wo das Abgeordnetenhaus und 
die Regierung einerſeits über die Löſung der Frage uneinig ſind, 
wo andererſeits die Regierung ein Reichsgeſetz vorbereitet, die Re— 
gierung auf einmal, wenn die Gemeinde Wien kommt und ſagt, 
ich bitte, ich möchte jetzt eine ſtädtiſche Zwangsverſicherung, ſagen 
wird: bitte ſehr, das wird concediert. Das iſt nach dem Gange 
der parlamentariſchen und öffentlichen Dinge nicht denkbar; man 
wird doch nicht für eine Gemeinde des Reiches etwas bewilligen, 
wenn man gerade damit beſchäftigt iſt, dieſelbe Frage für das 
ganze Reich zu löſen. Ich halte alſo aus dieſen Gründen den 
Moment nicht für zweckmäßig, dieſe Frage bei der Gemeinde zu 
löſen, weil alle Ausſicht dafür vorhanden tft, daßs dieſe Vorlage 
einfach ein Schlag ins Waſſer wird. Abgeſehen von dieſem Be⸗ 
denken, möchte ich mich der Frage zuwenden: Iſt denn, wenn wir 
ſchon annehmen, daßss die Regierung dieſen Zwang würde be— 
willigen können, im gegenwärtigen Augenblicke dieſe Zwangsver⸗ 
ſicherung etwas Zweckmäßiges? Was wird damit bezweckt? Meine 
Herren, Sie wollen dieſen Zwang nicht etwa aus dem Grunde, 
wie er beiſpielsweiſe in manchen Ländern, wo nur 60 oder 
70 Percent der Bevölkerung verſichert ſind, gewünſcht wird, 
nämlich um die Saumſeligen, welche ihr Hab und Gut nicht 
verſichern, zur Verſicherung zu bringen. Dieſer Grund fällt für 
Wien weg. | 
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Ich beſitze zwar keine Statiſtik. Es beſteht meines Wiſſens 
auch keine dafür, aber wir, die wir mit dem Geſchäfte zu thun 
haben, haben das Gefühl, dass in ganz Wien vielleicht 5 Percent 
nicht verſichert ſind. Wegen dieſer 5 Percent werden Sie doch die 
95 Percent nicht zwingen, zu verſichern, was dieſe heute ohnedies 
nach ihrer Convenienz thun. Sie wollen den Zwang, weil die 
Gemeinde das Gefühl hat, dafs fie, wenn fie den Zwang nicht hat, 
aus der Verſicherung nichts erreicht, daſs fie, und zwar unter den 
beſtehenden Verhältniſſen das, was ſie erreichen will, ein Geſchäft 
aus der Verſicherung zu machen, nicht erreichen kann. Sie wollen 
alſo den Zwang, Sie wollen die Bevölkerung in eine Zwangsjacke 
zu dem Zwecke ſtecken, um ein finanzielles Geſchäſt zu machen. 
Nun argumentieren die Herren, welche Anhänger der Zwangs- 


verſicherung ſind, ſo: Sie gehen von der Utopie aus — ich habe 


eine Zeitung da, in welcher das ſteht, dass dieſes Geſchäft allein 
geeignet ſein wird, die Koſten der ganzen Feuerwehr zu decken und 
daſs noch etwas übrig bleiben wird. Es hat ſich aber noch kein 
Menſch die ſo leichte Mühe genommen, dieſe Behauptung auf ihre 
Stichhältigkeit zu unterſuchen. Es kommt mir ſo vor, wie das 
Schauſpiel, welches ich häufig ſehe, wenn ich von meiner Wohnung 
in das Rathhaus gehe, daſs nämlich auf dem Stephansplatz einer 
ſtehen bleibt und ſagt: da oben iſt etwas. Dann bleibt ein anderer 
ſtehen und behauptet, es fliege ein weißer Rabe aus einem Loche 
im Stephansthurm. Nach fünf Minuten bleiben fünfzig ſtehen und 
ſehen alle den weißen Raben, der gar nicht da iſt, nur weil der 
eine es geſagt hat. So iſt es auch in dieſem Falle. 

Die Geneſis der ganzen Zwangsverſicherung iſt folgende. Es 
iſt einmal eines der unglückſeligſten Geſetze geſchaffen worden, das 
es überhaupt gibt und dem der Gedanke zugrunde liegt, daſs man 
jemand, der verſichert iſt und ſein Hab und Gut durch die Ver— 
ſicherung bewahrt, zwingt, zu Gunſten des Leichtſinnigen und 
Nachläſſigen, der es nicht thut, eine Steuer zu entrichten, ſtatt den 
umgekehrten Weg zu gehen und zu ſagen: derjenige, der ver— 
ſichert, braucht die Feuerwehr nicht, den laſſen wir frei; für den— 
jenigen aber, der nicht verſichert, iſt die Feuerwehr die einzige Rettung, 
den müſſen wir veranlaſſen, daſs er etwas zur Erhaltung der 
Feuerwehr beiträgt. Man hat aber den der wirtſchaftlichen Raiſon 
nach vollſtändig unrichtigen Weg eingeſchlagen und geſagt: dem 
Verſicherten nehmen wir das Geld ab, damit der Nichtverſicherte 
nicht nur nicht zu verſichern braucht, ſondern damit auch von 
jenem die Feuerwehr erhalten wird. Als dieſes höchſt verfehlte 
Geſetz in den verſchiedenen Ländern eingeführt wurde, haben die 
Leute, welche früher den Feuerwehr Beiträge leiſteten, erklärt — 
ſo behaupten dieſe wenigſtens — jetzt geben wir nichts mehr, wir 
müſſen jetzt ohnehin die Staatsſteuer zuzahlen, was ſollen wir noch 
der Feuerwehr geben! Dadurch wurden die Feuerwehren in ihrem 
Einkommen beeinträchtigt und da hat man angefangen, den Gedanken 
zu entwickeln: ja, wenn der Staat die Zwangsverſicherung ein— 
richtet, dann mußs jeder verſichern und für die Feuerwehr zahlen, 
und dadurch kommt die Feuerwehr zu einem ſchönen Einkommen. 
Dieſe Feuerwehren ſind ein ſehr verbreitetes Inſtitut, und ſo hat 
ſich dieſe Agitation verbreitet, eine ſogenannte öffentliche Meinung 
iſt entſtanden, und kein Menſch hat ſich beſondere Mühe gegeben, 
zu prüfen, was eigentlich an dieſen Vorſchlägen daran iſt. 

Nun bitte ich, mir mit einigen Ziffern zu folgen. Ich glaube 
auch, der Herr Referent, der bis jetzt nicht in der Lage war, dieſe 
zu kennen, wird damit einverſtanden fein, dafs, wenn man ein 
Inſtitut gründet, man zuerſt calculieren muſs, was zu erwarten 
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iſt und wie ſich die Rechnung geſtalten wird. Das kann jedermann 
ſich leicht ausrechnen. Seitdem die zweipercentigen Feuerwehr⸗ 
beiträge gezahlt werden müſſen, mußs jede Geſellſchaft, die über— 
haupt Verſicherungsgeſchäfte betreibt, alljährlich einbekennen, wie 
viel Prämien ſie in Wien und in den verſchiedenen Provinzen 
verdient. Dieſe Ausweiſe werden durch Beamte des Magiſtrates 
oder der Landes⸗Buchhaltung durch Stichproben auf ihre Richtigkeit 
geprüft. Auf Grund dieſer Ausweiſe wird dann der zweipercentige 
Beitrag berechnet. Wenn man dieſe zwei Percent hat, dann braucht 


man nur mit 50 zu multiplicieren, um darauf zu kommen, wie 


viel die Verſicherungs⸗, Wechſelſeitigen und Actien-⸗Geſellſchaften 
an Prämien eingehoben haben. 

Wenn Sie die Ausweiſe des alten Gemeindegebietes her— 
nehmen (die des neuen liegen noch nicht vor, weil die Vororte 
erſt im vorigen Jahre einbezogen wurden und die Ausweije erſt 


im Mai oder Juni erſcheinen), jo kommen Sie auf folgende 


Reſultate: Die Geſammtprämien, welche nach dieſem Ausweiſe in 
Wien gezahlt werden an ſämmtliche Verſicherungs-, Wechſelſeitigen 
und Actien-Geſellſchaften, betragen danach 898.000 fl. 


Ich ſchalte hier ein, daßs ein nicht unerheblicher Theil dieſer 
Summe, nämlich 158.000 fl. auf die wechſelſeitige Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft entfallen, und ich werde noch darauf zurückkommen, 
warum ich dieſe Einſchaltung mache. In dieſen 898.000 fl. iſt 
das geſammte Geſchäft enthalten, nämlich Gebäude-, Mobiltar- 
Verſicherung ꝛc., was überhaupt im Wege der Feuerverſicherung 
verſichert wird. Nach unſeren Erfahrungen im Verſicherungsgeſchäfte 
und nach einer Ziffer, die ſeit vielen Jahren als richtig anerkannt 
wurde, beträgt in der Regel das reine Gebäudegeſchäft — und 
darum handelt es ſich im vorliegenden Referate — ein Drittel 
des ganzen Geſchäftes. Sie dürfen nicht vergeſſen, daſs in dem 
geſammten Ergebniſſe auch die Maſchinen und ſonſtigen Fahrniſſe 
der Induſtrie-Unternehmungen ꝛc. ſtecken, welche größere Prämien 
haben, während die Gebäudeobjecte mit den kleineren Prämien 
natürlich einen viel geringeren Theil ausmachen als das übrige. 
Wenn ſie alſo von den 898.000 fl. ein Drittel für Gebäude 
rechnen, ſo kommen Sie auf eine Einnahme von rund 300.000 fl., 
welche, wenn das ganze Geſchäft verſtaatlicht und mit Zwang 
belegt ſein wird, vom alten Wiener Gemeindegebiete für Ver— 
ſicherungen eingehen wird. Nun ſteht in den Zeitungen und auch 
in den Köpfen mancher Anhänger der Zwangsberſicherung, daßs 
dieſe Prämien für die Gebäude die ganzen Koſten der Feuerwehr 
tragen würden; dieſe Koſten betragen aber nach dem letzten Aus— 
weiſe im alten Gemeindegebiete 336.000 fl. Wenn Sie die 
300.000 fl. Geſammtprämien dieſen Koſten per 336.000 fl. ent⸗ 
gegenhalten, ſo bin ich neugierig, wie Sie herausbringen werden, 
dafs ohne eine ſehr ſtarke Prämienerhöhung die ſtädtiſche Zwangs— 
aſſecuranz die ganzen Feuerwehrſpeſen per 336.000 fl. tragen wird! 

Dais dieſe Rechnung mit den 300.000 fl. richtig iſt, dafür 
gibt es noch eine andere empiriſche Probe. Im alten Gemeinde⸗ 
gebiete ſind 14.000 Häuſer. Bei 300.000 fl. Prämien kommen 
auf ein Haus rund 20 fl., und wenn ich 20 fl. zu dem üblichen 
Satze von 40 bis 35 kr. Bauwertverſicherung rechne, ſo gibt das 
für ein Gebäude 50.000 fl. Verſicherungswert. Die Herren, welche 
Häuſer zu verſichern haben, werden zugeben, daſßs die Verſicherung 
des Bauwertes mit 50.000 fl., im Durchſchnitt gerechnet, ziemlich 
hoch iſt, natürlich gibt es auch Häuſer mit 500.000 fl., und man 
kann daher ſagen, dieſer Calcul von 300.000 fl. Prämie iſt richtig. 
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Nun iſt es doch unmöglich, ſchon, wenn die ganze Prämie 
verdient würde, mit 300.000 fl. Einnahmen 336.000 fl. und die 
Speſen zu decken. Nun kommt aber dazu, dafs auch die Schäden 
und die Speſen zu bezahlen find. Die Schäden find meines Wiſſen 
für das Wiener Geſchäft, wenigſtens für die Geſammtheit des 
Wiener Geſchäftes nirgends ſeparat ausgewieſen. Man mußs alſo 
aus anderen Factoren ſchließen, wie hoch dieſelben fein werden. 
Es liegen da vor mir Ausweiſe, wonach die Schäden circa 50 bis 
60 Percent betragen, es liegen hier die Ausweiſe der Hamburger 
und Berliner Feuercaſſen, wo ein Verhältnis von 50 bis 
60 Percent hervorgeht, wobei ich wiederholt aufmerkſam mache, 
daſs dort die Verhältniſſe inſofern anders liegen, als die Ham— 
burger und Berliner Caſſen gewiſſe Risken ausſchließen und bei 
uns durch die Erweiterung des Gebietes eine Menge landwirt— 
ſchaftlicher Geſchäfte hineinkommen werden, welche bedenklicher 
Natur find und den Verſicherungs⸗Geſellſchaften ſeit einer Reihe 
von Jahren erhebliche Verluſte gebracht haben. 

Wenn Sie nun das abrechnen und die Speſen abrechnen, 
wobei ich auch den Irrthum richtigſtellen muſs, als ob zwiſchen 
den Speſen der Wechſelſeitigen und der Actiengeſellſchaften ein 
erheblicher Unterſchied wäre: fo kommen Sie auf dem Wege, dajs 
Sie den angeblich erheblichen Nutzen für die Feuerwehr verwenden 
wollen, nicht dazu, die Feuerwehrkoſten auch nur annähernd zu 
decken. Es geht das auch aus dem Berliner Berichte mit einer ganz 
zweifelloſen Deutlichkeit hervor. 

In dem Berliner Berichte iſt ausgerechnet, und es ſteht dort, 
daſs die Schäden, wenn ich mich recht erinnere, 300.000 Mark 
ausgemacht haben. Dazu haben wir berechnet 600.000 Mark für 
die Feuerwehr, und da kommt eine Prämie heraus, die höher iſt, 
und zwar weſentlich höher, um 25 bis 30 Percent, als die in Wien 
übliche Prämie. (Referent: Das iſt nicht richtig!) Ich bitte, das 
iſt richtig. Mir liegt der Verwaltungsbericht des Magiſtrates in 
Berlin vom 1. April 1890 bis 31. März 1891 vor. Ich mußs 
auf den Einwurf des Herrn Referenten zurückkommen und mufs 
mir erlauben, die Ziffern zu verleſen. (Liest :) 

Für das Geſchäftsjahr vom 1. October 1889 bis 1890 hat 
die ſtädtiſche Feuer⸗Societät im ganzen von 3988 Feuern Kenntnis 
erhalten, von welchen 1202 Brände im Feuer-Societätsbureau 
gemeldet find. Für dieſe find zuſammen 558.000 Mark Brand- 
entſchädigungsgelder gewährt worden. 

Der Beitrag zu den Koſten des Feuerlöſchweſens und der 
Feuerwachtgebäude, der gegen das Vorjahr um 4193 Mark erhöht 
werden musste, ſowie die Verwaltungs- und ſonſtigen Nebenkoſten 
ſtellten ſich auf 642.000 Mark. Die Summe der Ausgaben betrug 
daher 1,201.000 Mark. Zur Deckung dieſer Summe iſt ein Bei⸗ 
trag von 4 Pfennig per 100 Mark der GeſammtVerſicherungs⸗ 
ſumme ausgeſchrieben worden. 

Nach der hieſigen Gepflogen heit kommen Bauwertsverſicherungen 
von 35 bis 30 Kreuzer vor. Ich habe eine Zuſchrift der Wechſel— 
ſeitigen, worin Prämienſätze mit 30 Kreuzer vorkommen. Der Herr 
Referent wird daher zugeben, daſs die Prämie in Berlin um 
30 Percent mehr iſt. Es iſt daher erforderlich, wenn wir aus der 
Feuerverſicherung einen Ertrag für die Feuerwehr haben wollen, 
daſs wir die Prämie gegenüber der jetzigen erhöhen. Das weist 
dieſe Rechnung klar nach. 

Nun kommt dazu, daßs wir damit einem doppelten Inter- 
eſſentenkreiſe nahetreten. Einerſeits treten wir dem Intereſſenten⸗ 
kreiſe der Hausherren nahe und andererſeits dem der übrig— 
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bleibenden Nicht⸗Hausherren. Es wird nämlich folg endes Verhältnis 
eintreten. Der Hausherr wird der ſtädtiſchen Zwangsverſicherungs— 
Aſſecuranz zahlen müſſen, was die Gemeinde haben will, um 
damit die Feuerlöſchkoſten, die Schäden und Speſen zu decken, und 
es wird nun dieſer Theil des Geſchäftes aus dem übrigen Ge⸗ 
ſchäfte herausgelöst werden, und derjenige Theil des Nutzens, 
welcher dadurch entfällt, den werden dann die übrigen Verſicherten 
tragen müſſen, weil ja das Geſchäft endlich dadurch ſchlechter wird, 
wenn man das Gute herausnimmt und das Schlechtere darinnen 
läſst. Wir treten alſo erſtens dem Intereſſentenkreiſe der Haus— 
herren nahe. Ich halte mich nicht für berufen, für die Haus— 
herren das Wort zu ergreifen, ich möchte nur darauf hinweiſen, 


dass eine Petition des Vereines der Hausbeſitzer vorliegt, in 


welcher ſich dieſe ganz entſchieden dagegen verwahren, daſs ihnen 
im Wege des Zwanges etwas auferlegt werden ſoll, was, wenn 
man es mit nackten, dürren Worten bezeichnen will, nichts anderes 
iſt als eine Aſſecuranzſteuer. Hier liegt eine Petition des Vereines 
der Hausbeſitzer vom X. Bezirke vor. Da heißt es: „Es ſoll ein 
Monopol geſchaffen werden. Alle Hauseigenthümer müſſen einer 
Verſicherungsanſtalt beitreten. Dieſe fürchtet, weil monopoliſiert, 
keine Concurrenz; ſie dictiert die Prämien in beliebiger Höhe und 
hebt, wenn ſie das Auslangen nicht findet, in gewohnter, bekannter, 
unnachſichtlicher Weiſe die Zuſchläge ein“. Nun, das iſt der eine 
Standpunkt. Der zweite iſt der der kleinen Verſicherten, denen der 
allfällige Nutzen aus der Gebäudeſteuer-Verſicherung entgeht, weil 
dieſer Theil des Geſchäftes eliminiert wird durch die Zwangsver⸗ 
ſicherung, und die daher naturgemäß mehr zahlen müſſen, weil der 
Schaden gleich bleibt. Ich habe auch eine Statiſtik hier, aus 
welcher im weſentlichen hervorgeht, daſs das Verſicherungsgeſchäft 
immer ſchlechter wird. Ob der jetzige Moment gerade geeignet iſt, 
daßs Sie mit einer Frage die Meinung dieſer Intereſſentenkreiſe, 
die ich angedeutet habe, aufrühren, daſs Sie die Meinung dieſer 
Intereſſentenkreiſe berühren, welche ziemlich empfindlich getroffen 
werden dürften von der Sache und denen es nicht passt, daſs ſie 
neuerdings in eine Zwangsjacke zu den vielen Zwangsjacken geſteckt 
werden ſollen, in denen ſie ſchon ſtecken, das iſt etwas, das ich 
von meinem Standpunkte als Vertreter des dritten Wahlkörpers 
nicht zu unterſuchen habe. 

Es iſt in dieſer Richtung ein ſehr richtiges Wort geſagt 
worden von einem Organ, dem die Herren gewiſs Glauben ſchenken 
werden. In dem wirklich gut gearbeiteten Magiſtratberichte über 
die Errichtung einer ſtädtiſchen Feuerverſicherung, welcher vor vielen 
Jahren — vor ſechs oder acht Jahren — erſchienen iſt, wie noch 
die Aſſecuranz⸗Commiſſion beſtand, da heißt es: „Was nun die 
Feuerlöſchkoſten betrifft, fo glaube ich, dajs dieſelben nicht bei 
Berechnung der Prämien beſonders in Anſchlag zu bringen find. 
Die Feuerwehr iſt meines Erachtens eine gemeinnützige Anftalt für 
alle, die Hilfeleiſtung unterſcheidet nicht zwiſchen Verſicherten und 
Nichtverficherten, zwiſchen beweglichem und unbeweglichen Ver— 
mögen. Die Feuerwehr wird aus den Steuergeldern beftritten, und 
man kann doch nicht verlangen, das derjenige, der ohnehin ſchon 
für Gemeindezwecke zahlt, aus dem Grunde, weil er bei einer 
ſtädtiſchen Anſtalt verſichert iſt, noch mehr zahlt als der andere, 
der nicht verſichert iſt. Ich betrachte den Beitrag au den Koſten der 
Feuerwehren als eine geſetzliche Abgabe.“ 

Ich habe | ſchon darauf hingewieſen, dass dieſe zwei Inter⸗ 
eſſentenkreiſe weſenklich von der Frage berührt werden. Sie werden 


aber noch berührt nicht nur wegen dieſer finanziellen Seite, ſondern 
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fie werden auch berührt, weil die Gebarung einer öffentlichen 
Anſtalt eine ganz andere und, wie ich auf Grund meiner Er— 
fahrungen und der Kenntnis dieſer Verhältniſſe behaupte, für die 
Intereſſen der Verſicherten nicht ſo zuträgliche iſt, wie diejenige 
des Privat⸗Verſicherungsweſens. Dafür iſt ein ſprechender Beweis 
vorhanden, den ich anführe. Die Raſchheit der Arbeit einer Ver— 
ſicherungsgeſellſchaft und die Trefflichkeit, mit der fie ihre Aufgabe 
erfüllt, zeigt ſich bei der Schadenszahlung, und das iſt das, warum 
die Leute verſichern, und da wollen ſie ſchnell und raſch bedient 
fein. Da erinnere ich Sie daran, dass erſt jüngſt im Abgeordneten— 
hauſe bitter Klage geführt worden iſt über die Art und Weiſe der 
Schadensliquidation bei der ſtaatlichen Unfallsverſicherung, wie 
lange das dauert, bis einer das bekommt, was ihm zugeſprochen 
iſt, und wenn Sie einen noch ſprechenderen Beweis brauchen, fo 
möchte ich Ihnen einen aus Deutſchland liefern. 

Die Zwangs⸗Feuer⸗Societäten mit Monopol in Deutſchland 
haben zuſammen Ende 1888 — das iſt der letzte Ausweis, der mir 
zur Verfügung ſteht — 16 Millionen Schaden gehabt, und davon 
waren Ende 1888 neun Millionen, das ſind 60 Percent, noch in 
der Schwebe. 

Die freiwilligen Societäten ohne Monopol haben 14 Millionen 
Schaden, und am Ende des Jahres waren 40 Percent in der 
Schwebe, und die nicht mit öffentlichem Charakter bekleideten, alſo 
die reinen Privat⸗Feuer-Verſicherungsanſtalten, die wechſelſeitigen 
und die Actiengeſellſchaften, haben 15 Percent in der Schwebe 
gehabt. 

Das iſt eine der beredteſten Ziffern für denjenigen, der ſich 
für die Zwangsverſicherung begeiſtern will, und in dieſen Ziffern 
drückt es ſich aus, wie wenig die Zwangsverſicherung ein Intereſſe 
hat, ſich mit dem Verſicherten raſch auseinanderzuſetzen. Da geht 
alles ſeinen actenmäßigen Schimmel, der Brandſchaden wird an— 
gezeigt, dann wird er erhoben, dann geht er durch eine Menge 
Controlsorgane, die alle prüfen, ob das richtig ausgerechnet iſt, 
und endlich referiert der Referent im Ausſchuſſe oder im Curatorium, 
wie dieſe Stelle heißt, und endlich nach ein paar Monaten bekommt 
der Mann feinen Schaden ausgezahlt. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: 
Aber die Dividenden!) Alſo 60 Percent gegen 40 und 15 Percent! 
Der Herr College Klotzberg provociert mich durch ſeinen 
Zwiſchenruf zu etwas, was ich nicht beſprechen wollte, nämlich zu 
der Frage der Dividende, die auch zum Capitel vom weißen Raben 
am Stefansthurm gehört. Wenn jemand — und ich zweifle, dajs 
Herr College Klotzberg es gethan hat, ſonſt hätte er dieſen 
Zwiſchenruf nicht gemacht — ſich die Mühe nimmt, die ver— 
ſchiedenen Bilanzen der Actien- und Wechſelſeitigkeits⸗Geſellſchaften 
durchzugehen, dann mufs er zu einem Reſultate kommen, welches 
eine ſehr ſorgfältig geführte Statiſtik über die Erträgniſſe des 
Feuerverſicherungsweſens in den letzten Jahren ausgewieſen hat. 
Die Verſicherungs-Geſellſchaften insgeſammt weiſen nämlich Divi- 
denden aus, das iſt richtig; aber man mußs unterſuchen, ob dieſe 
Dividenden aus dem Geſchäfte oder ob ſie aus ihrem Vermögen 
kommen. Das Verſicherungsgeſchäft, wie es ſich ſeinerzeit in den 
30er und 40er Jahren entwickelt hat — und es handelt ſich ja 
zumeiſt um Geſellſchaften, die ſchon eine ziemlich erhebliche Reihe 
von Jahren beſtehen — war einmal erträgnisreich. So wie aber 
alles im Laufe der Zeit zurückgeht, iſt auch dieſes Geſchäft zurüd- 
gegangen, und heute finden Sie, wenn Sie die Bilanzen durd)- 
ſehen, dafs die Dividenden, welche gezahlt werden, zum großen 
Theil die Zinſen der Fonde und des Actiencapitales find, und daßs 
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der reine Geſchäftsertrag ſelbſt auf einen Satz, der in den letzten Jahren 
von 8 Percent bis auf 2½ Percent heruntergegangen iſt — natürlich 
variiert das nach dem Verlaufe des Geſchäftes — herabgeſunken iſt. 
Ich glaube nicht zu weit zu gehen, wenn ich behaupte, dafs ſelbſt die 
höchſten Sätze mit 8 Percent bei dem Riſico, welches hier vorhanden 
iſt, noch als ein nicht übertriebener bürgerlicher Nutzen anzuſehen find; 
ich glaube aber auch berechtigt zu fein, zu jagen, dass ein Satz 
von 2½ bis 3 Percent netto aus dem Geſchäftsbetriebe und nicht 
aus dem vorhandenen Anlagecapitale und aus den vorhandenen 
Fonds beſtritten — nicht ein Erfolg iſt, der zur Gründung einer 
ſtädtiſchen Feueraſſecuranz verlocken kann. Das find auch Schlag— 
worte. Da wird erzählt: „Ja, dieſe Actiengeſellſchaften, dieſe wechſel— 
ſeitigen, große Dividenden, Penſionsfond, große Erträgniſſe ꝛc.!“ 
Der Herr College Dr. Klotzberg möge ſich ans Herz klopfen 
und ſich fragen, ob er je einmal dieſe Zuſammenſtellung gemacht 
und ſich jenen Studien hingegeben hat, bei denen ich ihm, wenn 
er es gewünſcht hätte, gerne an die Hand gegangen wäre, um ihm 
den Zuruf zu erſparen, der zeigt, dass er ſich in der Sache nicht 
informiert hat. 

Sie können alſo dieſe Zwangsaſſecuranz entweder zu dem 
Zwecke gründen, um daraus einen Verdienſt für die Gemeinde zu 
erzielen, — dann müſſen Sie mit den Prämien in die Höhe gehen, 
weil Sie aus dem jetzigen Stocke wenigſtens einen nennenswerten 
Verdienſt, um deſſen willen ſich der Apparat des Zwangs und 
die Errichtung einer eigenen Anſtalt verlohnt, nicht erzielen können; 
oder Sie wollen keinen Verdienſt, dann müſſen Sie die Prämien, 
die heute ſchon bei der Feuerverſicherung auf ein ſolches Minimum 
geſunken find, dafs es kein Analogon mehr gibt, weiter ermäßigen; 
dann müſſen Sie auf den Gewinn verzichten, dann brauchen Sie 
aber auch keinen Zwang; denn wenn es der Gemeinde gelingt, im 
Wege der Verſicherung die Prämie von 30 bis 40 kr. per 1000 fl. 
noch weiter herunterzubringen, jo kann ſie darüber ruhig ſein, daſs 
die Leute ohnedies zu ihr kommen; dann brauchen Sie auf das 
Mittel des Zwangs gar nicht zu reflectieren. 

Ich möchte den Herren, die ſich für die Frage intereſſieren, 
empfehlen, dass fie nicht nur dem Schlagworte Folge geben mögen, 
welches auf dieſem Gebiete eine außerordentlich große Rolle ſpielt, 
ſondern dafs fie ſich unbefangene Zeugen ſuchen, ſolche Zeugen, von 
denen man doch annehmen mußs, dass fie ohne Rückſicht auf die 
Gründung der ſtädtiſchen Feueraſſecuranz in Wien ein Urtheil fällen 
— und da komme ich wiederholt zurück auf die Ausführungen des 
Gutachtens des ſchweizeriſchen Verſicherungsamtes, die an Objectivität 
und Klarheit nichts zu wünſchen übrig laſſen. 

Um wieder auf dieſes Capitel von dem enormen Gewinne 
zurückzukommen, möchte ich darauf verweiſen, daſs das ſchweizeriſche 
Verſicherungsamt eine Zuſammenſtellung über die ungeheuren Divi- 
denden gemacht hat, und da heißt es: „So haben auch unſere 15 Actien— 
Geſellſchaften“ — dieſer Ausweis gilt natürlich für überall, wo dieſe 
Geſellſchaften — das ſind theils öſterreichiſche, theils ſchweizeriſche, 
theils franzöſiſche Anſtalten — arbeiten, die Bilanz iſt ja in jedem 
Lande dieſelbe — „neben dem eingezahlten Actiencapital von 
noch eine erſparte Reſerve mit einem Geſchäft gehabt, und von dieſem 
Geſammtvermögen beträgt die vertheilte Dividende nur 12 Percent, 
wovon nicht weniger als 731 Percent auf die erzielten Zinserträg— 
niſſe entfallen,“ — das iſt das, was ich früher angeführt habe — 
„ſo daßs der eigentliche Gewinn der Feuerverſicherung nur noch 
4:29 Percent des Vermögens beträgt, welcher Gewinn als Gegen— 
leiſtung für das nicht einbezahlte, jedoch ebenfalls riskierte Actien⸗ 
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capital betrachtet werden kann. In Percenten der Nettopräme beträgt 
jener Überſchuſs 5˙92 Percent.“ 

Ich glaube, daſs diejenigen Herren, welche bis jetzt der 
Utopie nachgelaufen find, dafs dieſer Gewinn aus dem Geſchäfts⸗ 
betriebe ein fo erheblicher iſt, durch dieſen gewiſs unbefangenen 
Zeugen, den Unterſuchungs-Commiſſär des ſchweizeriſchen Ver— 
ſicherungsamtes, gewiss nicht bekehrt werden, das will ich gar nicht 
jo raſch, aber ich wünſche, dafs fie wenigſtens veranlasst werden, 
dieſen Fragen nachzugehen, ſie zu unterſuchen und ſich von der 
Macht des Schlagwortes zu befreien. 


Ich kann dieſes Thema, über das ich ja begreiflicherweiſe, da 
es mir ſehr geläufig iſt, ſtundenlang reden könnte, nicht weiter 
ausſpinnen, ich habe nur den Zweck verfolgt, auf einige der haupt— 
ſächlichſten Geſichtspunkte hinzuweiſen, welche bei dieſer eminent 
wichtigen und eminent ſchwierigen Frage in Betracht kommen. 
Ich habe darauf hingewieſen, dass dieſe Frage nicht einfach mit 
einem Impromptu gelöſt werden kann, indem ſie irgendwo an ein 
anderes Referat angehängt wird, um jo em biſschen darüber zu 
reden, ſondern, daſs dieſe Frage erfordert, daſs man mit Gründ— 
lichkeit, mit Sachkenntnis und namentlich mit Vorurtheilsloſigkeit 
fie ſtndiere und erwäge. Man ſoll dem Gemeinderathe der Stadt 
Wien nicht zumuthen, das er einerſeits — ich will einen anderen 
Ausdruck nicht gebrauchen — eine leicht combinierte Arbeit an 
die Regierung liefere. Ich lege Wert darauf, dass die Gemeinde 
Wien, wenn fie au die Regierung ein Anſinnen ſtellt, dasſelbe 
mit jener Sachkenntnis, mit jener Gründlichkeit ſtelle, wie es der 
Stellung der Gemeinde Wien geziemt. Es pajst mir vom Stand— 
punkte des Vertreters der Gemeinde Wien nicht, daſs die Groß— 


Gemeinde, die dazu berufen wäre, in wichtigen wirtſchaftlichen 


Fragen tonangebend zu ſein, den kleinen Dorfgemeinden, wo die 
Feuerwehr » Kommandanten das volkswirtſchaftliche Evangelium 
predigen, nachläuft. Die Führung auch in geiſtiger Richtung 
gebürt einer Großgemeinde, und dieſe Führung ſoll ſie dadurch 
bethätigen, dass fie nicht einem Schlagworte nachläuft, ſondern, 
dafs fie erſt dann, wenn fie nach ganz ſorgfältiger Prüfung zu 
einer Erkenntnis gekommen iſt, dieſer Erkenntnis in ihren Be— 
ſchlüſſen Ausdruck gibt. Hier iſt nicht nur ein koloſſaler Form— 
fehler begangen worden, der die Gemeinde bloßzuſtellen geeignet 
iſt, indem man von der Regierung etwas verlangt, was ſie gar 
nicht zu thun berechtigt iſt, ſondern es iſt auch ein meritoriſcher 
Fehler, dadurch begangen, dass man angehängt ich mußs es 
wiederholen, weil mir das das Peinlichſte an der Sache iſt — an 
ein Referat, eine der wichtigſten und ſchwierigſten Fragen zu löſen 
ſich berufen gefühlt hat. Ich habe geglaubt, ich wiederhole es, 
dass es meine Pflicht als Sachverſtändiger auf dieſem Gebiete iſt, 
Sie auf alle dieſe Punkte aufmerkſam zu machen, und bitte Sie 
nun, danach Ihre Entſcheidung zu treffen. (Beifall.) 


Gem.-Nath Herrdegen (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir, den Antrag auf Wiederaufnahme der Debatte und gleichzeitig 
auf Vertagung derſelben zu ſtellen, und bitte den Herrn Bürger— 
meiſter, mir nur einige Worte zur Begründung dieſes Antrages 
zu erlauben. 

Wir haben es hier mit einer ſehr wichtigen Frage zu thun; 
das wiſſen wir alle, denn viele von uns haben es in ihr Pro— 
gramm für die Gemeinderathswahlen aufgenommen. Es kann alſo 
nicht gleichgiltig ſein, wie man über die Sache heute hinweggeht. 
Allerdings ſteht dieſer Antrag bereits fünfviertel Jahre auf der 
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Tagesordnung, wie wir aber heute wahrzunehmen Gelegenheit 


hatten, iſt eben niemand informiert, weil man ſich durch fünfviertel 


Jahre nicht mit dem Materiale vollſtändig vertraut halten kann, 


namentlich dann, wenn uns in der Debatte ein Gegner gegenüber— 
ſteht, der allein ſpricht, der allerdings ein ausgezeichneter Fach⸗ 
mann iſt, dem man aber doch — ich glaube, Herr College Noske 
wird es mir nicht übel nehmen — volle Unbefangenheit nicht zu— 
muthen kann. Ich würde alſo dringend bitten, dieſen Antrag auf 
Wiederaufnahme der Debatte zu genehmigen. Wenn es nicht ge— 
ſchieht, ſo haben wir es mit zwei Dingen zu thun. Wird der 
Antrag des Stadtrathes, für den ich hier das Wort ergreife, ab— 
gelehnt, . . .. 

Vürgermeiller: Ich bitte, das gehört nicht mehr zur 
Geſchäftsordnung. 

Gem.-Rath Herrdegen: Ein paar Worte, Herr Bürger— 
meiſter, ich bin gleich fertig. Wird er abgelehnt, ſo wird es heißen: 


Das war ein Arrangement, welches gemacht wurde, um den 


Wählern des erſten Wahlkörpers eine Gefälligkeit zu erweiſen. 
Wird er nicht abgelehnt, ſo werden die Gegner der Brandſchaden— 
Verſicherung das Recht haben, zu ſagen: Mein Gott, bei einem 


ſolchen Arrangement kann man es nicht anders machen; es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daſs es hier blind angenommen wurde. Gegen 


dieſe Vorwürfe möchte ich den Gemeinderath geſchützt ſehen. (Beifall.) 

Vürgermeiſter: Ich möchte nur meinen, dass wir uns nicht 
immer an das zu halten haben, was möglicherweiſe geſagt wird, 
ſondern, daſs wir nach unſerer Überzeugung vorzugehen haben. 
Was den Antrag auf Wiederaufnahme der Debatte anbelangt, ſo 
möchte ich bemerken, daſs ohnehin noch ſechs Redner vorgemerkt 
ſind. (Gem.⸗Rath Dr. Stern: Aber alle dafür!) Nur kann 
niemand mehr ſich vormerken laſſen. 

Über den Antrag auf Wiederaufnahme der Debatte mußs ich 
nun ſofort abſtimmen laſſen. Diejenigen Herren, welche der Wieder— 
aufnahme der Debatte zuſtimmen, wollen die Hand erheben. (Ge— 
ſchieht.) Angenommen. 

Es können ſich alſo wieder Redner für und gegen die Vorlage 
melden. (Rufe: Die Vertagung!) 

Ich habe nicht gewusst, daſs auch dann, wenn dieſer Antrag 
angenommen wird, noch die Vertagung beantragt wird. Zur Ver— 
tagungsfrage hat aber der Herr Referent das Wort. 

Referent: Meine Herren! Ich bin nicht im Stande, die 
Argumente zu würdigen, welche dahin gehen, dajs man dieſe Frage 
zuerſt als ſein Programm den Wählern kundgibt und, wenn die 
Frage zur Berathung kommt, erklärt, ſie müſſe zuerſt vertagt 
werden, damit man ſie ordentlich ſtudieren könne. Ich bin dafür, 
dieſe Frage endlich einmal zu löſen. Die Sache ſteht ja fünfviertel 
Jahre auf der Tagesordnung, und dieſer Gegenſtand wird, ſoviel 
mir bekannt iſt, ſeit mehr als 25 Jahren ventiliert, jo dals alſo 
wohl jeder mit ſich darüber im reinen ſein muſs. Ich würde es 
aber für höchſt abträglich halten, wenn die Sache jetzt wieder ver— 
tagt wird. Es werden ja noch wichtige Gegenſtände kommen, die 
ſo dringend ſind, daſs wir damit bis zum Sommer zu thun haben 
werden, und die Sache wird abermals nicht entſchieden. Ich bitte 
alſo, mit der Debatte fortzuſchreiten und ſich erſt dann zu ent— 
ſcheiden, wenn Sie noch mehrere Redner gehört haben; aber die 
Sache zu vertagen, ſcheint mir mit der Wichtigkeit des Gegen— 
ſtandes nicht ganz adäquat. 

Ich möchte Sie alſo bitten, dieſen Antrag abzulehnen. 
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Nürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Diejenigen 
Herren, die für die Vertagung ſind, wollen a Hand erheben. 
(Geſchieht.) Abgelehnt. 

Das Wort hat der Herr Referent. 


Referent: Ich habe mir das Wort außer der Reihe erbeten, 
um einige Bemerkungen des geehrten Herrn Redners, welcher ſoeben 
geſchloſſen hat, richtigzuſtellen. Wenn der Herr Redner noch 
einige Zeit geſprochen hätte, ſo hätte er uns vielleicht noch zu dem 
Antrage induciert, für die nothleidenden Verſicherungs-Geſellſchaften 
eine communale Verſicherungsanſtalt zu creieren, denn das war 
eigentlich der Succus ſeiner ganzen Ausführungen. (Richtig!) Er 
hat uns gejagt, das Geſchäft ſei fo ſchlecht und elend, daſs die 
Geſellſchaften gerade nur ihr Daſein friſten. Nun, dann ſollte er 
eigentlich froh ſein, wenn die Gemeinde mit ihren größeren Mitteln 
ſich der bedrängten Verſicherungs-Geſellſchaften annimmt und ihnen 
dieſen ganzen Verſicherungszweig abnimmt. (Sehr gut!) 

Dabei möchte ich aber auf eines aufmerkam machen. Es iſt 
nicht richtig, wie gejagt wurde, dajs derzeit nicht Stellung ge— 
nommen werden könne, und dajs die Regierung nicht in der Lage 
ſei, etwas zu thun. Der Herr Redner geht zu weit, wenn er in 
ſeinen Ausführungen merken läjst, dafs vielleicht die Geſetzgebung 
nicht einmal in der Lage wäre, hier endlich Ordnung zu ſchaffen. 
So ſteht die Sache gar nicht. Der Grund, warum bis heute die 
Entſcheidung nicht gefällt wurde, liegt im weſentlichen in dem 
Streite zwiſchen den Landtagen und der Regierung. Die Landtage 
arrogieren dieſes Gebiet der Geſetzgebung für ſich und die Regie— 
rung für den Reichsrath, und dabei kommt, wie ſchon ſehr häufig 
und wie es immer geſchieht, die Thatſache zum Vorſchein, dafs die 
Sache ſelbſt dabei Schaden leidet, weil ſie nicht geregelt werden 
kann. Denn eine Reihe von Landtagen hat ſich dafür ans— 
geſprochen, das Verſicherungsweſen in der Weiſe zu regeln, wie es 
hier vorgeſchlagen wird, es iſt aber auch die Regierung damit 
beichäftigt, etwas zu thun, und es wird ſich zeigen, ob die An— 
ſchauung der Regierung, daſs das Reichsſache iſt, acceptiert 
werden wird. 

Weiter aber, meine Herren, wird gewiss eine Entſcheidung 
nicht gefällt werden, als dass die Reichsgeſetzgebung berechtigt iſt, 
den Rahmen feſtzuſtellen, innerhalb deſſen die Landtage dann be— 
fugt find, Beſtimmungen zu treffen, ähnlich wie beim Waſſerrechte. 
Die Reichsgeſetzgebung hat hier den Rahmen beſchloſſen, und die 
Landtage haben dann in ihrer Competenz ein Waſſerrechtsgeſetz 
beſchloſſen und die Sanction hiefür erwirkt. So wird es auch hier 
ſein, und die Sache ſteht alſo gewiss fo, dass es möglich iſt, das 
jo durchzuführen. Man mufs alſo, wie ich glaube, die Sache nicht 
ſo hinſtellen, als ob die Regierung nichts thun könne; das iſt nicht 
richtig. Wenn die Regierung heute an die Löſung der Frage geht 
und der Reichsvertretung einen Geſetzentwurf unterbreitet, um die 
Frage zu regeln, jo wird die Sache in Fluss gekommen fein, und 
wir werden ein Geſetz haben und, wie ich glaube, viel leichter an 
die Löſung gehen können. 

Aber das iſt doch kein Grund dafür, dass wir zurückſchrecken 
und ſagen: „Das geht nicht, alſo packen wir es wieder ein und 
laſſen wir die Sache gehen!“ So werden große Fragen nie gelöst, 
wenn man aus Furcht, es gehe nicht, die Sache wieder verlässt 
und die Idee nicht weiter verfolgt. Die Löſung großer Fragen iſt 
ſtets nur dadurch möglich geweſen, dafs die Betheiligten mit großer 
Energie verſucht haben, ihren Intentionen Geltung zu verſchaffen. 
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Es wurde von dem Herrn Redner gegen die Zwangsver— 
ſicherung eine Menge angeführt, was vielleicht richtig iſt, wenn es 
ſich darum handeln würde, die Zwangsverſicherung in die Hände 
von Privaten zu legen; aber die Gemeinde Wien iſt nicht zu ver— 
wechſeln mit Erwerbsgenoſſenſchaften, welche immer darauf bedacht 
ſein müſſen, Überſchuſs zu erzielen, mit einem Worte, große Capi— 
talien zu fructificieren. Gewiſs wird die Gemeinde Wien nicht 
daraufzahlen, aber wenn Verſicherungs-Geſellſchaften, denen es jo 
ſchlecht geht, die ſo niedrige Prämien nehmen, doch noch das 
Geſchäft verſehen können, ſo wird es doch, um Gotteswillen, auch 


noch der Gemeinde Wien möglich ſein, und da möchte ich Ihre 
Aufmerkſamkeit auf Folgendes lenken: 


Der Herr Redner hat etwas von einem Prämienſatze in 
Berlin geſagt. Ich habe bei der erſten Berathung, als ich das 
Wort erhielt, folgende Daten vorgebracht. Ich habe mit Bezug 
auf das ſtatiſtiſche Jahrbuch der Stadt Berlin — ich bin nicht 
in die neueſte Zeit gegangen, und zwar abſichtlich, weil ich zurück— 
gehen wollte in eine Zeit, wo das rieſige Wachsthum noch nicht 
ſo prägnant an den Tag getreten war — das Jahr 1881/82 
herausgegriffen und habe damals behauptet, die Prämie mache 
0˙40 pro mille, das find 45 kr. per 1000 fl. Nun, meine Herren 
ſagt der Herr Redner: „Das iſt ja rieſig, jetzt iſt die Prämie in 
Wien nur 30 kr., und wenn ſie 40 kr. ſein wird, iſt ſie um 
Aber das hat er nicht gejagt, dass bei den 
40 kr. in Berlin die Koſten der Feuerwehr bezahlt werden und 
die Schäden, während wir in Wien die 30 kr. zahlen nur für 
die Schäden und die Gemeinde die Feuerwehr r zahlt. Jetzt bitte 
ich, Folgendes zu beachten. Im Jahre 1881/82 lagen die Ver— 
hältniſſe folgendermaßen. Mit den 0˙45 pro mille wurden an 
Entſchädigungen bezahlt 557.000 Mark, an Verwaltungskoſten 
595.000 Mark. In Wien, die Ziffern bleiben ſich ja immer gleich, 
der Percentſatz der Schäden iſt in der ganzen civiliſierten Welt 
nahezu derſelbe, in Wien hat man mit 0˙30 pro mille nur bezahlt 
die 557.000 Mark, während die 595.000 Mark, reſpective nach unſerem 
Fuße circa 400.000 fl. die Gemeinde bezahlt hat. Nun, meine 
Herren, frage ich Sie, wenn man imſtande iſt, mit 30 Percent 
Zuſchlag eine Summe zu bezahlen, die gerade ſo groß iſt als die 
Schäden, wie groß find dann die Schäden im Verhältnis zu der 
Prämie? Dann ſind die 30 Percent, das heißt 30 kr. per 1000 fl., 
viel zu hoch Das folgt doch daraus mit unwiderleglicher Richtigkeit, 
und ich bitte, mich da zu widerlegen. Man ſoll uns nicht damit 
ſchrecken, daßs man jagt: „Es wird eine rieſige Erhöhung in Wien 
eintreten.“ Mit den 30 kr., die wir jetzt bezahlen, iſt nichts bezahlt 
als die Entſchädigung und der Profit, und wir bezahlen die nicht un— 
bedeutenden Verwaltungskoſten der Feuerwehr, was im Jahre 1892 
451.000 fl. ausgemacht hat. Ich behaupte, daßs, wenn wir das 
einbeziehen werden, die Prämienſätze auch nicht weſentlich höher 
ſein werden als heute. 

Nun möchte ich noch auf etwas aufmerkſam machen. Es 
wurde uns eine Rechnung präſentiert, die von den gewiſſen 2per— 
centigen Beiträgen für die Feuerwehrkoſten ausgeht. Dieſelben haben 
16.830 fl. ausgemacht, und es wurde uns geſagt, die Geſammt— 
Prämieneinnahme macht 898.000 fl., man ſchätzt für Gebäude— 
verſicherungen ein Drittel, alſo 300.000 fl. „Man ſchätzt das“ — 
ob es richtig iſt, wiſſen wir nicht, aber merkwürdig iſt eines, 
nämlich, dafs die Schäden für Wien nirgends ſeparat ausgewieſen 
ſind. Warum? Glauben Sie, wenn das flache Land unſere Schäden 
zahlen würde, daſs die Schäden für Wien nicht ſeparat ausgewieſen 
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wären? Gewiſs! (Zuſtimmung.) Aber weil die Sache ſo ſteht, 
daſs mit unſeren Prämien, d. h. mit den Prämien der Wiener 
Hausherren das flache Land ſeine Schäden deckt, darum wird das 
nicht ausgewieſen (Rufe: So iſt es!), und darum erfährt das kein 
Menſch. So ſteht die Geſchichte. (Zuſtimmung.) 

Nun möchte ich Folgendes fragen: Erſte Frage: Wenn's gar 
nichts trägt, wenn das Geſchäft fo ſchlecht iſt, warum wehrt man 
ſich, dafs die Gemeinde es übernimmt? Warum? Mit dem Zwang, 
meine Herren, iſt es ganz eigenthümlich. Der Widerſtand gegen 
den Zwang iſt nichts anderes als der Widerſtand gegen die ganze 
Idee. (Zuſtimmung.) Das iſt ganz klar. (Rufe: O nein!) Gewiss 
iſt das nichts anderes. Nun frage ich nur um eines: Der Zwang 
liegt geradezu im Intereſſe der Idee, denn eines können Sie doch 
nicht leugnen, wenn der Zwang eingeführt iſt, ſo entfällt eine 
weſentliche Auslage, die Koſten der Acquiſition. Dieſe entfällt voll— 
ſtändig, und wie viel die ausmacht, das bitte ich aus den Aus— 


weiſen der Verſicherungs-Geſellſchaften zu entnehmen. Die Acquifition 


iſt die Hauptauslage der Verwaltung. Die entfällt nun, und damit 


haben Sie ſchon von ſelbſt eine Gewähr, daßs es unmöglich richtig 


sein kann, dafs die Prämienſätze ins ungemeſſene wachſen und die 


ſondern nur wieder jo ein Bild, welches au die Wand gemalt 
wird, damit die Gemeinde dieſe Idee fallen laſſe. Ich glaube, 
es wäre nicht im allgemeinen Intereſſe, dieſe Idee fallen zu laſſen, 
wegen der Koſten der Feuerwehr. Ich mußs geſtehen, dass ich auch 


dieſen Standpunkt nicht billigen kann. Es wurde uns gejagt: die 


Feuerwehr iſt eine Einrichtung, die die Gemeinde im allgemeinen 


Intereſſe erhalten muſs. Nun, meine Herren, wenn's gar nicht 


brennt, fo würde gar niemand begreifen, daſs die Gemeinde die g 1 . © 
1 0 e e dann wäre es möglich. So ſteht aber die Sache nicht. Es iſt uns 


Feuerwehr im allgemeinen Intereſſe erhalten ſoll; dann würden 
die Feuerwehrleute ſpazieren gehen und die Maſchinen verroſten. 
Die Feuerwehr iſt doch im Intereſſe jener da, bei denen es brennt. 

Nun haben Sie die Merkwürdigkeit! Derjenige, welcher dieſe 
Inſtitution beanſprucht, weil er vom Unglücke betroffen wird, hat 
das bene, dass er für dieſe Inſtitution nicht mehr zu zahlen 
braucht als jeder andere, denn auch jener, der von Unglücksfällen 
verſchont wird, zahlt für die Inſtitution. Ja, er verſichert ſich 
gegen den Schaden, bekommt den Schaden vergütet, gibt der 
Geſellſchaft einen Verdienſt, die übrigen Leute ſollen aber dieſe 
Inſtitution bezahlen. Wenn es nun möglich iſt, dass ohne 
weſentliche Erhöhung der Prämienſätze erreicht wird, daßs der 
Schaden bezahlt wird und auch die Koften für die Feuerwehr, 


Gebäude für denſelben Satz verſichern, wie z. B. den Heiurichshof? 
Fällt ihnen gar nicht ein! Wenn nicht eine ordentliche Dachung 
iſt und feuergefährliche Gegenſtände in dem Gebäude enthalten 
ſind, werden ſie gar nicht augenommen, oder ihnen ſolche Sätze 
gemacht, daſs die Herren auch bei dieſem Geſchäfte herauskommen. 
Davon wird nichts geſprochen. Iſt die Gemeinde nicht in der 
Lage, dasselbe zu thun? Die Grundlage der Prämienbemeſſung 
iſt die mittlere Beſchaffenheit, und wenn jemand ein ſehr feuer— 
gefährliches Object hat, ſo wird er eine größere Prämie bezahlen. 
Die Frage, welcher Geſellſchaft er das Geld zuträgt, berührt ihn 
nicht, er wird ſich auch in Zukunft nicht darüber grämen, wenn 
er die Prämie der Gemeinde wird bezahlen müſſen. Alſo das iſt 
auch wieder kein Grund, der uns abhalten könnte, auf die Idee 
ſelbſt einzugehen. 

Ich möchte doch die Herren daran erinnern, wir haben es 
hier mit einem Stadtgebiete zu thun, in welchem circa 30.000 Ge— 
bäude beſtehen, und wo die größte Anzahl der Gebäude von einer 


Beſchaffenheit iſt, die, wie man wohl annehmen kann, eine ziemlich 


gute iſt, fo daſs die Schadenwahrſcheinlichkeit eine ziemlich geringe 


155 wachſen und die iſt. Das iſt gar keine Frage. Es iſt daher, wie ich glaube, prima 
Hausherren alles wieder bezahlen müſſen. Das iſt nicht richtig, 


vista geſagt, gewiſs ungerecht, wenn man davon ſpricht, das 
Geſchäft werde ſchlecht ſein, und die Gemeinde werde vielleicht 


daraufzahlen müſſen. Wenn das wahr iſt, wären die Geſellſchaften 


alle ſchon daraufgegangen, vom flachen Lande alimentieren ſie ſich 


ja nicht, das wiſſen wir. (Sehr richtig!) 


Nun kommt aber der Haupteinwand: Wenn wir ein Statut 


haben würden, welches wir vorlegen könnten, und wenn die Re— 
) ! ) 9 


gierung in der Lage wäre, zu prüfen und die Prämienſätze zu ſehen, 


geſagt worden, die Regierung iſt mit ſich ſelbſt noch nicht im 


reinen, wem ſie eigentlich die Geſetzgebung beimeſſen ſoll, der 


ſei es ganz, ſei es zum großen Theile gedeckt werden, ſo iſt 5 Ri 
deutenden Theil der indirecten Steuern trägt, und wenn nun die 


das gewiſs ein Zuſtand, der beſſer iſt als der heutige, und da 
habe ich meine Zweifel noch immer und laſſe mich nicht über— 


zeugen, daßs wir auch mit den 30 Kreuzern per 1000 fl. unſer Ä 
Auslangen finden werden, wenn wir nicht bemüht ſein müſſen, ich 


weiß nicht, was alles, zu verzinſen. Wir haben kein Capital zu 
verzinfen und brauchen höchſtwahrſcheinlich ein nicht ſehr großes 


Bureau; die eigentlichen Verwaltungsauslagen ſind alſo nicht ſehr 


bedeutend. Ich bin überzeugt, dafs die Sache gehen wird. (Sehr 
richtig!) 


Nun wird eine weitere Figur an die Wand gemalt, die uns 


abſchrecken ſoll, nämlich die ſchlechte Beſchaffenheit einer großen 
Anzahl bäuerlicher Objecte, das ſind Baulichkeiten in den bäuer— 


lichen Ortſchaften. Da frage ich: Sind denn die Geſellſchaften, 


ſeien ſie auf Wechſelſeitigkeit begründete, ſeien ſie reine Erwerbs— 
geſellſchaften, Actiengeſellſchaften, gar fo human, dass ſie dieſe 


Reichsgeſetzgebung oder dem Lande. Wenn ſie das einmal wiſſen 
wird, dann wird die Sache gehen. Ja, warum ſollen wir ein Statut 
vorlegen, wenn wir nicht wiſſen, ob das acceptiert wird? Wenn 
wir aber an die Regierung herantreten, dann handelt es ſich um 
eine Emanation der Stadt Wien, und es wird dann die Regierung 
gewiſs in die Lage kommen, dieſe Emanation berückſichtigen zu 
müſſen. (Sehr richtig!) Heute iſt man über die Zeiten hinaus, wo 
man einfach eine ſolche Petition achtungsvoll in die Bibliothek 
geſetzt hat, das iſt heute nicht mehr möglich. 

In Wien wohnen 1,400.000 Menſchen, Wien iſt eine Stadt, 
welche einen großen Theil aller directen Steuern und einen be— 


Gemeindevertretung der Stadt mit einer impoſanten Majorität von 
der Regierung verlangt, daſs das im öffentlichen Intereſſe geſchaffen 
werden ſoll, dann begreife ich nicht, warum es nicht möglich ſein 
ſoll, das durchzuführen. (Sehr gut!) 

Man darf nicht den erſten Schritt mit ſolchen Zweifeln ver— 
dunkeln und die Gemeindevertretung von dem erſten Schritte, den 
ſie macht, zurückzuhalten ſuchen. Darum, glaube ich, ſollen wir friſch 
einen Entſchluſs faſſen und klar in der Sache ſein, und ich ſtehe in 
allen ſolchen Dingen auf dem Standpunkte: über Nacht wird man 
nicht geſcheiter, wir werden morgen nicht mehr wiſſen wie heute; 
vielleicht wird nur unſere Entſchlufsfähigkeit eine abgeſchwächte ſein. 
Darum bitte ich Sie, vertagen Sie die Sache nicht, faſſen Sie 
einmal einen Entſchluſs, und Sie werden ſehen, wie weit die Sache 
geht und ob es möglich iſt, dafs die Gemeindevertretung ihren 
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Willen durchſetzt. Darum möchte ich Sie bitten, die Sache ſobald 
als möglich zur Erledigung zu bringen. (Lebhafter Beifall.) 
Gem.-Nath Schlechter (pro): Der geehrte Herr Referent 
hat ſoeben eine Reihe ſo treffender Argumente für den Antrag 
angeführt, daſs gewiſs der Wunſch, den ich jetzt zum Ausdrucke 
bringe, ſeine Berechtigung hat, nämlich der Wunſch, dafs es jetzt 
beſſer wäre, wenn nicht ein Redner pro, ſondern ein Redner 
contra zum Worte gelangen würde. Allein, ich glaube, die Redner, 
die bloß „gegen“ ſind, ſind ziemlich dünn geſäet, und ich weiß 


nicht, ob es nicht unter gewiſſen Verhältniſſen beſſer geweſen wäre, 


wenn der bisherige Coutraredner auch nicht ſo ganz beſonders 
hervorgetreten wäre, weil man ein gewiſſes Sprichwort anwenden 
könnte, welches ich aber nicht ſagen will, dass man in gewiſſen 
Dingen nicht viel ſprechen ſoll. Ich hätte keinen Grund, momentan 
länger zur Sache zu ſprechen; allein, bei dem Umſtande, dajs wir 
gegenwärtig in einer Zeit und unter Verhältniſſen leben, wo alles, 
was im Gemeinderathe geſchieht, außerhalb desſelben, ich möchte 
jagen, mit einer gewiſſen Senſibilität aufgefaſst wird, halte ich es 
für meine Perſon für nothwendig, wenigſtens bezüglich eines 
Wortes eine Erklärung abzugeben. Es kommt bei der Sache das 
Wort „zwangsweiſe“ vor, welches einem großen Theil der Collegen 
immerhin bedenklich vorkommt; und es kann nicht genug wieder— 
holt werden, wie das Wort „zwangsweiſe“ zu verſtehen iſt, um 
nicht aufs neue wieder die Beunruhigung in einen Kreis der 


Bevölkerung hinauszutragen, der ohnehin in letzter Zeit ziemliche 
Zeichen von hochgradiger Nervoſität gezeigt hat. (Rufe: Sehr 


richtig! Die Hausherren!) Weil das nun der Fall iſt, ſo haben 


wir es doppelt nothwendig, und ich glaube nicht, daſs der Ge— | 


meinderath dazu da iſt, wenn er etwas beſchließt, bloß ſeinen 
Gegnern die Handhabe zu bieten, aufs neue eine Agitation zu ent— 
falten, und zwar eine Agitation in einer Richtung, die gerade das 


Entgegengeſetzte von dem will, was die Gemeinde Gutes anſtrebt. 


Aber ich glaube auch, dafs es nicht fo hart klingen würde, wenn 
man ſtatt des deutſchen Wortes „zwangsweiſe“ zwei Wörter, die 
nicht deutſch ſind, angewendet hätte. Man hätte ebenſogut ſagen 
können „obligatoriſch und facultativ“, das wäre vielleicht doch 
angenehmer geweſen. Das Wort „Zwang“ klingt eben nicht ſchön, 
ebenſowenig, wenn man von einer zwangsweiſen Verſicherung 
ſpricht — mit Zwang kann man nicht jeden glücklich machen; — 
jedoch, das ſoll vor allem anderen betont werden, den Zwang, den 
wir hier meinen, können ſich die Hausbeſitzer ſchon ſehr gut ge— 
fallen laſſen; denn wir glauben, ihnen mit dieſer Zwangsver— 
ſicherung einen Vortheil zuzuwenden, aber auch der Gemeinde. Ich 
bin auch der Meinung, dafs Folgendes vielleicht hervorgehoben werden 
ms, damit nicht ein Wort des Herrn Referenten — obwohl ich 
ſonſt mit allem anderen einverſtanden bin — miſsverſtanden 
werden ſoll. Er hat nämlich durchblicken laſſen, als wenn mit 
dieſer Verſicherungsart die ganzen Koſten der Feuerwehr gedeckt 
werden ſollten. (Referent: Ein Theil!) Ich mache aber darauf 
aufmerkſam, dass, wie wir in Wien gewohnt find, alles verdreht, 
entſtellt und ausgebeutet wird, man ſagen wird: Sehet, der Ge— 
meinderath will das, was die Gemeinde Wien aus den allgemeinen 
Einnahmen deckt — denn die Koſten für die Feuerwehren werden 
aus den allgemeinen Einnahmen beſtritten — auf die Hausbeſitzer 
überwälzen! Und ich glaube, dafs in dieſer Richtung vor allem 
Klarheit herrſchen ſoll. 

Ich bin der Meinung, dass alles das, was beiſpielsweiſe 
an Prämien gegenüber dem jetzigen Effect erzielt werden kann, 
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auch theilweiſe zur Erhaltung der Feuerwehr mitverwendet werden 
kann und dass es uns nicht einfallen kann, fo viel zu begehren, 
dafs die ganzen Feuerwehrkoſten aus den Beiträgen der Haus— 
beſitzer bezahlt werden müſſen. Wenn das nur richtiggeſtellt iſt, 
dafs es ſich bei dieſer zwangsweiſen Einführung, wie ſie bisher 
heißt, nicht darum handelt, die Hausbeſitzer mit höheren Prämien— 
ſätzen zu bedenken, ſie zu verhalten, die Feuerwehr allein zu erhalten, 
ſondern, daſs es ſich darum handelt, das große Princip, das wir. 
in der Gemeinde jetzt hochhalten wollen, dass alle jene Unter 
nehmungen, durch die nicht der Privatfleiß getroffen wird, ſondern 
für die Monopole und Actiengeſellſchaften gegründet werden, durch— 
zuführen; wenn dieſes Princip zum Durchbruche kommt, dann 
wird auch die große Maſſe der Hausbeſitzer unſeren Beſtrebungen 
nicht feindlich, ſondern freundlich gegenüberſtehen. 

Auf die Gefahr hin, daſs ich heute eine Wiederholung mache, 
mufs ich jagen, der Eindruck, den der erſte Herr Contraredner auf 
mich gemacht hat, war derſelbe, den er nicht bloß auf den Herrn 
Referenten, ſondern auch auf die übrigen Herren gemacht hat. 
Ich glaube, dass es noch nicht jo gefährlich iſt bei den Ver— 
ſicherungs-Geſellſchaften, wie er es angeführt hat; denn der geehrte 
Herr Contraredner ſieht ja ſehr gut aus, man ſieht ihm nicht 
beſondere Noth an, es ſcheint ihm auch ganz gut dabei zu gehen 
und ich wünſche, dass es unſerer zukünftigen Feueraſſecuranz auch 
ſo gut gehen möge. Sicher aber iſt eines: Wenn man ſchon einen 
faſt fachlichen Vortrag Hält, jo darf man auch, um ganz objectiv 
zu ſein, nicht auf jene Argumente vergeſſen, die man als Gegner 
bringen muſs. Der Herr Contraredner darf nicht vergeſſen, daßs 
es wirklich wahr iſt, daſs die Gemeinde Wien, beziehungsweiſe 
die ganze Stadt mit ihren Verſicherungsprämien — und das hat 
auch der Herr Referent hervorgehoben — zum großen Theile die 
Risken der Verſicherungs-Geſellſchaften, die ſie für das flache Land 
hat, deckt. Iſt das kein Patriotismus, wenn wir ſagen: Wenn 
wir für uns ſelbſt etwas thun, ſo ſoll der Nutzen, der daraus ent— 
ſteht, nicht bloß für das flache Land, für die Actiengeſellſchaften 
ſein, ſondern dem communalen Haushalte zugute kommen. (Sehr 
richtig!) Ich bin überzeugt, es wird ſich in dieſer Frage nur um 
ein einſtimmiges Votum handeln können. Die Herren, welche ge— 
wiſſermaßen etwas zurückhaltend ſind, ſtoßen ſich nur an dem 
Worte „zwangsweiſe“. Je öfter man aber erfährt, dass es ſich 
nur um einen ſolchen Zwang handelt, den ſich die Hausbeſitzer 
gefallen laſſen können, und wenn die Verſicherung gegeben wird, 
dafs nichts anderes geplant werde, können auch die Herren, die 
in dieſer Beziehung ſo ſenſibel ſind, ebenfalls zuſtimmen. Ich bin 
beruhigt, ich ſtehe auch einer Campagne gegenüber, wo man allen 
Fragen, welche die Hausbeſitzer betreffen, wahrſcheinlich erhöhte 
Aufmerkſamkeit zuwenden wird, aber ich ſtimme mit voller Über: 
zeugung und reinem Gewiſſen für die Anträge des Referenten. 
(Beifall.) 

Gem.-Nath Dr. Stern (contra): Sehr geehrte Herren! Es 
iſt allerdings ſehr ſchwierig, nach mehr als fünfviertel Jahren ſich 
in einer Sache, die man damals ganz genau gewusst hat, zurecht 
zu finden. Ich werde aber trachten, ſoviel es mir möglich iſt, einige 
Argumente auszuführen, welche ich bereits damals nicht gegen das 
Materielle des Antrages, auch nicht gegen die Sache ſelbſt, nicht 
gegen die Gründung einer ſtädtiſchen Brandſchadenverſicherung, 
ſondern nur gegen die Form, in welcher uns dieſer Antrag gebracht 
wird, geltend gemacht habe. Es wurde von Seite des Herrn 
Referenten zu Anfang des heutigen Vortrages bemerkt, dafs ich als 
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Contraredner gegen das Referat damals geſprochen habe. (Rufe: 
Jawohl!) Allerdings war ich als Contraredner gemeldet, als 
Gegner des Antrages, wie er uns vorliegt. Ich habe aber damals 
erklärt und wiederhole dieſe Erklärung, daſs ich deswegen durchaus 
nicht als Gegner der Gründung einer ſtädtiſchen Verſicherungs— 
Geſellſchaft augeſehen werden will. Ich habe damals erklärt und 
wiederhole dieſe Erklärung, dajs ich allerdings für die Gründung 
einer ſtädtiſchen Aſſecuranz-Geſellſchaft bin, daſs mir aber dieſer 
Autrag, wie er heute vorliegt, nicht entſpricht. Was zunächſt die 
Form des Antrages betrifft, jo bitte ich, ſich vor Augen zu halten, 
daſs hier gebeten wird, die Regierung möge ihre Zuſtimmung er— 
theilen. Da habe ich mich zunächſt als Juriſt verpflichtet gefühlt, 
gegen eine ſolche Form zu ſprechen, weil die Regierung eine Zu— 
ſtimmung zur Gründung einer ſolchen Geſellſch 
kann. Die Regierung kann nur eine Geſetzesvorlage an die be— 


treffenden geſetzgebenden Körper machen, kann aber unmöglich eine 


Zustimmung ertheilen, welche gegen den heutigen Stand der Geſetz 


ich gewünſcht hätte, das manches von dem, was gerade der letzte 


Redner geſprochen hat, in dem Antrage ſelbſt in irgend einer Weiſe 


Ausdruck finde. Ich habe gejagt, es möge in dem Autrage, be— 
ziehungsweiſe in der Petition, welche an die hohe Regierung ge— 
richtet wird, oder in dem Beſchluſſe, welchen wir heute faſſen, 
ſeinen Ausdruck finden, was wir eigentlich mit dieſer Aſſecuranz— 
Geſellſchaft bezwecken. Wollen wir damit, dafs lediglich die Koſten 
der Feuerwehr gedeckt werden oder daſs dieſe Koſten zum Theile 
gedeckt werden, oder wollen wir vielleicht mit einer ſolchen ſtädtiſchen 
Aſſecuranz-Anſtalt einen über die Koſten der Feuerwehr hinaus: 
reichenden Gewinn erzielen? Letzteres iſt bekanntlich im Berliner 
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Es Scheint mir überhaupt nicht angezeigt, dass uns eine jo 
wichtige Angelegenheit vorgelegt wird, ohne dajs uns zugleich auch 
ein ſtatiſtiſches Materiale zugebote ſteht, welches ſich einerſeits 
auf die Erfahrungen in anderen Städten, andererſeits auf jene in 
unſerem eigenen Haushalt gründet. Ich habe daher in der Sitzung 
vom 11. December 1891, alſo vor fünfviertel Jahren, den Antrag 
geſtellt, man möge dieſen Antrag des Referenten einer ſieben— 
gliederigen Commiſſion zuweiſen, welche die von mir berührten Fragen 
in Erwägung ziehen und uns dann ein Referat vorlegen ſoll, auf 
Grund deſſen wir zu einer ſicheren Entſcheidung gelangen können. 
Ich glaube, wenn dies damals geſchehen und dieſe Commiſſion 


gewählt worden wäre, um die Fragen zu erwägen, die ſich ja jedem 


aufdrängen müſſen, und die auch der letzte Herr Sprecher aus— 
führlich behandelt hat, allerdings nur von ſeinem Standpunkt aus, 
und wenn uns dann darüber ein Referat mit den erforderlichen 
ſtatiſtiſchen Daten vorgelegt worden wäre, ſo wären wir allerdings 


in der Lage, einen begründeten Beſchlußs zu fallen. 
gebung wäre. Das iſt eines. Ich habe aber ferner bemerkt, daſs 


Es handelt ſich ja darum, dass eine Petition an die Regierung 
gerichtet werde, damit dieſelbe eine Geſetzesvorlage unterbreite, und 
mir ſcheint, wenn der Gemeinderath eine Petition an die Regierung 
richtet, welche einen Erfolg haben ſoll, jo mujs dieſe Petition alle 
Argumente, Daten und auch die Ziele enthalten, die erreicht werden 
ſollen, dies wird auch in der Petition ſtehen, nur wird dieſelbe 


ohne Beſchluſs des Gemeinderathes vom Präſidium oder vom 


Haushalte der Fall. Dieſer weist thatſächlich rückſichtlich der aller- 


dings ſchon ſeit dem vorigen Jahrhundert beſtehenden Aſſecuranz— 
Geſellſchaft einen Gewinn aus; derſelbe beträgt, wenn ich mich recht 
erinnere — ich habe, da ich unvorbereitet ſpreche, die Ziffern nicht 
zur Hand — zwei- bis dreimal hunderttauſend Mark. 


Es iſt ein Plus über die Koſten der Feuerwehr im Betrage 
von einigen hunderttauſend Mark im Berliner 
ich kann fie dem Herrn Referenten zeigen, ich habe fie zu Haufe. 
(Referent: Iſt unrichtig!) 


Eine weitere Frage iſt: In welchem Umfange ſoll die Ge— 
meinde für Verſicherungsſchäden eine Haftung übernehmen? Soll 
die Gemeinde mit ihrem ganzen Vermögen und Beſitze haften, oder 
ſoll, was auch möglich iſt, irgend ein Verſicherungsfond aus— 
geſchieden werden, welcher das Capital repräſentiert, mit welchem 
die Gemeinde für etwaige Verſicherungsſchäden haftet? Das muſs 
ausgeſprochen werden. Ich glaube nicht, daſs letzeres intendiert 
iſt, aber wenn auch das erſtere gemeint iſt, fo muſs es in dem 
Antrage deutlich Ausdruck finden. Ich habe ferner bemerkt, daſs in 
dem Antrage auch zum Ausdrucke kommen mußs, daßs irgend eine 
geſetzliche Vorſorge getroffen werde, durch welche die Höhe der 


Budget ausgewieſenſ; 


Stadtrathe ausgearbeitet werden; ich möchte aber, dajs gerade hier 
ein Beſchluſs des Gemeinderathes zugrunde gelegt werde und 
alle dieſe Daten im Gemeinderathe erwogen und beſchloſſen werden, 
und dass daher der Gemeinderath in der Lage ſei, einen ſolchen 
wohlerwogenen Beſchlußs zu faſſen. 

Ich halte daher den Antrag aufrecht, welchen ich in der 


Sitzung vom 11. December 1891 geſtellt habe, nämlich auf Wahl 
einer ſiebengliederigen Commiſſion, welche ſich mit der Erörterung 


Verſicherungs⸗Prämien vom Mindeſt- bis zum Höchſtſatz geſetzlich | 


beittinmt werden, 
niedere Prämienſätze und den Schaden, der ihr daraus erwächst, zu 
ſchützen, andererſeits auch den Realbeſitz davor zu ſchützen, dais 


um einerſeits die Gemeinde gegen etwaige zu 


ihm nicht durch zu hohe Prämienſätze eine neue, größere Delaftung 


erwachſe. Alle die Umſtände müſſen vorerſt beſprochen und erwogen 
werden und nach meiner Überzeugung auch in dem Autrage Aus— 
druck finden. 


ausgebrütet iſt. 
und läſst es noch einmal ausbrüten. Auf dieſe Weiſe bringt man 


der damals von mir vorgelegten Fragen zu befaſſen und ein 
neuerliches Referat zu erſtatten habe; und damit es nicht den 
Anſchein gewinne, als ob ich eine Verſchleppung oder Zuſtimmung 
der Angelegenheit im Auge hätte, ſo habe ich nichts dagegen und 
ſtelle auch den Antrag, dafs dieſer Commiſſion eine Friſt von 


vier Wochen zur Erſtattung des Referates geſetzt werde. 


Ich denke, wenn die Angelegenheit ſeit 11. December 1891 
ruhen konnte, dass fie nicht jo dringlich iſt, dass fie nicht noch 
vier Wochen bis zur Beſchluſsfaſſung hinausgeſchoben werden kann. 

Gem.-Nath Tagleicht (zur Geſchäftsorduung): Mit Rück⸗ 
ſicht auf die große Anzahl der vorgemerkten Redner ſtelle ich den 
Antrag auf Schluſs der Debatte. 

Dürgermeifter: Schluſs der Debatte iſt beantragt. Die 
Herren, welche damit einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Das Wort haben noch für die Vorlage die Herren Gem. 
Räthe Vaugoin, Matzenauer, Beutnitz, Dr. Grübl, 
Latſchka und Geyer, gegen: Herr Gem. Rath Wünſch. 
Das Wort hat der Herr Referent. 

Referent: Geſtatten Sie mir nur einige Worte. Man kaun 
eine Angelegenheit in doppelter Weiſe umbringen, indem man ihr 
einfach wie einem jungen Küchlein den Hals umdreht — damit 
iſt die Geſchichte aus der Welt geſchafft — oder indem man ſie 
dilatoriſch behandelt und ſagt, daßs das Küchlein noch nicht genug 
Man mus dann einen Brutofen dafür bauen 
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die Angelegenheit von ſich weg, und in dem Jargon der Geſchäfts— 
ordnung des Gemeinderathes heißt das, man wählt eine Com— 
miſſion. Ich möchte nun den Herrn Redner, der uns dieſe Com— 
miſſion angeprieſen hat, bitten, mir zu ſagen, wie lange die 
frühere Aſſecuranz-Commiſſion exiſtiert hat. Viel länger als dieſe 
Friſt von vier Wochen, welche er beantragt. Solche Friſten ſind 
überhaupt zu fürchten. Dieſe Commiſſion hat, ſoweit meine 
gemeinderäthlichen Erinnerungen zurückreichen, immerfort beſtanden, 
und es iſt nie etwas bei dieſen Berathungen herausgekommen. 
Nun möchte ich aber dem Herrn Redner eine Bemerkung machen. 

Es iſt nicht richtig, dafs in Berlin ein Überſchuſs von einigen 
hunderttauſend Mark erzielt wird, ſondern es werden dort mit dem 
Satze von 45 Pfennigen per 1000 Mark die Schäden, die Koſten 
der Verwaltung — das ſind alſo die Feuerlöſchkoſten — bezahlt 
und überdies ein Überſchuſs erzielt. Dieſe Überſchüſſe, welche die 
dortige ſtädtiſche Feuercaſſa erzielt hat, ſind im Verlaufe der Jahre 
angewachſen bis zu einem Fonde von 900.000 Mark So ſind die 
Verhältniſſe. 

Nun möchte ich die Herren nur bitten, Folgendes zu erwägen. 
Wenn heute die Gemeinde erklären würde: wir gründen eine 


wechſelſeitige Verſicherungsgeſellſchaft für die Stadt Wien, jo würde 
jeder von Ihnen finden, dass das kein fo riskantes Unternehmen 


iſt, beſonders dann, wenn jeder Hauseigenthümer gezwungen wäre, 
. Geſellſchaft A N 1 1 5 8 erinnern, dass 
im heurigen Jahre 10 a He von den 1 1 5 gewährt 
und vor zwei Jahren die ganze Prämie nachgeſehen hat. 
beweist denn das? Daſs der Satz von 35 kr. viel zu hoch iſt, 
und dass, wenn Sie nichts anderes bezahlen wollen als die Schäden, 
Sie viel geringere Prämien einheben können (Rufe: Sehr richtig!), 
und wenn das richtig iſt, was der erſte Herr Contraredner geſagt 
hat, dafs nämlich auf die Verſicherung der Häuſer 300.000 fl. 
entfallen und 50 Percent circa Schäden ſind, ſo bleiben 150.000 fl. 
übrig. Ziehen wir die Verwaltungskoſten ab — hochgegriffen per 
30.000 fl. 
Betrag, welcher fortwährend wachſen muss mit der Zunahme der 
Gebäude, und den können Sie doch in Gottes Namen einnehmen. 
Warum wollen Sie das nicht thun? Sie werden keine höheren 
Sätze haben als heute; nur werden Sie dieſen Überſchuſs der 
Gemeinde zukommen laſſen. Darum möchte ich bitten: gehen Sie 
auf keinen Vertagungs-Antrag ein! Dieſer Modus mit der Com— 
miſſion und mit dem ſtatiſtiſchen Materiale iſt heute nicht am Platze. 
Wir ſind heute nicht in der Lage, in der uns der Herr Redner 
ſieht. Wir wiſſen nicht, ob das Gebäude, welches wir erbauen 
wollen, thatſächlich erbaut wird, und der Herr Reduer ſtreitet ſchon 
über die Feuſter und Stiegen. Es iſt noch lange Zeit bis zu dem 
Zeitpunkte, wo wir wiſſen werden, dafs wir das Gebäude wirklich 
aufführen können. Aber heute ſchon über die Art der Bedachung 
zu ſtreiten, iſt ein vergebliches Bemühen; darum bitte ich, dieſen 
Antrag nicht. zu berückſichtigen. (Bravo! Bravo!) 

Gem.-Nath Vaugoin (für): Meine Herren! Die vor 
liegende Frage beſchäftigt den Gemeinderath ſeit einer Reihe von 
Jahren, und ich glaube nicht zu übertreiben, wenn ich ſage, ſeit 
zehn bis zwölf Jahren. Ich erinnere mich lebhaft, wie vor viel— 
leicht ſechs Jahren der frühere Gemeinderath Dr. Scholz am 
Referententiſche ſtand und über dieſe Frage referierte, und heute 
ſtehen wir auf demſelben Standpunkte, auf dem wir vor Jahren 
geſtanden find. Es wird mich das nicht irre machen, dafs der 


Was 


— ſo bleiben noch immer 120.000 fl. übrig, ein 
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geehrte erſte Herr Vorſprecher als Gegner dieſe Angelegenheit 
in allerdings ſehr fachlicher Weiſe beſprochen hat, und es kann ja 
niemanden von uns wundern, dajs ein Fachmann dieſe Frage mit 
einer gewiſſen Sicherheit und mit einer gewiſſen Kenntnis hier 
beſprochen hat. Allein einige Dinge mussten denn doch ein großes 
Bedenken erregen. 

Warum arbeitet er ſich ſo in die Sorge hinein wegen Er— 
reichung der Zuſtimmung von Seite der Regierung für eine 
ſtädtiſche Brandſchaden-Verſicherung, ſelbſt wenn ſie den Charakter 
einer zwangsweiſen Verſicherung hat? Warum läſst er die Sache 
nicht laufen, nachdem er heute ſchon feſt überzeugt iſt, dass die 


Regierung ihre Zuſtimmung nicht geben wird? Ich begreife alſo 


nicht, warum er mit einer ſolchen Vehemenz gegen die Erledigung 
dieſes Referates ſich geſtemmt hat, nachdem er das Endſchickſal 
desſelben kennt, wie er ſagt. 

Nun hat er noch eines ins Feld geführt, und das war ein 
ſehr geſchickter Zug. Er hat die Hausherrenvereine losgelaſſen, er 
hat mit dem X. Bezirke begonnen, und er weiß, dass auch in den 
anderen 0 Hausherrenvereine ſind, die ſich gegen die ſtädtiſche 
Verſicherung ausſprechen. Wir wiſſen aber, wie dieſe 
Dinge gemacht werden, und in den Hausherrenvereinen ſitzen auch 
Mitglieder, welche jener Partei angehören, die heute nicht hier iſt, 
und gerade die Mehrzahl der Anhänger dieſer Partei umfaſst 
eifrige Anhänger der Durchführung und Erledigung der auf der 


„ Tagesordnung ſtehenden Angelegenheit im Sinne des Referenten— 


Antrages. Es iſt alſo zu verwundern, daſs man von zwei Seiten 
heute verſucht hat, dieſe Angelegenheit zu verhindern. Ich ſage es 
ganz offen, man braucht nicht Fachmann in der Frage zu ſein, 


um ſich ein klares Bild von der Sache machen und ſagen zu 
können, dafs die Frage auch erledigt werden kann in dem Stadium, 
in dem ſie uns heute vorgebracht wird, ohne dajs man ein Ber: 
ſicherungsmann iſt, und ich glaube auch, ſelbſt ohne daſs man 
Juriſt iſt; 


wenn man aber Juriſt ſein muss, fo bürgt uns doch 
der Herr Referent dafür, dass er in juriſtiſcher Beziehung wiſſen 
wird, wie weit man in dieſer Beziehung gehen kann. 

Ich erkläre alſo kurz und bündig: Ich bin unbedingt für die 
Anträge des Herrn Referenten, und ich freue mich, daſs endlich 
einmal in die Majorität ein Geiſt eingezogen iſt, der endlich die 
Abſicht documentiert, die Gemeinde in Bezug auf ſolche Laſten, 
die ſie im Jutereſſe anderer — und das ſind die Koſten der ſtädti— 
ſchen Feuerwehr — zum großen Theile trägt, zu entlaſten. Die 
ſtädtiſche Feuerwehr koſtet weit über 300.000 fl. jährlich, und den 
ganzen Nutzen davon ziehen außer den wenigen, die bei den Ver— 
ſicherungs-Geſellſchaften nicht verſichert find, nur die Aſſecuranz— 
Geſellſchaften. Wir haben gewifs keinen Grund, eine ausgezeichnete 
uftitution, die mit großen Koſten erhalten wird, lediglich nur für 


Privatgeſellſchaften zu erhalten. Ich erkläre alſo, dajs ich für die 


Auträge des Referenten aus vollſter Überzeugung ſtimme, und ich 
will nur eines widerlegen, was der erſte Herr Sprecher contra 
dagegen geſagt hat. Dieſer Satz von den 30 kr. und den 35 kr. 
ſtimmt nicht in allen Fällen; die Geſellſchaften nehmen auch andere 
Sätze. Ich zahle für ein an der Grenze der Stadt Wien liegendes 
Zinshaus, welches mit 15.000 fl. verſichert iſt, 28 kr. pro Jahr, 
das find 1˙8 pro mille — und da ſagt man, die Geſellſchaft 
mache nur Geſchäfte mit 31 pro mille. Sie haben Tarife ver— 
ſchiedener Art. Es wird ein Tiſchler einen anderen Tarif haben 
als ein Hausbeſitzer, der ein mit Ziegeln gedecktes Haus beſitzt. 
Alſo ich gehe ohne Scheu in die Sache ein und übernehme die 
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volle Verantwortlichkeit, obwohl auch ich dem Wahlkörper angehöre, 
in dem die Hausherren hauptſächlich das Wort haben. (Beifall.) 

Gem.-Nath Seiler (zur Geſchäftsordnung): Meine Herren! 
Nachdem nur ein Contraredner vorgemerkt iſt und die anderen 
Herren alle Proredner ſind, beantrage ich die Wahl von General- 
rednern. 

Vürgermeiſter: Ich bitte jene Herren, welche dem Antrage 
auf Wahl von Generalrednern zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Als Proredner find eingetragen die Herren Gem. Räthe 
Matzenauer, Beutnitz, Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl, 
Latſchka, Geyer, und über Erklärung des Herrn Schriftführers 
Schrenckh hat fi Herr Gem.-Rath Herrdegen vor Schluſs 
der Debatte bei ihm zum Worte gemeldet, weshalb ich ihn ebenfalls 
zu den Prorednern rechne. 

Als Contraredner iſt eingetragen Herr Gem.-Rath Wünſch. 

Herr Gem.⸗Rath Nos ke behauptet, ſich ebenfalls gemeldet 
zu haben. Ich muss aber die Verſammlung befragen, ob fie ein— 
verſtanden iſt, ihn in die Reihe der Redner aufzunehmen. Jene 
Herren, welche dafür ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) 

Iſt die Majorität. Es find alſo die Herren Wün ſch und Noske 
als Contraredner eingetragen. Ich bitte dieſelben, einen General— 
redner zu wählen, jene Herren, welche Proredner ſind, ebenfalls. 
(Nach einer Pauſe:) Als Generalredner pro iſt gewählt Herr 
Gem. Rath Herrdegen, als Generalredner contra Herr Gem. 
Rath Wünſch. Es folgt nun, da früher ein Proredner gehört 
worden iſt, Herr Gem.-Rath Wünſch. 

Gem.-Nath Wünſch: Sehr geehrte Herren! Wenn ich mich 
als Redner contra gemeldet habe, ſo geſchah es nicht ſo ſehr, weil 
ich im Principe mit der Vorlage nicht einverſtanden bin, ſondern 
hauptſächlich aus dem Grunde, weil ich mit einem weſentlichen 
Momente in Bezug auf die Form nicht übereinſtimme, und zwar 
iſt es der Grundgedanke des Zwanges, welcher mich veranlaſst 
hat, gegen die Vorlage Stellung zu nehmen. Meine Herren! Ich 
muss zunächſt erklären, daſs ich in dieſem Grundgedanken eine 
Verletzung der Privatrechte der einzelnen Hausbeſitzer erblicke. 
(Ruf: Sehr richtig!) Ich mußs zunächſt bemerken, daßs es mir 
vorkommt, als ob dieſe Maßregel einen reactionären, einen rückſchritt— 
lichen Charakter hätte. Es kommt mir vor, als wenn das eine Verord— 
nung aus dem vorigen Jahrhunderte wäre, wo man bevormundet und 
einer perſönlichen Freiheit beraubt wird. Wir ſind genug bevormundet; 
wir haben ſchon zwangsweiſe Verſicherungen — insbeſondere wir 
Induſtrielle — nach allen Richtungen hin. Wir ſind verpflichtet 
zur Unfallverſicherung, zur Krankenverſicherung — und das trifft 
ja auch den ganzen Gewerbeſtand; jetzt ſoll auch noch eine zwangs— 
weiſe Häuſerverſicherung dazukommen. Ich bin vollkommen der 
Überzeugung, dajs die Gründung einer ſtädtiſchen Aſſecuranz eine 
Nothwendigkeit iſt, und zwar aus dem Grunde, weil es eine 
bekannte Thatſache iſt, daſs die gegenwärtig beſtehenden Aſſecuranz— 
Geſellſchaften dadurch, daſs fie Cartelle geſchloſſen haben, ſich in 
einer dem einzelnen gegenüber ſehr günſtigen Situation befinden 
und den einzelnen wirklich zu einer Leiſtung heranziehen, die 
vielleicht nicht den thatſächlichen Verhältniſſen des Schadenpercentes 
entſpricht. 

Aber gerade fo nothwendig, wie ich glaube, dass es iſt, hier 
ein Gegengewicht, eine Concurrenz zu ſchaffen, für gerade ſo noth— 
wendig erachte ich es, dass dieſes Concurrenzinſtitut auf der Baſis 
der freien Concurrenz, wie ſie der Geſchäftsverkehr überhaupt be— 
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dingt, errichtet werden muſs; wenn ſie demſelben eine derartige 
Grundlage geben, wie ſie hier gedacht iſt, ſo ſteht es auf einer 
ungeſunden Grundlage; nur freie Concurrenz iſt imſtande, ſolche 
Unternehmen zur Blüte zu bringen, und wenn es mit freier Con— 
currenz nicht blühen kann, jo iſt es beſſer, wenn Sie dieſen Ge— 
danken überhaupt vollſtändig aufgeben. Dieſe Anſtalt wird niemals 
Popularität erlangen, man wird ſtets mit großem Miſstrauen an 
die Schadenliquidation herantreten, und es beſteht auch gar kein 
Zweifel, dafs die Anſtalt gar kein Intereſſe daran hat, die Schaden— 
liquidation mit Coulance durchzuführen, wenn ſie nicht in Con— 
currenz mit anderen Anſtalten zu treten haben wird. Wenn Sie 
alſo den Verſicherten ſchützen wollen, ſo müſſen Sie dieſer Anſtalt, 
welche Sie zu gründen beabſichtigen, auch die Verpflichtung auf— 
erlegen, mit anderen Anſtalten concurrieren zu können. 

Ich will Sie nur auf eine Anomalie aufmerkſam machen. 
Hier iſt geſagt worden, dafs ohne weſentliche Erhöhung der Prämie 


— ich bitte, das wohl zu bemerken — auch ein Theil der Feuer— 


wehrkoſten werde gedeckt werden können. Nun geſtatten Sie mir 
einmal, die Sache vom Standpunkte des Induſtriellen zu beleuchten, 
ich bitte, da nicht etwa meine perſönlichen Verhältniſſe ins Spiel 
zu nehmen, ich will im allgemeinen vom Standpunkte des In— 
duſtriellen ſprechen, der einen großen Wert zu verſichern hat, einen 
Wert, der in der Regel zu einer höheren Prämie angenommen und 
verſichert werden mufs, als es die Wohnhäuſer find. Die Prämien 


für Fabriksgebäude find bekanntlich in der Regel höhere. Nun wird 


die Commune herantreten und ſagen: Um dasſelbe Percent, um 
welches die gewöhnlichen Wohngebäude höher find, mufs ſelbſtver— 


ſtändlich auch die Prämie des Induſtriellen ſteigen — ich finde 


das ganz richtig, weil er ja keine Ausnahme machen kann. In 
dem Momente iſt er aber mit einer bedeutend höheren Prämie 
herangezogen als ſeine Concurrenten außerhalb des Stadtgebietes. 
Es iſt das eine Belaſtung der Induſtrie innerhalb des Kreiſes 
Wiens zu Ungunſten der inneren Induſtrie und zu Gunſten der 
Concurrenten auswärts. Sie werden alſo auf dieſe Weiſe von dem 
Grundgedanken, der hier ſo häufig ausgeſprochen worden iſt, der 
Induſtrie eine Unterſtützung zu gewähren durch Gründung einer 
zwangsweiſen Verſicherung, ganz gewiss abgehen. 

Sehen Sie, meine Herren, ich habe gefunden, daßs mehrere 
Fragen, welche von größter Wichtigkeit ſind, im unklaren gelaſſen 
worden find. Ich habe gefunden, dafs es ſehr wünſchenswert wäre, 
wenn der Antrag in eine andere, klarere Faſſung gebracht würde, 
welche jedermann ſchon ein gewiſſes Bild über die Grundprineipien 
der Leitung dieſes Inſtitutes geben kann. Eine größere Unklarheit 
als dieſen in drei Abſätze gefaſsten Antrag kann man ſich über- 
haupt nicht vorſtellen. Es iſt darin nur einmal vom Zwange die 
Rede; dann heißt es aber nicht „man iſt verpflichtet, ſich bei der 
Stadtgemeinde Wien zu verſichern“, ſondern es heißt nur, man 
dürfe nicht mehr bei einer anderen Privatgeſellſchaft weiter ver— 
ſichern. Das Weitere muſs man ſich dann combinieren, und das 
iſt eine Unklarheit. Deshalb bin ich dafür — nicht um die 
Sache zu verſchleppen, nein, ſondern damit eine ſo wichtige Ange— 
legenheit gründlich berathen werde — dafs Sie den Antrag des 
Herrn Collegen Dr. Stern annehmen, damit einem kleineren 
Kreiſe von Fachmännern und einem ſolchen, der ſich mit der 
Frage eingehend beſchäftigt, Gelegenheit gegeben werde, die Sache 
in eine klare Form zu bringen, aber auch die Frage des Zwanges, 
gegen den ich mich entſchieden ausſprechen muss, einer Discuſſion 
zu unterziehen. (Beifall.) 
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Gem.-Nath Herrdegen: Ich möchte vor allem die That: 
ſache feſtſtellen, daſs ſich als Gegner der ſtädtiſchen Brandſchaden— 
Verſicherung nur ein Redner gefunden hat in der Perſon des 
Herrn Stadtrathes Nos ke. (Rufe: Noske und Stern!) Die 
Herren Gem.⸗Räthe Dr. Stern und Wünſch, die geſprochen 
haben, haben ausdrücklich erklärt, ſie ſeien keine Gegner der 
ſtädtiſchen Brandſchaden-Verſicherung, ſondern ſie wollen lediglich 
das Moment des Zwanges ausgemerzt haben. 

Hierauf mufs ich vor allem bemerken, dafs diejenigen Herren, 
welche die Verſicherung zuſtande bringen wollen, die ſich jedoch 
gegen die zwangsweiſe Verſicherung ausſprechen, de facto Gegner 
ſind; denn auf einem anderen Wege kann eine ſtädtiſche Brand— 
ſchadenverſicherung nicht zuſtande kommen und nicht proſperieren, 
und das aus dem ſehr einfachen Grunde, weil wir gegenüber 
den Privatgeſellſchaften nicht coucurrenzfähig ſind; eine ſtädtiſche Ver— 
waltung kann nicht zu jenen Schritten, zu jenen Mitteln greifen, 
welche den Privatgeſellſchaften zur Verfügung ſtehen, um ihre 
Aſſecuranzgeſchäfte zu beſorgen. (Rufe Richtig!) Wenn wir nun eine 
ſtädtiſche Brandſchaden-Verſicherung wollen, fo müſſen wir unbe— 
dingt die zwangsweiſe Verfilerung acceptieren. In der zwangs— 
weiſen Verſicherung liegt aber auch die volle Gewähr für die 
Prosperität dieſes Unternehmens. 

Wenn ſich nun die Frage aufwirft: Hat der Realbeſitz wirklich 
begründete Sorge, daſs die Commune Wien dieſes Verſicherungs— 
Inſtitut in einer Weiſe ausbeuten wird, wodurch ſich der Real— 
beſitz geſchädigt erachten wird? — ſo kann man, wenn man vor— 
urtheilsfrei in der Sache iſt, ganz ruhig ſagen: Nein. 

Ich möchte noch Folgendes bemerken. Es liegt ein ganz 
eigenthümliches Misstrauen darin. Wir nehmen heute Stellung 
gegen die Aſſecuranz⸗Geſellſchaften, beziehungsweiſe wir wollen 
uns ſelbſt eine Erwerbs- oder Ertragsquelle ſichern, um gewiſſe 
Auslagen, namentlich die Koſten des Feuerlöſchdienſtes zu decken; 
gleichzeitig wird aber die Sorge ausgeſprochen, das eine förmliche 


Ausbeutung der Hausbeſitzer durch eine Communal-Verſicherung 


erfolgen wird. 

Das iſt doch gewiss unbegründet. Ich glaube, wir können 
vollſtändig ruhig ſein. Im Wiener Gemeinderathe und in der Wiener 
Gemeinde-Verwaltung überhaupt werden die Hausherren zu jeder 
Zeit ein ſo gewichtiges Wort dareinzureden haben — ich bemerke, 
daſs auch die Anzahl der Gegner dieſer Vorlage dies beweiſt —, 
daßs hier eine Gefahr für den Realbeſitz nicht beſtehen kann, ganz 
abgeſehen davon, daſs man doch wird zugeben müſſen, daſßs die 
Gemeinde-Verwaltung nur nach ſoliden, reellen, auf die Intereſſen 
der Geſammtbebölkerung gerichteten Grundſätzen vorgehen wird. 
Das Hauptmoment iſt das Folgende: Wenn die Commune Wien 
die Verſicherung in die Hand nimmt, ſo kann man wohl ſagen, 
ohne hier zu einem ſtatiſtiſchen Material zu greifen, alſo nur als Re— 
ſultat eines logiſchen Schluſſes, dafs das Unternehmen nicht anders als 
wirklich rentabel fein kann. Denken Sie einmal daran, das alle 
Verſicherungs⸗Geſellſchaften ihre Geſchäfte nicht auf Wien beſchränkt 
haben, dafs fie alſo die ländliche Verſicherung mit in den Kauf nehmen 
müſſen, und dass bei der ländlichen Verſicherung, trotz der höheren 
Verſicherungsprämien, ein viel größeres Riſico beſteht, und das 
werden Sie mir doch gewiss alle zugeben! Dann kommt noch ein 
anderes Moment in Betracht. Die Aſſecuranz-Geſellſchaften müſſen 
ja doch ein gewiſſes Capital zur Verfügung haben, ſie müſſen einen 
Fond haben, deſſen Höhe durch eine geſetzliche Grundlage normirt 
erſcheint. Das iſt etwas, was die Commune Wien nicht braucht; 
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wir brauchen kein Capital, und ich möchte hier gleich auf die Be— 
merkungen des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern erwidern, dass es 
für mich gar keinem Zweifel unterliegen kann, dass wir einen 
ſpeciellen Verſicherungsfond nicht gründen werden, ſondern die 
Commune Wien wird für die Entſchädigungen, die ſie zu leiſten 
hat, mit ihrem ganzen Vermögen haften. 

Ich glaube, es wäre dies ein ſehr reſpectabler Fond, mit welchem 
alle Hausherren beruhigt ſein können. Wenn nun aber geſagt wird, 


die Bemeſſung und Liquidation der Entſchädigungen wird ſehr ſchwer 


werden, jo komme ich wieder darauf zurück, woher dieſes Miſs— 
trauen? Ich glaube, dafs alle Verſicherungs-Geſellſchaften, ob ſie nun 
wechſelſeitig oder Actienunternehmungen ſind, lediglich auf Erwerb 
berechnet und gezwungen ſind, ihr geſchäftliches Intereſſe im 
vollen Umfange zu wahren. Es wird behauptet, es gäbe nur ein 
Mittel, welches hier regulierend eingreift, nämlich die Concurrenz. 
Es wurde von dem Herrn Generalredner contra als alleiniges 
Heilmittel die freie Concurrenz hingeſtellt. Nun, ich will hier keine 
theoretiſche Discuſſion heraufbeſchwören, aber in ſolchen Dingen 
iſt dieſer Satz von vornherein entſchieden hinfällig. Hierin liegt 
auch nicht die geringſte Logik, wenn man bei einem ſolchen Antrag 
ſagt, nur die freie Concurrenz ſoll alles regeln, die Stadt Wien ſoll 
in freie Concurrenz mit ſo und jo vielen Actiengeſellſchaften, in- und 
ausländiſchen, ja überſeeiſchen treten. Dazu hat die Gemeinde doch 
nicht den geringſten Anlaſs. Die Gemeinde kann eine Brandſchaden— 
verſicherung gründen ohne alles Riſico, fo daſs der Realbeſitz 
vollſtändig damit zufrieden ſein kann. Es wurde auch geſagt, dajs 
in Berlin eine beſondere Einnahme daraus erzielt werde, und ich 
muss jagen, einen ſolchen Schrecken vor Einnahmen habe ich noch 
nie wahrgenommen wie hier. 

Worin liegt denn das fürchterliche Moment, dass die Com— 
mune Berlin außer den Koſten des Fenerlöſchweſens auch noch 
100.000 Mark an Einnahmen erzielt? Haben Sie denn gehört, 
daſs der Realbeſitz in Berlin durch dieſe Maßregel fo beſonders 
gedrückt ſei? Gewiss nicht! Und dann, beleidigen Sie nicht die 


Hausherren mit dieſer Argumentation? 


Ich hätte nicht die Courage gehabt, den Hausherren zu ſagen, 
daſs ſie ſo wenig Patriotismus haben, ſo wenig Sinn für die 
Gemeindeintereſſen, dafs fie ſich vor der Verſicherungs-Prämie fürchten. 
Die Verſicherungs-Prämie iſt und bleibt eine Lappalie im Budget des 
Hausherrn, das läſst ſich nicht leugnen, und ich glaube, es wird 
eine gewiſſe Beruhigung erzeugen, wenn die Hausherren wiſſen, 
dasjenige, was fie zahlen, zahlen fie nicht, damit eine Actiengejell- 
ſchaft oder eine andere Unternehmung übermäßige Gehalte an viele 
ihrer Angeſtellten zahlen kann und ungeheure Acquiſitionskoſten 
beſtreiten kann, ſondern ſie zahlen es, damit Einrichtungen geſchaffen 
oder erhalten werden, welche im Intereſſe der Bevölkerung Wiens 
liegen. 

Es wurden auch formelle Bedenken geltend gemacht, man 
ſagte z. B., es hätte nicht ſo gemacht werden ſollen, ſondern 
es hätte anders gemacht werden ſollen. Nun, ich gehe auch gewöhn— 
lich an Vorlagen des Stadtrathes mit meinem beſcheidenen Ver— 
ſtändniſſe und will mir ein Urtheil bilden, ob das richtig iſt oder 
nicht. In dieſer Sache aber — mögen die Meinungen auch aus— 
einandergehen — ſind mir wirklich die Juriſten im Stadtrathe 
vollſtändig ausreichend, ich habe gar nicht das Bedürfnis, hier 
Kläger zu ſein; wenn dieſe Juriſten die Form als richtig gefunden 
haben, ſo glaube ich, kann man ſie auch acceptieren, und ſie iſt 
jedenfalls beſſer als die Ablehnung. 


MINI NN TEN N . 


Ich will nun bezüglich des Zwanges noch einiges bemerken. 
Er iſt als etwas Ungeheuerliches geſchildert worden, ſogar als eine 
Beſchränkung der perſönlichen Freiheit. (Rufe: Gewiss!) Nun, 
haben wir denn keine anderen Einrichtungen, welche die Criterien 
der Zwangsmäßigkeit an ſich tragen? Wie ſieht es denn mit der 
Unfall⸗ und Krankenverſicherung aus? Sie werden doch zugeben, 
daſs z. B. aus dem Krankencaſſa⸗Geſetze eine viel ſchwerere und 
empfindlichere Belaſtung für die Privatunternehmer reſultiert. Das 
wird getragen. Warum? — Im großen Intereſſe, im Intereſſe 


der Arbeiterſchaft, und hier haben wir es ja mit einem anderen 


Dinge zu thun, welches ziffermäßig nicht jene Bedeutung hat als 


wie die Auslagen, welche für die Privaten und Induſtriellen aus 


dem Titel der Bezirkskrankencaſſa reſultieren, alſo auch in dieſer 
Beziehung, glaube ich, kann man vollſtändig beruhigt ſein. 
Ich möchte bei der vorgerückten Stunde nicht zu weiteren 


zunehmen, der Ihnen von dem Herrn Referenten ſchon früher vor⸗ 
geleſen wurde, nämlich den Antrag auf namentliche Ab— 


ſtimmung. (Beifall.) Sie werden mich gewiſs nicht ſchlecht 


verſtehen und werden nicht glauben, dass ich mit dieſem Antrage 
die Abſicht habe, jene Herren, welche Gegner ſind, gemiſſermaßen 
anzunageln, das liegt mir ferne. 


Ich habe einen anderen Grund, ich möchte vollſtändig klar 
Es 


ſehen, und ich glaube auch, die Wählerſchaft ſoll klar ſehen. 


lässt ſich nicht leugnen, die Frage, die wir zu entſcheiden haben, 


iſt ein Programmpunkt von 75 Percent aller Gemeinderaths⸗ 
Candidaten ſeit einem Decennium geweſen. Nun klären wir die 
Bevölkerung auf, ob wir das wirklich ſo meinen oder nicht, 


Klarheit iſt der einzige Grund, warum ich Sie bitte, dieſen Antrag 
anzunehmen. 

Referent (zum Schluss wort): Ich habe nur mehr weniges 
zu bemerken. Nehmen wir an, wir dringen mit unſerer Idee durch, 
die Gemeinde komme dazu, eine Verſicherungsanſtalt mit obliga- 
toriſchem Charakter zu errichten. Wie denken Sie ſich, daſs das 
Statut zuſtande kommen ſoll? Darüber wird der Gemeinderath 
auch ſeine Meinung äußern wollen, und dann werden Sie alle 
Fragen zu erwägen haben, welche von verſchiedener Seite angeregt 
wurden; aber dass wir uns heute herumſtreiten über die Prämien, 
wo wir nicht wiſſen, ob wir die Idee realiſieren, halte ich für 
eine Zeitverſchwendung, deshalb glaube ich, es iſt nicht nothwendig, 
auf dieſe Bemerkungen zurückzukommen. Das eine kann ich ſagen, 
wer gegen die Zwangsverſicherung, wer dagegen iſt, dass jeder 
verpflichtet ſein ſolle, beizutreten, der iſt überhaupt gegen die 
ſtädiſche Aſſecuranz, da können die Herren fo viel zur Maskierung 
ihrer Stellung vorbringen, als ſie wollen; noch weitere Worte 
darüber zu verlieren, iſt überflüſſig. Ich kann Sie nur bitten, die 
Anträge anzunehmen. 

Gem.⸗Rath Nose (zur thatſächlichen Berichtigung): 
habe thatſächlich Folgendes zu berichtigen: 

Gegenüber dem Herrn Referenten, daj ich nicht von noth— 
leidenden Geſellſchaften, welchen es ſchlecht geht, geſprochen habe, 
ſondern aus dem Schweizer Verſicherungsamtsberichte thatſächliche 
Reſultate conſtatiert habe, die mit einem Witze nicht widerlegt 
werden, und zweitens, dafs ich nicht geſagt habe, dass die Regierung 
nichts thun könne, ſondern dafs ich gejagt habe, dass es nicht 
richtig iſt, die Regierung um eine Zuſtimmung zu erjuchen, die fie 
nicht geben könne, weil fie ſelbſt erklärt hat, daſs fie ein ver— 


Ich 
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faſſungsmäßiges Recht dazu nicht habe. Weiters berichtige ich gegen- 
über dem Herrn Referenten, dafs es nicht richtig iſt, dass derjenige, 
welcher verſichert iſt, ſagt: „Ich brauche die Feuerwehr nicht zu be⸗ 
zahlen, das ſollen andere thun“, weil der Verſicherte wie der Nicht⸗ 
verſicherte Steuer zahlt. Ich habe weiters gegenüber dem Herrn 
Referenten zu berichtigen und mufs den Herrn Referenten bitten, 
wenn er mich widerlegt, richtig zu citieven und das, was gejagt 
wurde, nicht ſo zurecht zu legen, wie er es wünſcht, ſondern wie 


ob 
die Meinung des Gemeinderathes ſich geändert hat oder nicht. 


ich es geſagt habe. Ich habe nicht geſagt, das Geſchäft iſt ſchlecht, 
die Gemeinde wird daraufzahlen, ſondern ich habe nur geſagt, die 
Gemeinde wird nicht jenen Ertrag haben, den der Herr Referent 
und Sie erwarten und Sie müſſen, wenn Sie einen ſolchen erzielen 
wollen, die Prämie erhöhen. 


Weiters habe ich den Herrn Collegen Schlechter zu be— 


| richtigen, daſs es nicht richtig ſein kann, daßs die Stadt Wien 
Ausführungen ſchreiten. Ich bitte Sie dringend, einen Antrag an- 


für das flache Land bezahlt, da auch das Land Niederöſterreich 
eine Zwangsverſicherung will, mit der Begründung, dafs ihm fein 
gutes Geſchäft nicht durch Privatverſicherungen weggenommen 
werde. 

Ich habe weiters den Herrn Collegen Wünſch zu berich— 
tigen rückſichtlich feiner Bemerkung wegen des Cartells, dass ein 
Cartell für dieſe Geſellſchaft, um die es ſich handelt, nicht beſteht. 
Endlich habe ich den Herrn Collegen Herrdegen zu berichtigen, 
dass ich nicht der einzige Contraredner, ſondern dass eine Reihe 
von Contrarednern war, und dass ich nicht mehr gegen eine 
ſtädtiſche Verſicherung bin als der Herr Collega Stern, für deſſen 
| a ich ſtimmen werde, und daſs ich nicht mehr Intereſſe oder 

Nichtintereſſe an einer ſtädtiſchen Verſicherung habe als derjenige 
Herr, welcher dem Verwaltungsrathe der „Wechſelſeitigen“ angehört. 
Endlich habe ich weiters den Collegen Herrdegen zu berich— 
tigen, dafs der Patriotismus der Hausherren hier nicht in Frage 
kommen kann, denn bei jemandem, der ſchon 48 Percent Steuer 
zahlen muss, an deſſen Patriotismus zu appellieren, ſcheint mir 
doch zu weit zu gehen. 

Endlich habe ich die Behauptung des Herrn Collegen Herr— 
degen zu berichtigen, die er übrigens nicht bewieſen hat, dass 
bei den Aſſecuranzgeſellſchaften ungeheuer hohe Gehalte und Acqui- 
ſitionskoſten ſind. 

Ich bin in der Lage, zu dieſer Berichtigung eine ſtatiſtiſche 
Tabelle vorzulegen, wonach die Geſammtſpeſen in den Jahren 1878 
bis 1887 im Durchſchnitte bei allen Arten Geſellſchaften 297 Percent 
betragen haben und bei den einzelnen Kategorien von a 
Geſellſchaften 30:60 Percent. (Unruhe und Widerſpruch.) Das iſt 
doch eine Berichtigung; wenn jemand etwas behauptet, ſo kann ich 
doch auf Grund von Acten berichtigen. Ich conſtatiere, dass bei den jo- 
genannten Landesanſtalten und der Wechſelſeitigen, und zwar bei Ge— 
bäuden der Landesanſtalten 23, bei Mobilien 32˙8 gegenüber 
30 Percent der Actiengeſellſchaften, bei der Wechſelſeitigen 28 gegen- 
über 30 Percent der Actiengeſellſchaften Speſen vorhanden waren. 
Die Differenz von 2 Percent erklärt ſich aus der geringeren Steuer— 
belaſtung der Wechſelſeitigen. Ich möchte doch bitten, nur Dinge 
zu ſagen, die man nachweiſen kann. 

Endlich möchte ich noch zum Schluſſe den Herrn Referenten 
berichtigen, daßs es unrichtig iſt, wenn er jagt, wir ſollen uns jetzt 
um die Prämien nicht herumſtreiten. Wir ſtreiten um grundlegende 
Principien dieſer zu gründenden Verſicherung. Das iſt wohl etwas, 
das, bevor man ſie gründet, überlegt werden ſoll. 
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Vürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der Re⸗ 
ferenten⸗Antrag geht dahin: 
„Es ſei an die hohe Regierung eine Petition zu richten, 


in welcher gebeten wird, die Zuſtimmung zu ertheilen zur Errichtung 


einer Brandſchaden⸗Verſicherungsanſtalt durch die Gemeinde Wien 
mit dem Rechte der Zwangsverſicherung nach folgenden Grund— 
ſätzen: 

Sämmtliche Gebäude innerhalb des Gemeindegebietes, mit Aus- 
nahme der Hof- und Staatsgebäude, müſſen, entſprechend ihrem 
Werte und der Art ihrer Verwendung, gegen Brandſchaden ver— 
ſichert ſein. 


walten. 

Die von den Eigenthümern mit anderen Verſicherungs-Geſell— 
ſchaften oder Vereinen bereits abgeſchloſſenen Gebäudeverſicherungen 
(Immobilienverſicherung) behalten, ſobald die ſtädtiſche Brand— 
ſchaden⸗Verſicherungscaſſa in Wirkſamkeit getreten iſt, nur bis zu 
dem in den betreffenden Verträgen vorgeſehenen Termine ihre 
Giltigkeit. Verlängerungen oder Erneuerungen ſind unſtatthaft.“ 

Gegen dieſen Antrag iſt ein vertagender Antrag von Seite 
des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern geſtellt worden, der dahin 
geht: 

„Es ſei die Vorlage an eine vom Gemeinderathe zu wählende 
ſiebengliederige Commiſſion, eventuell an den Stadtrath mit dem 
Auftrage auf Ergänzung der vorliegenden Anträge zu verweiſen, 
dahin, dass 

1. eine Beſtimmung über den Umfang der Haftung der Ger 
meinde für Brandſchaden; 

2. die in Ausſicht zu nehmenden finanziellen Reſultate, ob 
nur die Koſten der Feuerwehr hereingebracht oder ob ein darüber 
hinausgehender unbeſtimmter Ertrag erzielt werden ſoll, zu prä— 
ciſieren und 

3. die Frage, ob und welche Sicherheit einerſeits für die 
Commune, andererſeits für den ſtädtiſchen Realbeſitz gegen die 


alljährlich zu beſtimmenden zu niedrigen oder zu hohen Prämien⸗ 


ſätze geſetzlich zu fixieren ei, zu erörtern ſein wird. 

Von Herrn Gem.⸗Rath Bärtl wurde der Antrag geſtellt, 
daſs, im Falle der Antrag des Gem.-Rathes Dr. Stern nicht 
angenommen wird, der Referenten-Antrag mit Ausſcheidung des 
Wortes „Zwang“ zum Beſchluſſe erhoben werde. 

Dieſer Antrag kommt in der Weiſe zum Ausdrucke, daßs ich 
über den erſten Abſatz vorerſt abſtimmen laſſe, mit Auslaſſung der 
Worte: „mit dem Rechte der Zwangsverſicherung“, und ich werde 
dann über dieſe Worte „mit dem Rechte der Zwangsverſicherung“ 
beſonders abſtimmen laſſen, daher diejenigen Herren, welche dem 
Antrage Bärtl zuſtimmen, dass das Wort „Zwang“ auszuſcheiden 
ſei, gegen dieſen Zuſatz zu ſtimmen haben werden. 

Herr Gem.⸗Rath Herrdegen hat den Antrag geſtellt, dass 
über die principielle Frage der Zwangsverſicherung Beſchluſs ge— 
faſst werden ſolle und über dieſen Theil des Referenten-Antrages 
die namentliche Abſtimmung erfolge. Dieſer Antrag wird genau 
io erledigt wie der Antrag Bärt!l, nämlich durch die Trennung 
der Abſtimmung, indem beſonders abgeſtimmt wird über die Worte 
„mit dem Rechte der Zwangsverſicherung“. Nur iſt darüber noch 
abzuſtimmen, ob dieſe Abſtimmung über den Zuſatz hier nach dem 
Referenten⸗Antrage namentlich zu geſchehen habe oder nicht. (Rufe: 
Nein |) 
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Ich bringe nun zuerſt den Antrag Dr. Stern zur Ab— 
ſtimmung. 

Jene Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) ft die Minderheit, derſelbe 
iſt abgelehnt. 

Es kommt nun der Antrag des Herrn Referenten zur Ab— 
ſtimmung: „Es ſei eine Petition an die Regierung zu richten, in 
welcher gebeten wird um Zuſtimmung zur Errichtung einer Brand— 
ſchaden⸗Verſicherungsanſtalt nach folgenden Grundſätzen“ mit vor— 
läufiger Auslaſſung der Worte: „mit dem Rechte der Zwangs⸗ 


verſicherung“. 
Die Gemeinde hat für die Durchführung dieſer Verſicherungen 
eine Brandſchaden⸗Verſicherungscaſſa zu errichten und zu ver- | 


Jene Herren, welche zuſtimmen, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Nun bitte ich diejenigen Herren, welche meinen, dass über 
den Beiſatz „mit dem Rechte der Zwangsverſicherung“ namentlich 
abgeſtimmt werden ſoll, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt 
die Minderheit, abgelehnt; es wird alſo nicht namentlich ab— 
geſtimmt werden. 

Jene Herren, welche mit dem Antrage des Referenten, dafs 
in der Petition die Worte, mit dem Rechte der Zwangsverſicherung“ 
beigefügt werden, ein verſtanden find, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Es iſt die große Mehrheit, angenommen. (Rufe: 
Gegenprobe!) Ich bitte um die Gegenprobe. (Nach einer Pauſe:) 
Es ſind ſechs Herren dagegen. 

Jene Herren, welche mit den übrigen Referenten⸗Anträgen 
einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die Mehrheit, angenommen. 

Gem.⸗Rath K. J. Müller: Ich habe in der erſten Debatte 
Anträge geſtellt; ich möchte den Herrn Bürgermeiſter bitten, die 
Güte zu haben, ſie zur Abſtimmung zu bringen. 

Bürgermeiſter: Solche Anträge liegen mir hier nicht vor, 
ſcheinen daher nicht geſtellt zu ſein. — Der Gegenſtand iſt 
erledigt, die Sitzung geſchloſſen. 


Beſchluſs: Es ſei an die hohe Regierung eine Petition zu 
richten, in welcher gebeten wird, die Zuſtimmung zu 
ertheilen zur Errichtung einer Brandſchaden-Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt durch die Gemeinde Wien mit dem 
Rechte der Zwangsverſicherung nach folgenden Grund— 
ſätzen: 

Sämmtliche Gebäude innerhalb des Gemeinde— 
gebietes, mit Ausnahme der Hof⸗ und Staatsgebäude, 
müſſen, entſprechend ihrem Werte und der Art ihrer 
Verwendung, gegen Brandſchaden verſichert ſein. 

Die Gemeinde hat für die Durchführung dieſer 
Verſicherungen eine Brandſchaden Verſicherungscaſſa zu 
errichten und zu verwalten. 

Die von den Eigenthümern mit anderen Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaften oder Vereinen bereits ab⸗ 
geſchloſſenen Gebäudeverſicherungen (Immobilienver⸗ 
ſicherung) behalten, ſobald die ſtädtiſche Bandſchaden⸗ 
Verſicherungscaſſa in Wirkſamkeit getreten iſt, nur bis 
zu dem in den betreffenden Verträgen vorgeſehenen 
Termine ihre Giltigkeit. Verlängerungen oder Erneue⸗ 
rungen ſind unſtatthaft. 

(Schluſs der Sitzung um 8 Uhr abends.) 
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Sludtruth. 


Bericht 
die Stadtraths-Sitzung 9. März 1893. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


über vom 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Goldſchmidt, Noske, 
Dr. Hackenberg, Rückauf, 
Dr. Huber, Schlechter, 
Kreindl, Schneiderhan, 
Dr. Lederer, Dr. Stenzl, 
Matthies, Vaugoin, 
Matzenauer, Dr. Vogler, 


Beurlaubt: St.⸗R. Witzels berger. 
Entſchuldigt: St.⸗R. Wurm. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Secretär Roßner. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 
(1148.) Ht-R. Schlechter referiert über das Anſuchen des 
Friedrich Frank um Reducierung der Waſſermehrverbrauchsgebür für 
das Haus Nr. 22 Steingaſſe, III. Bezirk, pro III. Quartal 1892 
und beantragt die Reducierung dieſer Gebür per 60 fl. 89 kr. auf 
38 fl. 6 kr. 
(1160.) Derſelbe referiert über ein vom magiſtratiſchen Bezirks⸗ 
amte des VI. Bezirkes vorgelegtes Verzeichnis rückſtändiger Waſſer— 
mehrverbrauchsgebüren nach vier Parteien im Geſammtbetrage von 
165 fl. 43 kr. und beantragt die Abſchreibung dieſer Gebüren. 
(Angenommen.) 
(1159.) Derſelbe referiert in Angelegenheit des Mietzinsrückſtandes 
für die Wohnung Nr. 5 im ſtädtiſchen Haufe, XII. Bezirk, Haupt— 
ſtraße Nr. 68, per 5 fl. nach Tobias Groj und beantragt deſſen 
Abſchreibung aus dem Titel der Uneinbringlichkeit. Angenommen.) 
(1345.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des C. D. Satzger 
um Abſchreibung der Waſſermehrverbrauchsgebür für das Haus Nr. 14 
Praterſtraße, II. Bezirk, per IV. Quartal 1892 per 495 fl. 28 kr. 
und beantragt die Abſchreibung. Angenommen.) 
(1321.) Derſelbe referiert über Bezirksausſchuſs-Sitzungs— 
protokolle, und zwar: | 


Des I. Bezirkes vom 16. Februar und 2. März 1893; 
„„ | 3 1 „ 1., 8., 15. und 22. Februar 1893; 
„ III. N „ 9. Februar 1893; 

„„ I. f u de A 

1 V. A a DR. i 

„ VI. 5 5 A e 

„ VII. 5 „ „ a 

„ VI. 1 „ 29. December 1892 und 9. Februar 
1893; 

„ IX. 5 „ 31. Jänner 1893; 

5 X. r „ 16. und 22. Februar 1893 


und beantragt deren Kenntnisnahme. (Angenommen.) 


Angenommen) 
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(1346.) Derſelbe referiert über acht Geſuche um Abſchreibung, 
beziehungsweiſe Reducierung von Waſſermehrverbrauchsgebüren und 
beantragt: 

1. Die Abſchreibung der Waſſermehrverbrauchsgebüren für die 
Häuſer im V. Bezirke: 

Or.⸗Nr. 27 Wimmergaſſe per III. Quartal 1892 per 1 fl. 72 kr. 

„ 21 Wehrgaſſe „ „ ; „ „ 99 fl. 87 kr. 

2. Die Reducierung der Gebüren für die Häuſer im V. Bezirke: 
Or.⸗Nr. 35/37 Reinprechtsdorferſtraße per III. Quartal 1892 per 
16 fl. 32 kr. auf 10 fl. 20 kr.; 

Or.⸗Nr. 15 Griesgaſſe per III. Quartal 1892 per 34 fl. 55 kr. 
auf 21 fl. 59 kr.; 

Or.⸗Nr. 15 Siebenbrunnengaſſe per III. Quartal per 244 fl. 
3 kr. auf 152 fl. 51 kr.; 

Or.⸗Nr. 13 Caſtelligaſſe per III. Quartal 1892 per 65 fl. 1 kr. 
auf 40 fl. 63 kr.; 

Or.⸗Nr. 19 Caſtelligaſſe per III. Quartal 1892 per 7 fl. 27 kr. 
auf 4 fl. 54 kr. 

3. Die Abweiſung des Anſuchens um Reducierung der für das 
Haus V., Hundsthurmerſtraße Nr. 83, pro III. Quartal 1892 aus⸗ 
haftenden Waſſermehrverbrauchsgebür per 32 fl. 35 kr. 

Endlich beantragt Referent die Abſchreibung der für das Haus 
V., Hundsthurmerſtraße Nr. 87, für die Zeit vom 10. Juni bis 
31. December 1892 aushaftende Waſſerbezugsgebür per 13 fl. 20 kr. 

(Angenommen.) 

(1071.) St.-R. Matthies referiert über das Anſuchen des 
Ignaz Albrecht um Ermäßigung der Zuftädigfeitstaren per 50 fl. 
und beantragt die Aufrechthaltung dieſer Take. (Angenommen.) 

(1227.) Derſelbe referiert über den Recurs des Hermann Otte 


gegen einen an ihn ergangenen Auftrag feuerpolizeilicher Art in An— 


gelegenheit des Hauſes IX., Nofsanerlände Nr. 29, und beantragt die 
Abweiſung. (Angenommen.) 
(1325.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Michael Bern— 
hofer um Bewilligung zur Ausbrechung zweier Fenſter gegen die 
Schlüſſelgaſſe beim rückwärtigen Hoftracte des Hauſes Einl.-Nr. 936 
des IV. Bezirkes, Or.-Nr. 55 Wiedener Hauptſtraße und beantragt 
die Beſtätigung des Magiſtrats-Antrages auf Ertheilung des erforder— 
lichen Bauconſenſes. Angenommen.) 
(1277.) Derſelbe referiert über das vom Bauamte ausgearbeitete, 
vom Magiſtrate zur Genehmigung beantragte Project für die Ver— 
längerung des Haupt-Unrathscanales in der Weldengaſſe, X. Bezirk, 
bis zur Grenze des Hauſes Nr. 20, mit dem veranſchlagten Koſten— 
betrage von 4065 fl. 59 kr. und beantragt die Genehmigung. 
(Angenommen.) 
(1269.) Derſelbe referiert über das Project für die Neupflaſterung 
der Barichgaſſe, III. Bezirk, und beantragt die Genehmigung des vom 
Magiſtrate vorgelegten Projectes. ( Angenommen.) 


(1234.) Derſelbe referiert über acht Geſuche von Parteien aus 
dem IV. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband, be— 
ziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme und beantragt: 

a) Die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Adam Chriſtine, Bedienerin; 

Pokorny Anton, Tiſchlergehilfe; 

Schweighofer Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Rö ſch Joſef, Tiſchlermeiſter; 

Daniel Ludwig, Kerzen- und Seifen⸗Verſchleißer; 
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Pelleter Georg Anton, Ober-Inſpector der k. k. priv. öfterr.- 
ungar. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft; 
Kraus Peter, Schuhmachermeiſter; 
b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband an: 
Blache de Montbrun Georg, Hilfsbeamter. 
(An genommen.) 
(1232.) Derſelbe referiert über mehrere Geſuche von Parteien aus 
dem IX. Bezirke um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt: 
a) Die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Ge— 
meindeverband an: 
Rolke Thereſe, Private; 
Kertai Moriz, Metallgießer und Kurzwaren-Verſchleißer; 
Mieſiesco Johann, Correſpondent und Inhaber einer Fechtſchule; 
Schweitzer Jakob, Beamter der k. k. priv. öſterr. Nordweſtbahn; 
(1342.) St.-N. Dr. Vogler referiert über die Beſetzung von 
Schuldienerſtellen und beantragt: 
1. Folgende Vorrückungen zu genehmigen: 

a) in eine Schuldienerſtelle 1. Gehaltsſtufe mit 600 fl. Gehalt 
haben vorzurücken die Schuldiener 2. Gehaltsſtufe: Franz Ebner, 
Leopold Haas, Georg Kaltenbrunner, Joſef Hel wich; 

b) in die 2. Gehaltsſtufe (550 fl.) die Schuldiener 3. Gehaltsſtufe: 


Adam Knappig, Johann Schwarz, Jordan Kopfſchlögl | 


und Franz Recko. 

2. In die Behandlung der Neubeſetzung der hiedurch frei werdenden 
Schuldienerſtellen 3. Gehaltsſtufe ſei bis zur Beſchluſsfaſſung des 
Gemeinderathes über die Anzahl der zu ſyſtemiſterenden Schuldiener— 
ſtellen nicht einzugehen. 

(580.) Derſelbe referiert über das in der Stadtraths-Sitzung 
vom 2. März l. J. vertagte Referat über den Fortbeſtand der Special⸗ 
Schulabtheilungen für nicht vollſinnige Kinder im XVI. und XVIII. Be- 
zirke und ſtellt nunmehr im Einvernehmen mit dem St.-R. Noske 
folgenden, gegenüber ſeinem erſten Antrage modificierten Antrag: 

Nach § 59 R.-V.⸗G. kommt es der Landesgeſetzgebung zu, in 
Betreff der Errichtung der für das Land nothwendigen Schulen und 
Erziehungsanſtalten für nicht vollſinnige Kinder, ſowie der im 8 10 
erwähnten Anſtalten und Lehreurſe die geeigneten Anordnungen zu 
treffen, und hat nach § 62 die Landesgeſetzgebung zu beſtimmen, wie 
der Aufwand für dieſe Anftalten und Curſe zu beſtreiten fer. 

Es wäre nach Anſicht des Stadtrathes von großem humanitären 
und pädagogiſchen Werte, wenn durch ſolche Anordnungen für den 
Unterricht der nicht vollſinnigen und der ſittlich verwahrlosten Kinder 
in ausreichendem Maße vorgeſorgt würde, und es wäre erwünſcht, 
dass hiebei auch die Bezüge der bei dieſem Unterrichte beſchäftigten 
Lehrperſonen ihre Regelung erfahren würden. 

Der Stadtrath benützt den Anlaſs zu der Anregung, es möge 
der löbliche Bezirksſchulrath darauf hinwirken, dafs die Landesgeſetz⸗ 
gebung in der gedachten Richtung baldigſt ergänzt werde. Solange 
dieſe geſetzliche Regelung nicht erfolgt iſt, hätte wohl nur das Land, 
welches nach dem Reichsgeſetze die erforderlichen Anordnungen zu 
treffen hat, mindeſtens proviſoriſch für die Beſtreitung der Koſten 
ſolcher Schulabtheilungen aufzukommen. 

Es wäre aber auch bei der ſeinerzeitigen geſetzlichen Regelung der 
Billigkeit entſprechend, wenn, ebenſo wie die Fürſorge für Irre, Blinde 
und Taubſtumme Sache des Landes oder Staates iſt, auch die Koſten 
der Schulabtheilungen für nicht vollſinnige Kinder vom Lande oder 


Angenommen.) | 


‚angenommen. 
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Staate übernommen und nicht einer Schulgemeinde oder einem Schul⸗ 
bezirke aufgebürdet würden. 

Der Stadtrat) kann daher dem Antrage des löblichen Bezirks⸗ 
ſchulrathes nicht zuſtimmen, wonach die Bezüge der den Taubſtummen⸗ 
unterricht in Wien ertheilenden Lehrperſonen principiell auf den Bezirks⸗ 
ſchulfond der Stadt Wien übernommen werden ſollen. 


In dem beſonderen hier vorliegenden Falle kommt hinzu, dals 
rückſichtlich der Special⸗Schulabtheilungen für taubſtumme, blinde und 
ſchwachſinnige Kinder in den ehemaligen Schulbezirken Hernals und 
Währing beſondere Landtags⸗Beſchlüſſe vorliegen, nach welchen das 
Land für die Dauer des Beſtandes dieſer Specinl- Schulabtheilungen 


die Beſtreitung der Gehalte und ſonſtigen geſetzlichen Bezüge für die 
an dieſen Special⸗Schulclaſſen verwendeten Lehrkräfte auf den Landes⸗ 


fond übernommen hat. 


Daſs die Landtags-Beſchlüſſe nicht etwa bloß als Subventionen 
zu paſſiven Bezirksſchulfonden aufgefaſst werden können, ergibt ſich aus 
den vom h. k. k. Landesſchulrathe in ſeinem Erlaſſe vom 25. December 
1892, Z. 9979, angeführten Erwägungen und aus den Landtags- 
Verhandlungen klar und deutlich. Daſs infolge der durch das Landes— 
geſetz vom 27. December 1891 eingetretenen Änderungen in den Be— 
zügen der Lehrkräfte in Wien das Land nicht mehr die früheren, 
ſondern die jetzigen geſetzlichen Bezüge zu tragen hat, kann kaum 
zweifelhaft erſcheinen. 

Was das angeregte Bedenken anbelangt, ob die Gemeinde Wien 
in Anſehung der in Rede ſtehenden Special-Abtheilungen dem in den 
Landtags⸗Beſchlüſſen vom 12. Jänner 1886 und 13. December 1887 
dem Landesausſchuſſe vorbehaltenen Einfluſſe auf die Ausgeſtaltung 
derſelben. nur auf die Anſtellung der daſelbſt wirkenden Lehrkräfte 
gerecht zu werden bereit fein würde, erklärt der Stadtrath, dass er 
keinen. Auſtand nehme, in Aufrechthaltung der durch die obeitierten 
Landtags⸗Beſchlüſſe geſchaffenen Vereinbarungen dem Landesausſchuſſe 
den vorbezeichneten Einfluss zu geſtatten. 

Inſoferne ſich die Nothwendigkeit ergibt, den Taubſtummen⸗ 
unterricht in Wien ertheilenden, in öffentlicher Anſtellung befindlichen 
Lehrkräften eine über die in dem Landesgeſetze vom 27. October 1891 
ſtatuierten Bezüge hinausgehende Beſoldung zutheil werden laſſen, hätte 
dies nach Anſicht des Stadtrathes durch Zuweiſung einer eventuell 
im Geſetzeswege zu beſtimmenden beſonderen Remuneration aus Landes: 
mitteln zu geſchehen. 

Der Stadtrath beantragt daher: 

1. Es ſei in Anſehung der Special-Schulabtheilungen für nicht 
vollſinnige Kinder in dem XVI. und XVIII. Bezirke von Wien — 
XVI., Kirchſtetterngaſſe 38, XVIII., Klettenhofergaſſe 3, und XVIII., 
Michaelerſtraße 30, im Sinne der Landtags⸗ Beſchlüſſe vom 12. Jänner 


1886 und 13. December 1887 vorzugehen und demnach an das 


Land heranzutreten, um den Erſatz der bereits aus dem Bezirksſchul⸗ 
fonde beſtrittenen Gehalte und ſonſtigen geſetzlichen Bezüge der bezüg⸗ 
lichen Lehrkräfte mit Ausnahme der Quartiergelder, welche die Gemeinde 
zu übernehmen bereit iſt, zu erlangen. 

2. Wegen definitiver Regelung der Frage der Errichtung von 
Schulen für nicht vollſinnige Kinder im Sinne der 88 59 und 62 
R.⸗V.⸗G. wäre an die Landesgeſetzgebung heranzutreten. 

St.⸗R. Schlechter beantragt die Streichung des Paſſus: 
„mit Ausnahme der Ouartiergelder, welche die Gemeinde zu über- 
nehmen bereit iſt“. 

Dieſer Gegen⸗Antrag wird abgelehnt, der Referenten-Antrag 
(An den Gemeinderath.) 
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. (1106.) Derſelbe referiert über die Note des Bezirksſchulrathes 
um Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe auf Einbeziehung der Lehrſtellen 
an der Special⸗Schulabtheilung für taubſtumme Kinder IX., Hahn— 
gaſſe 35, in den ſyſtemiſierten Stand der Mädchen⸗Volksſchule daſelbſt 
und beantragt, der Stadtrath gebe zu dieſem Beſchluſſe feine Zu— 
ſtimmung, jedoch mit dem Vorbehalte, dafs nach definitiver Regelung 
der Frage der Errichtung und Erhaltung von Schulen und Schul— 
abtheilungen für nicht vollſinnige Kinder im Wege der Landesgeſetz⸗ 
gebung eine neuerliche Syſtemiſierung vorzunehmen ſein wird. 

(Angenommen.) 


(1222.) St.-N. Dr. Stenzl referiert über das Anſuchen des 
Magiſtrates um Ertheilung der Baubewilligung für die Errichtung 
eines Verbrennofens im ehemaligen Kübeldepot, Evid.⸗Nr. 5 an der 
Roſsauerlände, IX. Bezirk, und beantragt die Ertheilung des Bau⸗ 
conſenſes unter den vom Magiſtrate beantragten Bedingungen. 

Angenommen.) 

(1343.) Derſelbe referiert über zehn Geſuche von Parteien aus 
dem VII. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Kirſchenhofer Anton, Milchoerſchleißer; 

Soukup Joſef, Schneidergehilfe; 

Reis ner Margarethe, Kleidermacherin; 

Huſtoles Katharina, geb. Libitzky, Punzenſchlägerswitwe; 

Thum Aloiſia, geb. Waltenberger, Bedienerin; 

Fliegely Maria, geb. Neiner, k. u. k. Hauptmannswitwe; 

Krebs Adolf, Drechslergehilfe: 

Puſchmann Anton, Gaſtwirt; 

Kampf Raimund, Fragner; 


Schuh Amalia Francisca, geb. Gamilſcheg, Apothekerswitwe. 


(Angenommen.) 


(6835.) St.-R. Dr. Hackenberg referiert über den Recurs 
der Gräfin Hedwig Zichy puncto Canaleinmündungsgebür für die 
Realität Or.⸗Nr. 10 Schmiedgaſſe in Penzing, XIII. Bezirk, und 
ſtellt folgenden Antrag: 

Dem vorliegenden Recurſe wird inſoferne ſtattgegeben, als die 
mit 2965 fl. 68 kr. bemeſſene Canaleinmündungsgebür im Sinne des 
5 3 des Geſetzes vom 19. Jänner 1890, Nr. 9 L.-G.⸗Bl., auf 
drei Viertel, d. i. auf den Betrag von 2224 fl. 26 kr. herabgeſetzt wird. 

Angenommen.) 

(8002.) Derſelbe referiert über den Recurs des Lorenz und der 
Julie Nemelka gegen die aufgetragene Zahlung einer Canal⸗ 
einmündungsgebür für die Realität Or.⸗Nr. 106 Simmeringer 
Hauptſtraße, XI. Bezirk, und beantragt, den Recurs ſammt Nachtrag 
abzuweiſen, weil 

1. in den früher hergeſtellten Canalſtutzen nur der offene, für 
die Aufſammlung der Niederſchlagswäſſern beſtimmte Hofwaſſerlauf, 
dann ein gemauerter Waſſerlauf vom Keſſelhauſe zur Ableitung der 
Condenſationswäſſer einmündete, ein Canal im Sinne des $ 57 der 
Bauordnung für Wien und 8 66 der Bauordnung für Niederöſterreich 
zur Ableitung der Fäcalien und Abwäſſer bisher nicht beſtand, zu 
deſſen Herſtellung erſt mit dem rechtskräftigen Erkenntniſſe der Bau— 
deputation für Wien vom 5. Mai 1892, Z. 10, B.-D., B.⸗A. 
Z. 8286, der Auftrag ertheilt wurde, und weil 

2. die Vorausſetzung der 88 6 und 7 des Geſetzes vom 19. Jänner 
1890, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 9, nicht vorhanden iſt, ſich die Bemeſſung der 
Gebür von 634 fl. 38 kr. vielmehr als im Geſetze begründet darſtellt. 

(Angenommen.) 
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(1247.) Derſelbe referiert über die Bemeſſung der Canal⸗ 
einmündungsgebür für das k. k. Filial⸗Invalidenhaus in Neulerchenfeld 
und beantragt die Feſtſetzung dieſer Gebür mit jährlich 50 fl. 60 kr. 

(Angenommen.) 

(1314.) Derſelbe referiert über 10 Geſuche von Parteien aus 
dem XIII. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband 
und beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Leiſch Franz, Victualienhändler und Hausbeſitzer; 

Pöhacker Joſef, Fabriksarbeiter; 

Herker Amilian, false Emil, Holz- und Kohlenhändler; 

Morgenſtern Vincenz, Harmonikamacher und Hausbeſitzer; 

Eisler Anton, Schuhmachermeiſter; 

Heckl Maria, Schuhmachermeiſters-Witwe; 

Bobrich Wilhelm, Tiſchlergehilfe; 

Hartmann Johann, Maſchinenheizer; 

Staſa Anton, Fabriksarbeiter; 

Gögl Hermann, Bindermeiſter. (Angenommen.) 

(1289.) Derſelbe referiert über zwei Geſuche von Parteien aus 
dem VII. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt die Zuſicherung der Aufnahme an: 

Rauch Maria, geb. Aſchauer, Private; 


Kammer Hermann, Privatbeamter. 


(1340.) St.-N. Dr. Cederer referiert über das Anſuchen der 
Rathsdienerswitwe Leopoldine Budik um Penſionsanweiſung und be⸗ 
antragt die Bewilligung der normalmäßigen Witwenpenſion von 
jährlich 260 fl. und des Erziehungsbeitrages von 65 fl. jährlich für 
deren Stieftochter Ottilie, geb. am 25. Auguſt 1876, vom 1. Februar 
1893 an. (Angenommen.) 


(Angenommen.) 


(1339.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Amtödienerd- 
witwe Marie Keppler um Anweiſung der Witwenpenſion und be— 
antragt die Bewilligung der normalmäßigen Witwenpenſion per 240 fl. 
und eines Erziehungsbeitrages von 50 fl. für ihren Sohn Guſtav, 
geb. am 17. Juli 1876, vom 1. März 1893 an. Angenommen.) 

(1331.) Derſelbe referiert über 33 Geſuche von Parteien aus 
dem I. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Sitter Franz, Geſchäftsführer im Reſtaurant „zum rothen Igel“; 

Ster rer Joſef, Hilfsbeamter der n.⸗ö. Landeshypotheken⸗Anſtalt; 

Schaich Leopold, Tapezierermeiſter; 

Lewak Barbara, Kindsfrau; 

Löwy Iſrael, auch Jakob, Baumeiſter; 

Honſovie Johann, Gaſtwirt; 

Bouchal Albin, Gaſtwirt; 

Kübel Jakob, Kanzleidiener; 

Schöller Karl, conceſſionierter Stadträger und Hausbeſorger; 

Bar va Anton, Geſchäftsdiener; | 

Gelbhaus Markus, Privilegien⸗Agent, Herausgeber einer 

periodiſchen Druckſchrift „Induſtrie und Erfindung“ und 
Commiſſions⸗Verſchleißer in Maſchinen, Apparaten ꝛc.; 

Nowak Anton, Schuhmachermeiſter; 

Parma Anton, k. k. Sicherheitswachmann h. G. und Hausbeſorger; 

Kalenda Thomas, Kammerdiener; 

Coufal Joſef, Geſchäftsdiener und Hausbeſorger; 

Suda Barbara, Köchin; 

Kantek goſalia, Köchin; 

Eſterak Joſef, Rauchfangkehrermeiſter; 

Wagner Johann, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer; 


NN 


Pazout Johann, Portier; 

Steigelfeſt Jakob, Geſchäftsführer; 

Formanek Franz, Damenkleidermacher; 

Oſtermann Agnes Clara, Oberwärterin des Wiener Central— 
Krippenvereines; 

Marterbauer Karl, Milch -Verſchleißer; 
Maringer Laurenz, Thorwart im Schottenſtifte; 
Walter Anton, erzherzoglicher Secretär; 

Breuer Theodor, Graveur; | 
Allina Maximilian, Inhaber und Director der 
Mühlbauer'ſchen Privat-Handelsſchule; 
Fürſt Peter, Schuhmachermeiſter; 
Becere Theodor, Haustiſchler; 
Walder Bertha, Buchhalterswitwe; 
Kalenda Anton, Kammerdiener; 
Pospiſil Franz, Kammerdiener. 


(13 34.) Ht.-R. Dr. v. Willing referiert über die Proviſio— 
nierung des Bezirksſtraßen-Einräumers Joſef Kaim und beantragt, 
es ſei der Dienſtaustritt des Genannten zur Kenntnis zu nehmen und 
demſelben mit Rückſicht auf ſeine anrechenbare Dienſtzeit von mehr als 
25 Jahren eine tägliche Proviſion von 35 kr., d. i. 127 fl. 75 kr. ö. W. 
jährlich, anzuweiſen. Angenommen.) 


1206.) St.-N. Dr. Hackenberg referiert über das Auſuchen 
des Ludwig und der Maria Zatzka um nachträgliche Genehmigung 
eines bei dem Hauſe Nr. 8 Hauptſtraße in Breitenſee, XIII. Bezirk, 
hergeſtellten Riſalites und beantragt die Beſtätigung des Antrages des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk auf Bewilligung 
dieſes 0˙58 m? Grund erfordernden Riſalites und Einlöſung des 
Grundes um den Geſammtpreis pro 3 fl. 20 kr. 

(Angenommen.) 

(1208, 1287.) St.-A. Schneiderhan referiert über die Necurſe 
des M. W., ſtädtiſchen Contrahenten, gegen die ihm wegen mangel- 
hafter Kehrichtabfuhr im IX., beziehungsweiſe II. Bezirke auferlegten 
Conventionalſtrafen per 50 fl., reſpective 100 fl. und beantragt 
die Abweiſung dieſer Recurſe. Angenommen.) 

(1366.) Derſelbe referiert über die Sicherſtellung der Straßen— 
beſpritzung im XIII. Bezirke, 1. Section, und im XIV. Bezirke und 
beantragt, das vom Magiſtrate vorgelegte Verzeichnis der in dieſen 
Bezirken zu beſpritzenden Straßen, Gaſſen und Plätze zu genehmigen, 
auf Grund der für die Bezirke XI bis XIX genehmigten, vom Magiſtrate 
entſprechend modificierten Bediugniſſe behufs Beſpritzung dieſer Straßen 
vom 1. April l. J. bis Ende 1894 eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abzuhalten und das Auſuchen der Neuen Wiener Tramway— 
Geſellſchaft um Geſtattung der Waſſerentnahme von 150 hl täglich 
aus einem Hydranten bei der Weſtbahnlinie abzuweiſen. 

(Angenommen.) 

(1110.) St.-R. Voſchau referiert über das Anſuchen des 
ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerich tes Wieden um Erfolglaſſung des Vermögens 
des ehemaligen Waiſenhauszöglings, der minderjährigen Roſa Simon, 
verehelichte Jirak, und beantragt, in die Erfolglaſſung dieſes Ver— 
mögens einzuwilligen. (Angenommen.) 

(1111.) Derſelbe referiert über die von der k. k. Finauz-Landes⸗ 
direction angeſprochene Vergütung der Auslagen für drei vom Staate 
behufs Einhebung der communalen Spiritusſteuer angeſchaffte Alkoholo— 
meter im Betrage von 9 fl. und beantragt die Entrichtung dieſer Ver— 
gütung unter Verrechnung dieſes Betrages auf dem Reſervefond. 

Angenommen.) 


vormals 


Angenommen.) 
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(1238.) Derſelbe referiert über den Bericht des Lagerhaus— 
Directors, betreffend die vom Stadtrathe angeregte Tarifermäßigung 
für niedrig geſchüttetes Getreide und beantragt, im Sinne des Berichtes 
des Lagerhaus⸗Directors von einer ſolchen Tarifbegünſtigung Umgang 
zu nehmen. (Angenommen.) 

978.) Derſelbe referiert über die Überſchreitung der Poſition 
Ausgabe Rubrik XXVIII b, Koſtgelder der Beamten des Markt⸗ 
commiſſariates pro 1892, und beantragt die Bewilligung eines Zuſchuſs⸗ 
credites per 8524 fl. (Angenommen; an den Gemein derath.) 

(1347.) Derſelbe referiert über die vom Magiſtrate angeregte 
Erhöhung der täglichen Geldportion der in den ſtädt. Verſorgungs— 
anſtalten untergebrachten Bürgerpfründner und beantragt: 

1. Es ſei vom 1. April 1893 angefangen bis auf weiteres die 
bisherige Geldportion täglich 36 kr. auf 40 kr. für alle in den ſtädt. 
Verſorgungsanſtalten in Verpflegung ſtehenden Bürgerpfründner, deren 
Frauen und Witwen zu erhöhen; 

2. es jet zur bezüglichen Ausgabs-Rubrik ein Zuſchuſscredit in 
der Erfordernishöhe zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath. 

(1341.) Derſelbe referiert über die eventuelle Abänderung der 
Vollzugsvorſchrift zum Geſetze über die communale Spritſteuer und 
beantragt, der k. k. Statthalterei mitzutheilen, dafs die Gemeinde Wien 
gegen die im Protokolle über die unter Zuziehung von Vertretern der 
Spiritusbranche abgehaltene Enquste angeführten Erleichterungen keine 
Einwendung erhebe, jedoch unter der Vorausſetzung, daſs im Ge— 
währungsfalle die wirksame Controle bei der Ausfuhr nicht beein— 
trächtigt wird. (Angenommen) 

(1220.) Derſelbe referiert über die Anregung des Bibliotheks⸗ 
directors, das Bildnis des Bürgermeiſters Dr. Prix für die Sammlung 
der Bürgermeiſter-Porträts anfertigen zu laſſen, und ſtellt folgende 
Anträge: 

1. Es ſei das Bildnis des gegenwärtigen Bürgermeiſters Dr. Joh. 
Nep. Prix durch einen bewährten und hervorragenden Wiener Maler 
anfertigen zu laſſen. Das Bild ſoll in Größe und Form mit den 
Porträts der Bürgermeiſter Dr. Felder und Ed. Ritt. v. Uhl 
übereinſtimmen. | 

2. Der Koſtenbetrag für dieſes Bild ſammt Rahmen foll die 
Summe von 4000 fl. nicht überſteigen und wird auf den Reſervefond 
verwieſen. Angenommen) 

(4500.) Vice-Bürgermeifter Dr. Grübl beantwortet die vom 
St.⸗R. Dr. Huber geſtellte Interpellation wegen Stellungnahme der 
Gemeinde Wien zu der geplanten Errichtung eines Central: Schladt- 
und Nutzviehmarktes in Budapeſt dahin, dafs nach dem Berichte des 
Magiſtrates und der Außerung des Markteommiſſariates für die Ge— 
meinde Wien kein Anlass vorliege, irgend welche Schritte in dieſer 
Angelegenheit einzuleiten. (Zur Kenntnis.) 

(1275.) St.-N. Dr. Huber referiert über das Anſuchen des 
en ſſors Laurenz Doublier um Zuerkennung der fünften 
Quinquennalzulage und beantragt deren Flüſſigmachung vom 7. De— 
cember 1892 im Betrage von 200 fl. und Flüſſigmachung der hievon 
entfallenden Quartiergeldtangente per 60 fl. vom 1. Februar 1893. 

Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(1362.) St.-. Dr. Vogler referiert über die Drucklegung 
der Wählerliſten per 1893 und beantragt 

1. es ſei die Drucklegung dieſer in Frage kommenden Wähler⸗ 
liſten an die Firmen Joſ. Bayer & Comp., Paul Gerin, Gottlieb 
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Giſtel & Comp. und Johann N. Vernay zu den offerierten 
Bedingungen und unter den ſonſt üblichen Vorſichten zu vergeben; 
auf das Offert der Firma Johann L. Bondi & Sohn ſei nicht 
einzugehen; 

2. es ſei bloß die Drucklegung der Wählerliſten jener Bezirke 
und Wahlkörper zu veranlaſſen, in welchen vorausſichtlich im Jahre 
1893 Wahlen ſtattfinden; die Geſammtkoſten betragen circa 2152 fl. 
30 kr., welche Summe budgetmäßig bedeckt iſt. Angenommen.) 

(1336.) St.- N. Nückauf referiert über das Anſuchen der 
VI. Section der k. k. Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft in Wien um Wid— 
mung eines Ehrenpreiſes für die diesjährige Pferde-Ausſtellung und 


beantragt, einen Ehrenpreis von 50 Stück k. k. Ducaten zu widmen | 


und die diesfällige Auslage auf den Reſervefond zu verrechnen. 
(Angenommen.) 
(1121.) 


ſtädtiſchen Cat.⸗Parc. 1433/1 Lazarethgaſſe, IX. Bezirk, behufs 
Arrondierung der Bauſtellen I, IX, VIII., reſpective XVII, XVIII 
und XIX der ehemaligen Brünnlbad⸗Nealität, und beantragt 

1. die Überlaſſung dieſer Grundtheile im Geſammtausmaße von 


15478 m? um den Schätzungspreis von 30 fl. per Quadratmeter an 


Such aripa; 


2. weiters wäre der ſtädtiſche Grund am Zimmermannsplatze 
daſelbſt, Cat.⸗Parc. 414/20, welcher bereits als Straßengrund ver— 


St.-N. Mitt. v. Goldschmidt referiert über. das 
Anſuchen des Joſ. Sucharipa um überlaſſung einiger Theile der 


wendet iſt, ohne eine Entſchädigung ſeitens des Geſuchſtellers in das 


Verzeichnis für öffentliches Gut aufzunehmen. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt die Ablehnung des Offertes 
des Sucharipa. 

Dieſer Antrag wird mit 10 gegen 6 Stimmen abgelehnt 


und der Keferenten-Antrag angenommen; bezüglich Punkt 2 an 


den Gemeinderath. 

(1363.) 
Eheleute Johann und Marie Springer um Baubewilligung für die 
Realität Einl.⸗Z. 383 Kaiſer⸗Ebersdorf und beantragt, den Antrog 
des magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XI. Bezirk auf Ertheilung 
des Bauconſenſes unter den von dieſem Amte vorgeſchlagenen Modali— 
täten zu beftätigen und unter einem die erforderliche Grundtransaction 
(Abſchreibung einer Fläche von 57 m? von der der Gemeinde Wien 
gehörigen Cat.⸗Parc. 1979/3 in Kaiſer⸗Ebersdorf als Straßengrund 
gegen unentgeltliche Abtretung einer Fläche von circa 136 me von der 
den Geſuchſtellern gehörigen Cat.⸗Parc. 1658 und 1659 zur Ders 


(1327.) St.-N. Noske referiert über die Dienſtesreſignation 
der Kindergärtnerin Fanny Sonnewend und beantragt, es ſei der 
Genannten die Dienſtesenthebung mit 15. März 1893 zu bewilligen, 
derſelben ein Zeugnis über ihre Dienſtzeit und Verwendung auszu— 
ſtellen und ſei Thereſe Leiter vorläufig proviſoriſch bis zum Ende 
des Schuljahres 1893 als Kindergärtnerin für den communalen 
Kindergarten im XI. Bezirke Simmering mit einem Monatsgehalte 
von 50 fl. zu berufen. Bezüglich der definitiven Beſetzung dieſer Stelle 
vom Schuljahre 1893 wird ſeinerzeit Beſchluſs gefaſst werden. Von 
der Beſetzung der Stelle der Aushilfskindergärtnerin ſei bis auf 
weiteres mit Rückſicht auf den ſchwachen Beſuch des fraglichen Kinder— 
gartens abzuſehen. (Angenommen.) 

(1268.) Ht.-R. Witt, v. Goldſchmidt referiert über das Project 
für die Umpflaſterung der Schwarzenbergſtraße, I. Bezirk, und be— 
antragt die Genehmigung des vom Magiſtrate beantragten Projectes. 

Angenommen.) 


Zeit fällt, als die betreffende Privatſchule das O 
St.-N. Matthies referiert über das Anſuchen der 
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(1285.) St.- R. Vaugoin referiert über mehrere Geſuche um 
Verleihung des * und beantragt die Abweiſung des Anſuchens 
des Leopol) Lehrl, Pfaidlers, und Joſ. Kaſtner, Gas— und Waſſer⸗ 
leitungs⸗Juſtallateurs, und die Verleihung des Bürgerrechtes an den 
Tapezierer Auguſt Humelberger. Angenommen.) 

1344.) Derſelbe referiert äber den Nücftand an Beerdigungs⸗ 
gebüren nach 11 Parteien des XVI. Bezirkes im Geſammtbetrage von 
39 fl. und beautragt die Abſchreibung aus dem Titel der Unein⸗ 
bringlichkeit. (An genommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl übernimmt den 


Vorſitz.] 


8118.) Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter referiert über die 
Eingabe der Wienthalwaſſerleitungs-Unternehmung puncto Straßen⸗ 
benützung und Waſſerabnahme durch die Gemeinde und beantragt, es 
ſei der Bürgermeiſter zu ermächtigen, mit dieſer Unternehmung Der: 
handlungen zu pflegen. Angenommen.) 

Schluſs der Sitzung. 


Allgemeine Uuachrichten. 


Schulangelegenheiten. 


(Lehrbefähigungsprüfung der Privatlehrer.) Anlässlich einer 
an das h. k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht gerichteten 
Aufrage des Bezirksſchulrathes Wr.⸗Neuſtadt, Z. 32, ob mit dem 
Reifezeugnis verſehene Candidaten, welche ſich durch zwei Jahre 
au einer Privatſchule im praktiſchen Lehramte verwendet haben, 
auch dann zur Ablegung der Lehrbefähigungsprüfung zuzulaſſen 
ſeien, wenn ein Theil ihrer zweijährigen Le 5 in die 
ffentlichkeitsrecht 
noch nicht beſaß, wurde dem Bezirksſchulrathe eröffnet, daſs es 
dem Wortlaute und dem Sinne des § 38 des Reichs⸗Volksſchul⸗ 
geſetzes und des Art. II, Punkt 1 e, der erwähnten Prüfungs⸗ 
vorſchrift entipricht, dafs nur ſolche an Privatſchulen wirkende 
Lehrkräfte zur Lehrbefähigungsprüfung zugelaſſen werden, welche 
eine mindeſtens zweijährige, zufriedenſtellende praktiſche Verwendung 
im Lehramte an einer öffentlichen oder mit dem Offentlichkeitsrechte 
verſehenen Privatſchule nachweiſen, und dafs ſomit die Verwendung 
an einer Privatſchule, inſolange ſie nicht das Offentlichkeitsrecht 


beſaß, zur Zulaſſung zur Prüfung nicht aurechenbar erſcheint. 
breiterung der Schwechaterſtraße) zu genehmigen. (Angenommen.) | 


Approvifionierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 


In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 
waren vom 12. März bis 18. März 1893.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 

Rindfleiſch .. 235.367 Kg. (Davon aus Nieder⸗ „Oſterreich — 143.197; 
aus Ober⸗Oſterreich — 3079; aus Mähren 
— 8122; aus Galizien — 60. 925; aus 
Ungarn — 12.734; aus der Bukowina — 
1310; aus Bosnien — — Kg.) 

Kalbfleiſch 37.715 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 2481; 


aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren — 
77; aus Galizien — 35.207; aus Ungarn 
— ; aus der Bukowina — — Kg.) 
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638 Kg. Davon aus Nieder⸗Oſterreich — —; aus 
Mähren — —; aus Galizien — 527; 
aus Ungarn — —; aus der Bukowina 
— 103 Kg.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 20.777; 
aus Steiermark — —; aus Böhmen — 
423; aus Mähren — 566; aus Galizien 
7589; aus Ungarn — 998; aus Croatien 
— 63 Kg.) 

1.925 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 18; aus 
Ober⸗Oſterreich — 3; aus Mähren — 36; 
aus Steiermark — —; aus Galizien — 
1828; aus Ungarn — 40; aus der 
Bukowina — —; aus Schleſien — — St.) 
(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 152; 
aus Ober⸗Oſterreich — —; aus Mähren 
— 3; aus Galizien — 6; aus der 
Bukowina — 2; aus Ungarn — 2 St.) 
(Davon aus Nieder-Oſterreich — 69; 
aus Mähren — 33; aus Galizien — 1200; 
aus Ungarn — 15; aus der Bukowina 
— — Et.) 

(Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 251; aus 
Galizien — 45; aus Ungarn — 178 St.) 


Schaffleiſch 


Schweinfleiſch 30.416, 


Kälber 


Schafe 


Schweine 


Lämmer 


b) Für den Approviſionierungs verein. 


Rindfleiſch . . . 14.684 Kg. Kälber 83 Stück 

Kalbfleiſchh. . . 114 „ Schaffe 18 „ 

Schaffleiſch)h.. 17, Schweine .. . 142 „ 

Schweinfleiſch. . 753 „ Lämmer. — „ 
2. Preisbewegung: 

. ge Siedfleiſch. . .. von 30 bis 70 kr. per Kg. 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 95 „ „ „ 
Kalbfleiſchchchnn n „ DE u DE ine ae a 
Schaffleiſchthhchchche e „ 34 „ 50 „ „ „ 
Schweinfleiſchch ee e 
Naher „ 8 „ 3) ı 
Schafsceas ee A e 
Schweine 42 „ 62 „ „ 
Lämmer 2 ½ „ 6 fl. per Stück 


Die Zufuhr an Fleischwaren war etwas ſtärker als in der 
Vorwoche, die Nachfrage gegen Ende der Woche ziemlich lebhaft, 
und haben ſich die Preiſe des Rindfleiſches um 1 bis 2 kr. und 
des Schweinfleiſches um 2 bis 6 kr. erhöht, dagegen erfuhren jene 
des Schaffleiſches einen Rückgang von 6 kr., und wurden Kälber 
ebenfalls um 1 bis 4 kr. per Kilo billiger abgegeben. 


** * 
4. 


(Schlachtviehmarkt vom 20. März 1893.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 4083, Weidevieh — —, Beinlvieh — 427. 
Summa . 4510. 
Davon — nach Racen: 
Ungariſche Thiere. 
Galiziſche „ . 836 
Deutſche „ .. 1544 
Büffel „ 
Davon — nach Gattungen: 
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2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht nit Percentabzug. 


Ungar. Schlachtthiere von 52 bis 63% fl. 
(ertrem,, — „ 64 „) 
Galiz. Schlachtthiere „52 „ 63 


Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
den ee Handel vereinbarten 


Percentabzug (auf dem heuti⸗ 


(extrem „ — „ — „) beagle 37 sis 1 100 
; welchen der Verkäufer 
Deutſche Schlachtthiere 10 54 1 65 1 ein er als Eutſchädigung: 


a) Ir den Gewichtäverluft in⸗ 


folge der Schlachtung; 


(extrem „ — „ 66 „) 


Aeiderie h.. — „ — „ Fefe mie: den der, 
Stiere. e non 6) fir die wertlosen Stoffe, 
Kühe =. eee — 1 inhalt ꝛc. 0 un 
Biffell — 
Beinlvieh. . . „ — „ — „ 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Percentabzug 
Ochſen . . von 21 bis 31% fl. 
Stiere. . „ 23 „ 30 „ 
Kühe.. . „ 18 „ 27 
Büffel .. „ 22 „ 26% „ 
Beinlvieh. „ — „ — „ 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh . . von 50 bis 100 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere angekau ft. 
Un verkauft blieben: 


Ochſen ... 42 Stück 
Beinlvieh . — „ 

Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 155 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtärkeren Auftriebes ziemlich flau, daher die Preiſe der ſehr guten 
Qualitäten um 1 fl. die der übrigen Sorten um 1½ bis 2 fl. 
per 100 Kilo im Preiſe gefallen ſind. 


(Pferdemarkt vom 17. März 1893.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 468 Pferde. 
Preis: für Gebrauchspf erde. 100-420 fl. per Stück. 
„ „ Schlachtpferde .. 26— 80 fl. „ „ 
Der Markt war ſehr lebhaft. 

Detailpreiſe in der Woche vom 12. bis 18. März 1893: 
(Geſchlachtet wurden 343 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſckhkhchliſ - - - 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „ ee te 1 „ 26-4 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 30-44 „ 
Selchfleiſchchc eee. 1 „ 30—50 „ 
Extrawürſte 8 1 „ 30-48 „ 
Dürre Würſte 2 1 „ 32—60 „ 
Rohes Fett & 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett eu. 40-80 „ 
Schweifhaarrtre = „ 1 Schweif25—80 0 
Knochen 100 Kg. fl. 2—4.— 
Wine Sera % per St. „ 3—6'50. 
* * 
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Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche 
Produete in Wien vom 18. März 1893. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 7480 Kg.) . von 7 fl. 70 kr. bis 8 fl. 55 kr. = 
Roggen ( " 69—7 W „ 90 „ „ 77 „ 

Ge ae ee een „ 5 „ 50 „ „ 8 „40 „8 
WISH nd a ar an . e e , e, 
DO ee ee ee Ey ; „— „ „ 6 „85 „8 

b) Mahlproducte. 

VERS Ä re & von 14 fl. 55 kr. bis 16 fl. 05 kr. S 
Weizenmehl E 2092, x 
Roggenmehl) „ ., 1 „ 75 „ 8 
Weizeuklei eee f 
Roggenkleie . e e e e a e » 4 Mm 45 nn 4 n 5D 77 8 


SHtädtiſches Lagerhaus. 


Vom 9. bis 16. März 1893, 
Waren eingelagert. . . 28.143 Meter⸗Centner 
5 ausgelagert 27.305 : 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
9.241 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 16. März 1893: 237.824 Meter-Centner, und zwar: 
55.250 Meter⸗Ceutner Weizen, 19.691 Meter-Centner Roggen, 


86.873 A Gerſte, 16.316 „ Hafer, 

87.998 5 Mais, 4.451 1 Olſaaten, 
11.050 : Mehl u. Kleie, 7.699 A Wein, 

2.914 hi Zucker, 5.533 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt ſich auf 2,3 23.480 fl. öſt. Währ. 


Bauangelegenheiten. 
(gaudeputation für Wien.) 


Die Baudeputation für Wien hat 
Excellenz des Herrn Statthalters Erich Grafen Kielmansegg 
am 11. und 18. d. M. über 52 Recursfälle verhandelt. In 30 die 
neu einbezogenen Bezirke Wiens betreffenden Fällen, in welchen es 
ſich um Aufträge zu bauordnungsmäßigen, aus ſanitären Rückſichten 
gebotenen Herſtellungen handelte, war die Baudeputation in der Lage, 
die recurrierten Aufträge in den weitaus meiſten Fällen als im 
Geſetze begründet zu beſtätigen. 

Zwei Recurſen, betreffend Baulinienbeſtimmung im XIII. 
und XVII. Bezirke; 


zwei Recurſen, betreffend die Beſeitigung von ohne Conſens | 


hergeſtellten Objecten im XVII. und XIX. Bezirke; 


zwei Recurſen wegen Trottoirherſtellungen im XVI. Bezirke; 


zwei Recurſen wegen verweigerter Baubewilligungen im I. und 
XV. Bezirke; 

zwei verſpätetet eingebrachten Recurſen wurde keine Folge 
gegeben. 


Dem Recurſe der Wiener Tramwah-Geſellſchaft gegen die 


verweigerte Bewilligung zum Baue eines Stall— 
gebäudes im X. Bezirke wurde Folge gegeben; 

dem Recurſe des G. Roth, betreffend die Verbauung von 
Pratergründen im II. Bezirke, wurde ſtattgegeben; 


und Depot⸗ 


dem Recurſe eines Bauwerbers gegen die vom Gemeinderathe 
für die Hütteldorfer Hauptſtraße im XIII. Bezirke feſtgeſetzte Bau⸗ 


linie wurde keine Folge gegeben; 
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der Recurs der Congregation der P. P. Miſſionsprieſter vom 
heil. Vincenz de Paula gegen die vom Wiener Stadtrathe ver— 
weigerte Errichtung einer Einfriedungsmauer im VII. Bezirke 
wurde zurückgewieſen; 

dem Recurſe der auſtro-belgiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft als 
Eigenthümerin des Wiener-Neuftädter Canales gegen die der Eigen- 
thümerin der Realität Grundb.⸗Einl. Nr. 1318 im III. Bezirke 
ertheilte Parcellierungsbewilligung wurde keine Folge gegeben; 
dem Recurſe des Eigenthümers eines im XIX. Bezirke ge⸗ 
legenen, bisher unverbauten Grundes gegen die demſelben ver— 
weigerte Baubewilligung wurde keine Folge gegeben; 

dem Recurſe der Anrainer gegen die für den Bau einer 
Privat-Heilanftalt im XIX. Bezirke ertheilte Baubewilligung wurde 
(lediglich vom Standpunkte der 1 keine Folge gegeben; 

der Recurs mehrerer Intereſſenten gegen die dem Karl 
Ziegelwanger ertheilte Parcellierungsbewilligung und die 
gleichzeitig erfolgte Baulinienbeſtimmung für einen im XIII. Be⸗ 
zirke (in Penzing) gelegenen Grundcomplex wurde zurückgewieſen; 

über einen Recurs gegen die Bewilligung zur Errichtung einer 
Abortanlage im XVII. Bezirke wurde die baubehördliche Ent— 
scheidung wegen mangelhaften Verfahrens behoben; 

bezüglich der Entſcheidung über den Recurs gegen die ange— 
ordnete Räumung eines Kellers im VIII. Bezirke von Eisvorräthen 
hat ſich die Baudeputation für incompetent erklärt; 

einem Recurſe gegen den Auftrag auf Beſeitigung von ohne 
Conſens in einer Feuermauer im XV. Bezirke angebrachten Fenſtern 
wurde keine Folge gegeben. Endlich wurde ein Recurs gegen 
die eriheilte Bewilligung zur Vornahme eines Hausumbaues im 
IV. Bezirke abgewieſen. 


x 


Summarium der Bauthätigkeit im Jahre 1892. 
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Verkehrsangelegenheiten. 


(Donauregulierungs-Commiſſion.) 


In der unter Vorſitz Se. Excellenz des Herrn Statthalters 
in Niederöfterreich abgehaltenen Plenarfitzung vom 13. März d. J. 
wurden folgende wichtige Beſchlüſſe gefasst: 

Die Donauregulierungs⸗Commiſſion ſpricht ſich für die Er- 
richtung eines Wendeplatzes in beſtimmten Dimenſionen in dem 
(als Handels- und Winterhafen umzugeſtaltenden) Wiener Donau⸗ 
canal unterhalb der Kaiſer Joſefs⸗Brücke am linken Ufer aus; für 
die Schiffahrt wird im Donaucanal durchwegs eine Waſſertiefe 
von 2·20 m geſchaffen und erhalten werden. 

Dem Projecte der Generaldirection der öſterreichiſchen Staats— 
bahnen wegen Hebung der Uferbahn und Stadtbahnlinie in dem 
oberen Theile der Donauſtadt und der dadurch bedingten Anderung 
des Niveaus der Landungsplätze kann nicht zugeſtimmt werden. 

Die Donauregulierungs⸗Commiſſion wird in jedem einzelnen 
Falle, wo es ſich um die Reconſtruction von Gemeindedämmen im 
Marchfeld handelt, die Erhebungen pflegen und nach Maßgabe des 
Reſultates derſelben entſcheiden, ob der Donauregulierungs-Fond 
an ſolchen Reconſtructionen ſich betheiligt. 

Die Bedingungen des Verkaufes einer großen Baugruppe an 
der Quaiſtraße (oberhalb der Stadlauerbrücke) im Ausmaße von 
ungefähr 5600 Qe wurden feſtgeſetzt und werden dem Offerenten 
bekanntgegeben werden. 

Über eine Anregung des Herrn Bürgermeisters von Wien wird 
die Donauregulierungs-Commiſſion in Zukunft regelmäßig einen 
Auszug aus dem Beſchluſsprotokolle über ihre Plenarſitzungen der 


„k. k. Wiener Zeitung“ und dem „Amtsblatt der Stadt Wien“ zur 


Veröffentlichung mittheilen. 


Baubewegung. 


(Die in Klammern eingeſtellten Zahlen ſind die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Naubewillig ungen wurden überreicht: 
Vom 16. bis 20. März 1893. 


Für Neubauten: 


Haus, Grundb.⸗Einl. 1555, Diehlgaſſe, von J. Fichtinger, 
Bauführer Th. Bauer (1381). 


V. Bezirk: 


Fichtinger, 


1 „ Haus, Grundb.⸗Einl. 1554, Diehlgaſſe, von J. 
Bauführer Th. Bauer (1382). 
1 „ Haus, Grundb.⸗Einl. 1553, Diehlgaſſe, von J. Fichtinger, 


Bauführer Th. Bauer (1383). 
VIII. Bezirk: Haus, Lammgaſſe 3, von Anton Honus, Baumeiſter, Bau— 
führer derſelbe (1419). | 
IX. Bezirk: Haus, Garniſonsgaſſe, Grundb.⸗Einlage 1491, von Mathilde 
Gotthardt, Bauführer G. Demoki (1417). 
X. Bezirk: Herzgaſſe, Einl.⸗Z. 588, von Joſef Polke, Bauführer Joh. 
Schweitzer (8740). 

XIII. Bezirk: Haus, Penzing, Grundb.⸗Einl. 979, Parkgaſſe 38, Bau⸗ 
ſtelle VIII, von Karl Ziegelwanger, Baumeiſter, 
Bauführer derſelbe (7239). 

Haus, Penzing, Grundb.⸗Einl. 979, zwiſchen Parkgaſſe und 
Hauptplatz, Bauſtelle VII, von Karl Ziegelwanger, 
Baumeiſter, Bauführer derſelbe (7240). 

Zwei Stock hohes Wohnhaus, Rudolfsheim, Braunhirſchen— 
gaſſe 12, von Karoline Henthaler, Bauführer Johann 
Töpfl (6188). . 

Haus, Ottakring, Seitenberggaſſe Cat.⸗Parc. 1763, Einl. 696, 
von Johann Gla ſer, Bauführer Georg Kovarik (11505). 


XIV. Bezirk: 


XVI. Bezirk: 
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XVI. Bezirk: 


XVIII. Bezirk: 


XIX. Bezirk: 


II. Bezirk: 
VI. Bezirk: 
X. Bezirk: 
XI. Bezirk: 


XVIII. Bezirk: 


J. Bezirk: 
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V. Bezirk: 


VIII. Bezirk: 
IX. Bezirk: 


X. Bezirk: 
XII. Bezirk: 
XIII. Bezirk: 


ANN. 


NANA 


X 


Haus und Schupfen, Ottakring, Wurlitzergaſſe, Einl. 1601, 
Cat.⸗Parc. 753/6 und 1920, Einl. 162, Cat.⸗Parc. 753,7 
und 1921, Einl. 1598, Cat.⸗Parc. 1917, von Anton 
Knett, Bauführer derſelbe (11506). 

Wohnhaus, Pötzleinsdorf, Julienſtraße 14, von Johann 
Auguſt Plauk, Bauführer Adalbert Prokſch, Baı- 
meiſter (7768). 

Maler⸗Ateliers, Währing, Thereſiengaſſe 16 und 18, von 
Frida Jarl, Bauführer Johann Steinmetz, Baı- 
meiſter (7863). 

Wohnhaus, Ober⸗Döbling, Obkirchergaſſe und Sonnbergplatz, 
von Nanette Frankl und Joſef Deſider Steiner, 
Bauführer Johann Dolezal (5860). 


Für Zubauten: 


Kloſterueuburgerſtraße 45, von Franz Tittel, Bauführer 
J. Wagner (1416). 

Hoftract, Barnabitengaſſe 4, von J. Tiſchler, Bauführer 
A. Langer (143 “). 

Leebgaſſe 7, von Joſef Bayrhammer, Bauführer J. 
Zeitlinger (9056). 

Ebenerdige Waſchküche im Hofe rechts, Simmering, Fuchs— 
röhre Conſer.-Nr. 598, von Johann Loidl, Bauführer 
Ferd. Kaindl, Baumeiſter (4175). 

Schmiedewerkſtätte und Einmauerung eines zweiten Dampf— 
keſſels, Kaiſer-Ebersdorf, Schwechaterſtraße 8, Parcelle 33, 
von Max Mallowan, Bauführer Johaun Mikſch, 
Baumeiſter (4181). 

Gartenhäuschen, Simmering, Haußtſtraße Or.-Nr. 106, 
Grundb.-Einl. Z. 319, von Lorenz Nemelka, Bauführer 
Anton Heindl, Baumeiſter (4273). 

Kammer, Simmering, Dorfgaſſe Or.-Nr. 38, von Karl 
Schöpplein, Bauführer Anton Heindl, Baumeiſter 
(4274). 

Proviſoriſcher Pferdeſtall, Gerſthof, Bergſteiggaſſe 28, von 
Andreas Neubauer, Bauführer Johann Dollberger, 
Maurermeiſter (7925). 


Für Adaptierungen: 

Schottengaſſe 7, von Siegmund Geiringer, Bauführer 
D. Ziffer er (1392). 

Johannesgaſſe 15, von der fürſtlich Liecht euſtei n'ſchen 
Hofkanzlei, Bauführer Schoderböck (1397). 

Kärnthnerſtraße 51, von Popp & Kretſchmer, Bau— 
führer Frauenfeld & Berghof (1424). 

Hafnerſteig 7, von Karl Kuzel, Maurermeiſter (1430). 


Bezirk: Steingaſſe 6, von Ferdinand Zins ler, Bauführer C. 


Mich na (1363). 

Leitgebgaſſe 5, von Johann Czernohors und Francisca 
Zechner, Bauführer J. Hofbauer (1379). 

Margarethenſtraße 34, von J. Joſtal, Baumeiſter (1406). 

Lerchenfelderſtraße 83, von Robert Bittner, Bauführer 
C. Röſer (1408). 

Badgaſſe 7, von Anton Hög ler, Bauführer? (1362). 

Sobieskygaſſe 28, von Beriſch, Kris & Comp., Bau— 
führer Anton Kurz (1368). 

Brunnwegſtraße 2, von Johann Simon, Bauführer? 
(9020). 

Himbergerſtraße 103, von J. Milasek, Bauführer J. 
Zeitlinger (9058). 

Hetzendorf, Hauptſtraße 17, von Dominik Socher, Bau— 
führer Franz Reiter (779). 

Haus, Baumgarten, Berggaſſe 16, von Adolf Kolarz, 
Bauführer Friedrich Priebs, Manrermeifter (7281). 


XVI. Bezirk: Haus, Neulerchenfeld, Haſnerſtraße 3, von Heinrich Ott, 


XIX. Bezirk: 


II. Bezirk: 
V. Bezirk: 


VII. Bezirk: 
X. Bezirk: 
XI. Bezirk: 


Bauführer Ferd. L. Baldia (11762). 

Niederreißen der Holzſchupfe und des Piſſoirs und Anlegung 
eines Staketzaunes, Ober⸗Döbling, Hirſchengaſſe 64, von 
Ferd. Söllner, Bauführer Adolf Micheroli (5886). 


Für diverſe (geringere) Vauten: 

Muſikpavillon⸗Umſtellung, II. Kaffeehaus, k. k. Prater, von 
Rudolf Schneider, Bauführer Th. Fink (1429). 

Stallbau, Untere Bräuhausgaſſe 55, von Wilhelm Pfiſter, 
Bauführer J. Schneider (1380). a 

Canal, Rampersdorfgaſſe, von Franz und Karl Richter, 
Bauführer J. Schonka (1420). 

Waſchküche, Neubaugaſſe 70, von Ferd. Settmacher, 
Bauführer C. Ziegelwanger (1390). 

Waſchküche, Kaiſerſtraße 31, von Magdalena Schatte ra, 
Bauführer F. Silberbauer (1441). 

0 3, von Rudolf Geßl, Bauführer J. Zeitlinger 
(9057). 

Westen aus Steinzeugröhren, Simmering, Thereſiengaſſe 
C.⸗NRr. 408, von Albin Hirſch, Bauführer Ferdinand 
Kaindl, Baumeiſter (4174). 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 23, 21. März 1893. 


rr ————— PKN 


XI. Bezirk: Düngergrube, Simmering, Dorfgaſſe 22, C.⸗Nr. 65, von 
Lorenz Gey, Bauführer Ferdinand Kaindl, Baumeiſter 
4176). 

XII. Bezirk: Sande Feast Unter⸗Meidling, Johannesgaſſe 19, von 
Joſef Rucker, Bauführer derſelbe (7790). 

Abort⸗, Senf: und Düngergruben-Herftellung, Unter⸗Meidling, 
Pachtabtheilung VII, Lainzerſtraße, von Michael Haupt, 
Bauführer Wenzel Voit (7986). 

XIII. Bezirk: Hauscanal, Penzing, Schmiedgaſſe 16, von Emil v. Benzur, 
Bauführer Anton Sikora, Maurermeiſter (7132). 

Hauscanal, Penzing, Schmiedgaſſe 14, von Emil v. Benzur, 
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Bauführer Anton Sikora, Maurermeifter (7133). 

7 „ Rohrcanal, Breitenſee, Hütteldorferſtraße 42, von Guſtav v. 
Tepſer, Bauführer Gottfried Alber, Baumeiſter (7242). 

9 „ 2 offene Schupfen, Breitenſee, Bartholomäusgaſſe, Bauſtelle 
Or.⸗Nr. 3, von Ludwig Zatz ka, Baumeiſter (7243). 

„ „ Hauscanal-Verlängerung, Penzing, Bäckergaſſe 4, von Frauz 


Nißl, Bauführer Karl Ziegelwanger (7277. 

XVII. Bezirk: Herſtellung eines eingewölbten Gehweges von der Veranda 
in die Gartenführung, Hernals, Hauptſtraße 116, von Karl 
und Anna Haas, Bauführer Karl Ha as, Stadtbaumeiſter 
9582). 

unban A Fagadierung der Einfriedungsmauer, Dornbach, 
Promenadegaſſe 53, von Guſtav Chwalla, Bauführer 
H. und F. Glaſer, Stadtbaumeiſter (9491). 

Herſtellung einer Scheidemauer im linksſeitigen Hoftracte, 
Hernals, Lobenhauerngaſſe 24, von Johann Raimaun, 
Bauführer Karl Haas, Baumeiſter (965 R. 

XVIII. Bezirk: Abtheilungsmauer, Währing, Gürtelſtraße 51, von J. Eckl, 

Bauführer Joſef Not (7617). 

XIX. Bezirk: Fabrik (Erbauung einer Holzſchupfe und Einfriedungsmauer, 

Ober⸗Döbling, Gymnaſtumſtraße 10, von F. Hardtmuth 

& Comp., Bauführer Adolf Micheroli (5885). 
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Geſuche um Varcellierung wurden überreicht: 


XIII. Bezirk: Hetzendorf, Grundb.-Einl. 496, von Leander und Eliſe | 


Huſchauer (1387). 
XIV. Bezirk: Rudolfsheim, Schönbrunnerſtraße 76 und Feldgaſſe 2, von 
Francisca Töpfl (1412). 


Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 


III. Bezirk: Kleiſtgaſſe, Grundb.⸗Einl. 2692, von Victor und Joſefa 
Capek (1385). 
IX. Bezirk: Garniſonsgaſſe, Grundb.-Einl. 1491, von Mathilde Gott— 
hart (1399). 
X. Bezirk: Haſengaſſe, Van der Nüllgaſſe, Enl.⸗Z. 1755, von Franz 
| Wanecek (9049). 
XIII. Bezirk: Zubau, Speiſing, Parkgaſſe 141, von Gabriel Kröpfl (7240. 
XVI. Bezirk: Haus, Ottakring, Seitenberggaſſe, Parc. 1763, Einl.⸗Z. 696, 
von Johann Glaſer (11504). 


XVII. Bezirk: Einplankung des Baugrundes, Hernals, Ecke der Thelemaun⸗ 


gaſſe (Hernals) und Blindengaſſe (VIII. Bezirh, Parc. 16, 
Bauſtelle VI, von Juliana Schaffer und Francisca 
Dalecky (9648). 

Ausbau des Hauſes, Hernals, Gürtelſtraße 2, Ecke der Thele⸗ 
mangaſſe, von Juliana Schaffer und Francisca 
Dalecky (9649). 

XVIII. Bezirk: Bauplatz, Währing, Einl.⸗Z. 1749, von Paul Oberſt, 
Maurermeiſter (7615). 

Bauplatz, Währing, Einl.⸗Z. 1746, von Paul Ober ſt, 
Maurermeiſter (7614). 
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Gewerbeaumeldungen vom 11. März 1893. 


(Fortſetzung.) 
Berndl Thekla — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Leopoldsgaſſe 5. 
10 Benedict — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Praterſtraße 52. 
6 il Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Schönbrunner— 
ſtraße 16. | 
Nefzger Bernhard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Neuwaldegg, 
Hauptſtraße 34. 
Rakovszky Adolf — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — IX., Althanplatz 9. 
185 a Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Gumpendorfer⸗ 
traße 51. a 
ö . Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Kleine Schiff⸗ 
gaſſe 24. 
Zack Ignaz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVIII., Währing, Annag. 14. 
Rupprich Joſefa — Grünwaren- und Obſt⸗Verſchleiß — XVII., Dorn⸗ 
bacher Kirchenplatz. 
Benda Joſef — Kleidermachergewerbe — XVI., Ottakring, Hyrtlg. 10. 
Schwetz Franz — Kleidermacher — VIII., Stolzenthalergaſſe 17. 
Kubu Wenzel — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XVII., Hernals, Lobenhauerngaſſe 14. 
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Stomper Marie — Kleinhandel mit Brennholz und Kohlen — XVI., 
Ottakring, Wichtelgaſſe 36. 

Tluſtos Joſefa — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Wintergaſſe 3. 
fraß 9805 Anton — Liqueur⸗Erzeugung — XVIII., Gerſthof, Neuwaldegger⸗ 
traße 18. 

Wirth Magdalena — Luftballon⸗Erzeugung — XVI., Ottakring, Grülle⸗ 
meiergaſſe 15. 

Haber Roſa — Marktvictualienhandel — II., Auf der Haide. 
fraß un Valentin — Mehl-Verſchleiß — XVII., Neuwaldegg, Haupt⸗ 
traße 11. 

Zacha Joſef — Milch-Verſchleiß — XIII., Penzing, Feldgaſſe 6. 

Brezinszky Katharina — Obſt- und Grünwarenhandel im Umherziehen 
— XVI., Ottakring, Payergaſſe 3. 

Kovacſovies Anna — Obſt- und Grünwarenhandel im Umherziehen — 
XVI., Ottakring, Langegaſſe 1. 

Spitzer Salomon — Pfaidlergewerbe — II., Jägerſtraße 7. 

Pereſſon Theodor — Raſtrieranſtalts-Inhaber — III., Steingaſſe 16. 

Paſſadori Peter — Rauchfangkehrer — XIII., Speiſing, Hauptſtraße 50. 

Bezfalda Joſef — Schuhmacher — XVI., Neulerchenfeld, Haſnerſtr. 16. 

0 . Anton — Schuhmachergewerbe — XVI., Ottakring, Engerth— 

gaſſe 21. 

Schinagl Johann — Schuhmacher — XIII., Hietzing, Altgaſſe 23. 

Hopf Joſef — Selchwaren-Verſchleiß — X., Landgutgaſſe 10. 

Baumberg Jakob — Ein- und Verkauf von Tuchabfällen — II., Obere 
Donauſtraße 63. 

Sklensky Anton — Tiſchlergewerbe — II., Treuſtraße 26. 

Reiß Regine — Übernahme von Wäſche und Kleidern zum Putzen — 
II., Glockengaſſe 5. 

Wlcek Marie — Verſchleiß von Spirituoſen — II., Wallenſteinſtraße 71. 

Grünwald Jakob — Wein⸗Verſchleiß — VIII., Lerchenfelderſtraße 88. 

Kränzl Johann — Wirt — III., Erdbergſtraße 41. 


** 8 


Gewerbeaumeldungen vom 13. März 1893. 
Heger Rudolf — Buchhandlung in Verbindung mit Verſchleiß von Mal- 


vorlagen — J., Eſſiggaſſe 3. 


Schleſinger Abraham — Commiſſionshaudel in Manufacturwaren — 


II., Blumauergaſſe 20. 


Beh Anna — Damenkleidermacherin — XIX. Heiligenſtadt, Nuſsdorfer— 


| ſtraße 91. 


Fiſcher Malvine — Damenkleidermacherin — III., Adamsgaſſe 28. 
Havlicek Leopoldine — Damenkleidermacherin — VIII., Breitenfelderg. 11. 
Moſchuy Katharina — Damenkleidermacherin — IV., Wienſtraße 9. 
Mayer Katharina — Einſpännergewerbe — VII., Neubaugaſſe. 
Praſch Georg — Betrieb eines Eislaufplatzes — II., altes Kaiſerwaſſer. 
Lechner Johann — Fleiſchſelcher — XIII., Unter-St. Veit, Auhofſtr. 16. 
Kunz Joſef — Friſeur und Raſeur — XVII., Dornbach, Pichlergaſſe 6. 
Domann Victoria — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Treuſtraße 3. 
Strasky Max — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Seegaſſe 18. 
Swoboda Thomas — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Nuſsdorferſtr. 55. 
Kempter Adolf — Gold- und Silberarbeitergewerbe — XIII., Breitenſee, 
Hauptſtraße 32. 
Beoden Franz — Handelsagent — II., Caſtellezgaſſe 12. 
Weſtecka Marie — Handel mit Herren- und Knabenkleidern — XII., 
Unter⸗Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 76. 
Aal Wokol Antonia — Hallentrödlergewerbe — IX., Wiener Trödlerhalle, 
elle 67. 
Wewerka Franz — Herrenkleidermacher — IV., Margarethenſtraße 38. 
Moſer Engelbert — Kaffeeſiedergewerbe — II., Mathildenplatz 11. 
Prey Marie — Kaffeehaus — XVII., Hernals, Veronikagaſſe 10. 
Großmann Michael — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — 
II., Große Schiffgaſſe 16. 
Biß Adolf — Markıfierantie — XIII., Hietzing, Altgaſſe 20. 
5 Schreyer Marie — Marktvictualienhandel — VI., Detailmarkthalle, 
elle 53. 
Elger Julius — Mechaniker — IX., Harmoniegaſſe 10. 
Lerche Alois — Muſikalienhandel — VIII., Piariſtengaſſe 2. 
Berner Gottlieb — Pfaidlergewerbe — VIII., Blindengaſſe 5. 
Strasky Max — Pfaidlergewerbe — II., Karmelitergaſſe 3. 
Mansberger Martin — Pferdefleiſch⸗Verſchleiß — XIII., Penzing, Poſt⸗ 
ſtraße 141. 
Müller Joſef — Pretioſen⸗Verſchleiß — II., Praterſtraße 68. 
Kleber Thereſe — Mechaniſche Schießſtätte und Wurſtelſpiel — II., 
k. k. Prater 22. 
Peſchek Hermann — Schneider — IX., Alſerſtraße 6. 
Pesek Franz — Schneider — XVII., Hernals, Sterngaſſe 48. 
Heger Alois — Schuhmacher — J., Jeſuitengaſſe 3. N 
Biſchof Franz — Selchwaren⸗Verſchleiß — XVI., Ottakring, Veronika⸗ 
gaſſe 13. 
Holubar 
ſtraße 35. . 
Hierhammer Heinrich — Steindrucker — VIII., Schlöſſelgaſſe 19. 
Dietl Franz — Tapezierergewerbe — VI., Agydigaſſe 24. 
4* 


Wenzel — Sonnen- und Regenſchirm⸗Verſchleiß — IV., Haupt⸗ 
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Sterchele Domeniko — Teichgräber — XII., Unter-Meidling, Wilhelms⸗ 
raße 5. „ 
R Lion Johanna — Verſchleiß von Olgemälden und Bilderrahmen — II., 
Vereinsgaſſe 36. 
Wieißniemand Joſef — Zeitungs⸗Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 145. 
Rothe Anna — Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — XVII., Dornbach, 
Hauptſtraße 122. 1 , 


Gewerbeanmeldungen vom 14. März 1893. 


Plohn Philipp — Brantwein- und Theeſchankgewerbe — IX., Hahng. 22. | 


Weiß Louiſe — Brantweinſchank — IX., Sechsſchimmelgaſſe 8. 

Hruby Alois — Buchbinder — III., Steingaſſe 16. 

Miggiſch Joſef — Buchbinder — VII., Burggaſſe 51. 

Neubauer Maria — Canditen-Verſchleiß — VII., Burggaſſe 20. 

Roſe Ludmilla — Canditen⸗Verſchleiß — II., Volkertſtraße 7a. 

Amm Friedrich Joſef — Commiſſionswaren⸗Verſchleiß — IX., Porzellan⸗ 
aſſe 10. 
Ä Reihon Aloiſia — Damenkleidermacherin — XVII., Hernals, Blumeng. 31. 

Furchheimer Konrad — Drechsler — V., Johannagaſſe 19. 

Rüſcher Andreas — Drechslergewerbe — V., Siebenbrunnengaſſe 39. 

Rupprecht Marie — Federnſchmückerin — XV., Fünfhaus, Robert— 
Hamerlinggaſſe 17. 

Huemer Marie — Gaſtwirtin — J., Griechengaſſe 3. 

Hyner Johann — Wirt — II., Rueppgaſſe 26. 

Kreuzer Anna — Wirtsgewerbe — IX., Brünnlgaſſe 1. 

Marker Johann — Wirt — II., k. k. Prater, Lagerhaus der Stadt Wien. 

Reſt Marie — Wirtsgewerbe — IX., Luſtkandlgaſſe 6. 

Schromm Joſef — Gaft- und Schankgewerbe — XV., Fünfhaus, Neu⸗ 
baugürtel 33. 

Wagner Maria Anna — Gaſt- und Schankgewerbe — XVIII., Währing, 
Antonigaſſe 44. 

Zarzi Johann — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Nötzergaſſe 38. 


Baireder Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Siebenbrunneng. 5. 


Eichberger Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 8. 
Goſchenhofer Friederike — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Reinprechts— 
dorferſtraße 64. 
Wirth Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Burggaſſe 24. 
Groß Ludwig — Handelsagentie — III., Untere Viaductgaſſe 43. 
Hahn Max Eugen — Handelsagentie mit roher Baumwolle — IX., 
Türkenſtraße 21. 
Schloß Wilhelm — Handelsagentur — VII., Kaiſerſtraße 6. 
Roſenthal Bernhard — Handel mit Börſeeffeeten — I., Franz Joſefs— 
Quai 51. 
Raffel Joſefa — Handel mit Butter, Eier und Geflügel im Umher— 
ziehen — XIII., Penzing, Poſtſtraße 29. 
Zimmer Karl — Handel mit Holzkreuzen — XV., Fünfhaus, Palmg. 10. 
Leinkauf Joſef — Hauſierhandel mit Obſt und Grünwaren — XVIII., 
Währing, Anaſtaſius-Grüngaſſe 20. 
Pulitzer Betti — Kaffeeſiederin — III., Baumgaſſe 35. 
Hausner Franz — Kaffeeſchank — XVIII., Währing, Döblingerſtr. 10. 
Maruſchin Katharina — Kleinfuhrwerk — II., Nordbahnhof. 
Kirchner Franz — Kleinhandel mit Brennholz, Kohle und Coaks — 
VI., Stumpergaſſe 39. 
Kollmann Katharina — Marktvictualienhandel — VII., Markthalle, 
elle 194. 
l Haberſtroh Eliſabeth — Milch-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Braun— 
hirſchengaſſe 24. 
Löw Chane Feige — Modiſtin — VII., Lindengaſſe 14. 
Schneider Leopoldine — Modiſtin — VII., Siebenſterngaſſe 28. 
6 e Matthias Mikſa — Modiſtengewerbe — VII., Mariahilfer⸗ 
ſtraße 66. 
Papanek Victor — Pfaidlergewerbe — II., Stefanieſtraße 1. 
Schleſinger Leopold — Pferdehändler — II., Circusgaſſe 52. 
Puchsbaum Max, Puchsbaum Franz, Puchsbaum Rudolf — Poſa— 
mentierer — VII., Bandgaſſe 28. 
Holländer Alexander, Dr. — Sanatorium für Nervenkranke — XIII., 
Hacking, Waſagaſſe 2. 
Metelka Wenzel — Schloſſer — XV., Fünfhaus, Zinkgaſſe 17. 


Raſchel Franz — Schuhmachergewerbe — V., Koflergaſſe 18. 

Krebs Franz — Selchwaren-Verſchleiß — VII., Zieglergaſſe 13. 

Silbermann Iſaak — Spirituoſenhandel — II., Wintergaſſe 3. 

Mikſch Franz — Stadtträger — II., Franzenusbrückenſtraße, Ecke der 
Hofenedergaſſe. 

Gratzer Joſef — Tiſchler — XII., Unter-Meidling, Johannesgaſſe 43. 

Lapacek Joſef — Uhrmacher — XV., Fünfhaus, Kandlgaſſe 3. 

Plank Michael — Übernahme von Wiſche und Kleidungsſtücken zum 
Putzen und Färben — XVIII., Währing, Schulgaſſe 10. 


| 
Höber Anton — Schuhmacher — VII., Weſtbahnſtraße 23. 
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Pollak Leopoldine — Verſchleiß von Spiel- und Galanteriewaren — 
J., Schottenring 5. 

Diener Herſch, Verſchleiß von Spirituoſen, rohem Thee und Gebäck — 
V., Reinprechtsdorferſtraße 14. 

Linzbauer Thereſe — Verſchleiß von Zuckerwaren — XV., Fünfhaus, 
Mariahilfergürtel 11. | | 

Böheim Barbara — Victualienhandel — V., Wienſtraße 67. 

Retzl Karoline — Weißnäherin — VII., Hermanngaſſe 20. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 15. März 1893. 


Bludzum Guſtav — Buchdruckerei — XVIII., Währing, Martinsſtr. 1. 

Klima Roſa — Damenkleidermacherin — VIII., Wickenburggaſſe 3. 

Gries Friedrich — Drechsler — V., Wehrgaſſe 7. 

Pitſch Joſef — Drechsler — V., Gießaufgaſſe 5. 

Vales Johaun — Drechsler — XVI., Ottakring, Bachgaſſe 17. 

Gelbhaus Moriz — Erzeugung von Glechbearbeitungsmaſchinen und 
Werkzeugen — XV., Fünfhaus, Burggaſſe 13. 

Kleyhons Robert — Erzeugung von Staubtüchern — XIII., Penzing, 
Ameiſengaſſe 5. 

Brunner Johann — Fiaker — J., Heßgaſſe. 

Frisko Karl — Fieraut — X., Bürgerplatz 7. 

(Das Weitere folgt.) 
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